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Von WirHl. Geh. Rat Dr. H e r m a n n  K ir c h b o f f ,  München.

Da die politische und militärische Stellung Deutschlands durch den W eltkrieg  
gänzlich gebrochen ist, g ibt es nur noch e i n e  Kraft, durch die es sich w ie­
der aufrichten kann, das ist seine w i r t s c h a f t l i c h e  N eubelebung. D eutsch­
land, zur Z eit der Befreiungskriege ein vorw iegend Ackerbau treibendes Land 
von etwa 16 M illionen Einwohnern, hat sich seitdem  zu einem  Industriestaat 
ersten R anges mit 60 M illionen M enschen entwickelt. D iese wollen beschäf­
tigt und ernährt sein. G erade die germ anische Rasse eignet sich dank ihrem  
Organisationstalent zur Industrialisierung. O b gern oder nicht gern: wir 
können nur w ieder hoch kom m en durch intensive H ebung unseres gesam ten  
W irtschaftslebens. H ierzu ist in erster Linie und als dringlichste Maßnahme 
die Sanierung und Neuordnung des gänzlich darniederliegenden Verkehrs­
wesens erforderlich.

Die Eisenbahnen werden in Zukunft ganz andere Aufgaben zu erfüllen 
haben als bisher. Sie werden vor allem im Verein mit den W asserw egen einen  
Riesenverkehr zu bew ältigen haben: M asseneinfuhr, M assenausfuhr, M assen- 
transportc heißt die Parole, straffe Einheitlichkeit die Losung. Auf Erhöhung 
der Leistungsfähigkeit, in finanzieller w ie betrieblicher und baulicher Be­
ziehung, will daher die Neuordnung des Eisenbahnw esens gerichtet sein: 
großzügig, aber spartanisch einfach.

W as ist statt dessen bisher geschehen? Sechs kostbare M onate sind auf 
einen Staatsvertrag verw endet, der die Interessen der Eisenbahnstaaten wohl 
zu wahren weiß, die jetzt unbedingt gebotene Sanierung des E isenbahnw esens 
aber einfach unm öglich macht.

Man m öge dem Staatsvertrag zu seiner Em pfehlung die vorteilhaftesten  
Seiten abgew innen, man m öge auf den Valutasturz hinw eisen und uns vor
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A ugen führen, diaß von den 43 Milliarden Mi 10 M illiarden M als E ntschädigung  
für die an das Ausland abzutretenden Strecken anzusehen sind, daß die  
Eisenbahnstaaten ihr w ertvollstes W irtschaftsobjekt an das Reich abtreten; 
w as übrig bleibt, ist einfach Verkauf auf Abbruch, nicht Aufblau!

Schon das erste Reichswirtschaftsjahr soll mit einem  schw eren Defizit 
beginnen; w as w eiter dahinter sitzt, ist nichts als ste igen de D efizite, Tarif­
erhöhungen und hoffn un gslose  Kämpfe um  das D asein D eutschlands mit der 
verhängnisvollen Aussicht, daß die Eisenbahnstaaten ihre Eisenbahhnen doch 
schließlich aus dem Zusam m enbruch zu einem  billigeren P reise wieder zu­
rückkaufen m üssen.

W ie kann man so etw as m achen? W ie kann m an das e i n z i g e  W i r t ­
s c h a f t s i n s t r u m e n t ,  d a s  w i r  z u r  F r i s t u n g  u n s e r e s  D a s e i n s  n o c h  
h a b e n ,  statt es zu hegen und zu pflegen , vorw eg so  verstüm m eln und 
zu neuen T aten unbrauchbar m achen! D iese W irkung wird mit dem Staats­
vertrag todsicher erzielt. Er rechnet gar nicht mit den gänzlich veränderten 
Zeitverhältnissen, seine ganze Sorge dreht sich um Sicherstellungen. Über die 
Frage, ob  ein Eisenbahnbeam ter in ein anderes Land versetzt werden darf, 
werden in dem Staatsvertrag um ständliche Schiedsgerichte in  B ew egung ge­
setzt. N ichtigkeiten werden darin zu W ichtigkeiten, während da draußen ein 
Riesenverkehr bew ältigt sein will.

Auf der einen Seite wird eine neue Sorte von K riegsgew innen  durch den 
Staatsvertrag geschaffen  — Preußen z. B. erhält nach D eckung a l l e r  Schul­
den 10 Milliarden M! zur freien V erfügung und behält dazu noch gänzlich 
schuldenfrei se in e  Dom änen, Forsten, Kanäle und B ergw erke, W ürttemberg 
700 Mill. M usw. E in e  zw eite  Serie von K riegsgew innen wird nach dem Staats­
bahntyp für den Ü bergang der W asserw ege fo lgen . Auf der anderen Seite 
sinkt das Reich urinier tiefer in den Abgrund, m ag es d iese  Milliardenab­
findungen der Reichsbahn zur Last legen , oder einen Teil der Abfindungen 
als unproduktive Schulden auf die Reichskasse übernehm en: keinesfalls kom­
men hierbei die V erkehrsw ege — w ie  es so  bitter nottut — w ieder in Ord­
nung. W oher sollen  auch w eitere Milliarden zur A usgestaltung und Erweite­
rung des V erkehrsw esens kom m en? Überall, auch hinsichtlich der Besoldung 
des Personals, wird es in fo lg e  der chronischen G eldverlegenheiten  hapern! Ist 
das die V ejkehrsvereinheitlidiung, w ie  sie sich das deutsche Volk gedacht 
und w ie  sie ih m .d ie  R eichsverfassung verbrieft hat?  Soll ihm nach all den 
im W eltkrieg erlittenen Enttäuschungen auch noch d iese letzte und s c h w e r ­
w iegende, sein Dasein in Frage stellende Enttäuschung versetzt werden?  
W elcher Finanzkünstler will nad i d ieser  mit dem  Staatsvertrag verbundenen 
radikalen A ussaugung die in Artikel 02 der R eichsverfassung vorgesehenen  
Rücklagen, Reserven und Ü berschüsse hervorzaubern?

W ozu überhaupt jetzt diese Eile in der Sache? Vor sechs M onaten hieß 
es, der Ü bergang der Staatsbahnen auf das Reich w erde erst zum Verfassungs­
termin (1 . O ktober 1020) durchgeführt. Danach veröffentlichte ich meine 
V orschläge in der Deutschen A llgem einen Z eitung, dann w urde der 1. April 
1020 als Ü bergangsterm in bekanntgegeben .

W ährend d ieser sechs M onate Ist die so  dringliche Sanierung des kranken 
E isenbahnw esens leider verpaßt, wohl aber haben sich die Ärzte selbst vor­
w eg  saniert.
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Dies ist um  so mehr zu bedauern, als wir doch einen sicheren und sofort 
gangbaren W eg haben, um >das E isenbahnw esen von Orund aus zu sanieren  
imd für das Reich, die Eisenbahnstaaten, das verkehrtreibende Publikum und 
das Eisenbahnpersonal leistungsfähig zu machen. W enn man ihn nur b e­
schriften hätte!

Die preußischen Eisenbahnfinanzen litten unter dem Ramschetat und der 
zu intensiven Einwirkung der Finanzverwaltung. M ühevoll gebildete Reserven  
wurden für allgem eine Staatsbedürfnisse in Anspruch genom m en. Milliarden­
werte wurden nicht richtig bilanziert, indem sie nicht, wie es nach kauf­
männischen Grundsätzen üblich, zu- oder abgeschrieben, sondern einfach jedes 
Ersatzstück Zug um Z ug gerechnet wurde. Wird z. B. für eine Lokom otive, 
die im Anlagekapital mit 40 000 M zu Buche steht, eine neue, die jetzt über 
1 Mill. Mf kostet, aber dreimal so  leistungsfäh ig ist, beschafft, so  wird der 
M eh rw ert in d e r Bilanz nicht g u tg e re ch n e t. Jetzt, w o die Staatsbahn Verwal­
tungen im Staatsvertrag ihren Kaufpreis berechnen, haben sie  all diese großen  
und kleinen Konten im laufenden Etat schon zu finden gew ußt, die die Natur 
einer V erm ögensverbesserung haben, und sie  ihrem Kaufpreise zugerechnet. 
W ird in Zukunft nach diesen kaufmännischen Grundsätzen auch im Etat ver­
fahren, so wird sich die Bilanz um tnindestens eine Milliarde M verbessern.

D ie Sanierung ließe sich bei den Staatsbahnen in folgender W eise so ­
fort durchführen:

Das Reich übernimmt sofort das finanzielle Risiko für die Staatsbahnen, sie 
bleiben bis zur Sanierung, spätestens bis zu dem in der Reichsverfassung fest­
gesetzten  Zeitpunkt im Eigentum  der Eisenbahnstaaten. Sofort wird — ent­
sprechend der in Preußen vorgenom m enen Thesaurierung von 6 Milliarden 
Mark — ein kräftiger E r n e u e r u n g s f o n d s  von 6 Milliarden M mit einem  
neuen T yp von Reichsbahnobligationen, deren Z insendienst aus den Eisenbahn­
einnahmen zu bestreiten ist, gebildet. Da sich die H auptbelastung des E isen­
bahnetats bei der Erneuerung abspielt, wird der laufende Reichsbahnetat so ­
gleich im ersten Betriebsjahr um einen M illiardenbetrag entlastet, der sich durch 
Einführung der kaufmännischen Grundsätze noch um einen weiteren Milliar­
denbetrag erhöhen wird. Statt e i n e r  c h r o n i s c h e n  D e f i z i t w i r t s c h a f t ,  
vor der das Reich bei Annahme des Staatsvertrages todsicher steht, wird schon 
das erste Betriebsjahr mit einem  Ü b e r s c h u ß  abschließen, an dem das Reich 
und die Eisenbahnstaaten gleichm äßig teilnehmen können. W ürde gleichzeitig  
das Z weiklassensystem  eingeführt, so ließen sich durch die damit erzielte 
Betriebsvereinfachung die Personenzüge vermehren, auch wäre an eine Ver­
billigung der Tarife w enigstens der H olzklasse zu denken.

Die Sanierung müßte also sofort v o n  i n n e n  h e r a u s  in die W ege g e ­
leitet werden.

W eder der Reichsverkehrsminister noch der ^Reichsfinanzminister haben 
das Bedürfnis an den T ag gelegt, Sachverständige, die sie selbst zur Teil­
nahme an den Sanierungsverhandlungen eingeladen haben, zu den Verhand­
lungen hinzuzuziehen. Ein als Beirat bestellter engerer Ausschuß von T ech­
nik und W irtschaft ist nur einmal zur T agun g einberufen, und zwar am 13. 
April, am gleichen Tage, als der 26. Ausschuß der Nationalversam m lung seine  
Verhandlungen über den Staatsvertrag schon begonnen hatte; er sollte noch 
schnell vom Reichsverkehrsminister darüber unterrichtet werden. So ist diese  
wichtige Materie bisher summarisch behandelt worden!
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Der H err Reichsfinanzm inister hat den Ausspruch getan : »W enn der  
Staatsvertrag nicht angenom m en wird, wird das D efizit noch größer.« Trotzdem  
m eldet er für das erste Reichsbetriebsjahr ein Defizit von 12 M illiarden M 
an. Er hat offenbar die vorerörterten preußischen V erhältnisse nicht gekannt, 
sonst w ürde er nicht so  gesprochen haben. Das U m gekehrte ist nach m e in er '  
bestim m ten Ü b erzeugung richtig: Durch den Staatsvertrag werden die Eisen­
bahnfinanzen so  zugrunde gerich tet, daß eine Sanierung auf der von mir vorge­
schlagenen G rundlage mit Bildung ein es E m euerungsfonds überhaupt nicht 
mehr m öglich ist. D i e  D e f i z i t w i r t s c h a f t  w i r d  d u r c h  d e n  S t a a t s ­
v e r t r a g  v e r e w i g t .  Nur auf dem von mir angedeuteten  W ege sind die 
deutschen Staatsbahnen zu sanieren und für die kom m ende große W irtschafts­
kam pagne tauglich zu machen, nicht aber dadurch, daß die Eisenbahnstaaten  
vorw eg ihre K riegsgew inne einheim sen und schw erw iegende Vorbehalte 
machen. Dann sollte  man doch lieber die Zentralstelle für das künftige Eisen­
bahnw esen mehr nach Süddeutschland werlegen, um hierdurch eine Arbeits­
freudigkeit in Süddeutschland zu erzielen , als acht Reichszentralen für ein 
neues deutsches Eisenbahnw esen einrichten. Nur ein großzügiger deutscher  
Industriestaat kann ganz Deutschland, auch das agrarische Nord- und Süd­
deutschland, retten! D ie V orbedingung dafür ist ein g ro ß zü g iges Verkehrs­
w esen (Eisenbahnen und W asserstraßen)! Es wäre ein Verbrechen am deut­
schen V olke, wenn man d iese w ichtigste und dringlichste Frage der wirt­
schaftlichen W iedergeburt nicht in einer dem deutschen Volke zuträglichen 
W eise lösen w ollte. D e r  Z w a n g s l a g e ,  d i e  d e r  L ö s u n g  d e r  g r o ß e n  
F r a g e  j e t z t  d a d u r c h  b e r e i t e t  w i r d ,  d a ß  d i e  Ei  s e  n b a h  n s ta a t e n 
s i c h  a u f  k e i n e  a n d e r e  L ö s u n g  e i n l a s s e n  w o l l e n ,  s t e h t  d i e  
« o c h  g r ö ß e r e  Z w a n g s l a g e  g e g e n ü b e r ,  d a ß  d a s  R e i c h  u n d  d a ­
m i t  a u c h  s e i n e  G l i e d e r  u n b e d i n g t  w i r t s c h a f t l i c h  g e r e t t e t  
w e r d e n  m ü s s e n .  W e l c h e  L ö s u n g  b e i  d i e s e m  D i l e m m a  d e n  V o r ­
t r i t t  v e r d i e n t ,  d a r ü b e r  k a n n  m a n  w o h l  k e i n e n  A u g e n b l i c k  
z w e i f e l h a f t  s e i n .

P30] ________________
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Das Lehrlingswesen in  HandwerK und Industrie. 
Verhandlungen des 10. Kongresses der Gewerkschaften 

Deutschlands.
Von Dr. T h i lo  H a m p K e, Hamburg.

I. D i e  b i s h e r i g e  R e g e l u n g  d e s  L e h r l i n g s w e s e n s .

Die R egelung des L ehrlingsw esens ist eine der w ichtigsten Fragen für 
den zukünftigen Aufbau unseres W irtschaftslebens, denn ge lin g t es uns nicht, 
durch die Vorzüglichkeit unserer Q ualitätsarbeit, w ie vor dem  K riege, den 
W eltmarkt wieder zu gew innen, so  wird ein wirtschaftlicher Aufbau unseres 
gesam ten G ew erbes, sow ohl der Industrie w ie des H andwerks, kaum m ög­
lich sein. D iese  gu te  Qualitätsarbeit werden wir aber in der Zukunft nur 
liefern können, wenn wir unser L ehrlingsw esen auf d ie H eranbildung tech­
nisch vorzüglich geschulter Qualitätsarbeiter einstellen. D ie Frage der R egelung



des Lehrlingswesens scheint aber durch die Beschlüsse des 10. K o n g r e s ­
s e s  d e r  G e w e r k s c h a f t e n  D e u t s c h l a n d s  zu N ü rn berg1) ln ein Fahr­
wasser gebracht zu werden, welches eine vorzügliche Ausbildung der Lehr­
linge kaum gewährleisten kann.

Die G ew erbegesetzgebung in Deutschland hatte erkannt, wie w ichtig eine 
Regelung des L ehrlingsw esens ist. D eshalb sind in den § §  126 bis 128 der 
G ewerbeordnung vom 21. Juni 1869 allgem eine Bestim m ungen für das Lehr­
lingsw esen erlassen worden, die auch für die Industrielehrlinge gelten, und 
ferner sind noch besondere Bestim m ungen für Handwerkslehrlinge in den 
§§  129 blis 133 enthalten;, die nur für diese Anwendung finden. Als O rgane  
zur Überw achung des Lehrlingswesens im Handwerk waren die H andwerks­
kammern und die Innungen gedacht, die sich ihren Aufgaben auf dem G e­
biete des L ehrlingswesens mit großem  Eifer widm eten. Es unterliegt gar  
keinem Z w eifel, daß sie durchaus günstige Ergebnisse auf diesem  G ebiete er­
zielt haben. Erst im Jahre 1900 sind die Handwerkskammern ins Leben g e ­
treten, und in verhältnism äßig kurzer Zeit haben sie gute  Erfolge erreicht, 
w ie u. a. der Bericht der Z e n t r a l s t e l l e  f ü r  V o l k s w o h l f a h r t  über 
das Lehrlingsw esen und die Berufserziehung des gewerblichen N achw uchses 
für den 5. Kongreß der Zentralstelle für Volkswohlfahrt am 19. bis 20. Juni 
1911 in Elberfeld einwandfrei beweist.

Die T ätigkeit der Handwerkskammern auf dem G ebiete des Lehrlings­
wesens hatte so  günstig  gewirkt, daß die Industrie immer mehr zur Verbes­
serung des Lehrlingsw esens nach dem M uster der Vorschriften der Hand­
werkskammern überging, ohne daß gesetzliche Bestim m ungen dafür Vor­
lagen. Schriftliche Lehrverträge bürgerten sich in der Industrie mehr und 
mehr ein, das Prüfungsw esen in der Industrie nahm einen immer weiteren  
Um fang an, und vielfach zeigten sich in den Industrieverbänden W ünsche, 
den Handelskammern', die z. T. auch Industriekammern sind, ähnliche Auf­
gaben für das Lehrlingswesen zu übertragen, wie sie  die Handwerkskam­
mern auf Grund gesetzlicher Bestim m ungen übernommen hatten. Ähnlich lag  
es beim Handel. Auch hier bürgerten sich schriftliche Lehrverträge mehr und 
mehr ein, und auch im Handel wurde von den A ngestellten vielfach die For­
derung erhoben, eine Art Abschlußprüfung nach der Lehre einzuführen. 
Stimmen wurden laut, den Handelskammern ähnliche B efugnisse w ie  den 
Handwerkskammern zuzuweisen. Auch in der Landwirtschaft zeigten sich 
gleichartige Bestrebungen.

Der Krieg hat nun in den guten  Erfolgen, die die H andwerkskam ­
mern für das Lehrlingswesen erzielt hatten, verheerend gew irkt. Die  
Lehrlingsausbildung ist im H andwerk während des Krieges stark zurück­
gegangen. Eine ordnungsm äßige Lehrlingsausbildung konnte z. T. kaum  
stattfinden, weil w egen  des Fehlens an Rohstoffen die W arenherstellung ganz 
einseitig gestaltet werden m ußte und daher eine v ielseitige  Ausbildung gar  
nicht mehr m öglich war. ln den M etallgewerben mußten, w eil die Arbeiter 
Im Felde waren, die Lehrlinge, um jene zu ersetzen, zum Teil in so großer  
Zahl eingestellt werden, daß von einer Ausbildung kaum die Rede sein

>) am  30. Jun i 1919.

n a m p K e :  Lías Lehrlingswesen in H an d w erk  und Industrie  277



konnte. Statt daß sich nun aber nach dem K riege die V erhältnisse besserten , 
wurden sie noch schlimmer, indem vielfach die Betriebe w egen  ihrer sch lech­
ten wirtschaftlichen Lage ihre Arbeiter entlassen mußten, aber verpflichte* 
waren, ihre Lehrlinge, mit denen sie  drei- und vierjährige Lehrverträge abge­
schlossen hatten, zu behalten, s o  daß bei der verm inderten G ehilfen- und Ar­
beiterzahl die Lehrlingszahl unverhältnism äßig groß wurde. D iese M ißstände  
ließen sich natürlich nicht von heute auf m orgen beseitigen , sondern die zu 
hohe Lehrlingszahl m ußte erst allmählich abgebaut werden. D iese Kriegs­
erscheinungen werden aber nun seitens der G ew erkschaften den H andwerks­
kammern und Innungen als den Arbeitgeberorganisationen in die Schuhe g e ­
schob en ; sie werden nicht als K riegserscheinungen betrachtet, sondern es wird 
behauptet, daß die Handwerkskam m ern und die Innungen und überhaupt die 
A rbeitgeberorganisationen auf dem G ebiete des L ehrlingsw esens durchaus 
versagt hätten und deshalb gänzlich bese itig t werden müßten.

II. D i e  N ü r n b e r g e r  B e s c h l ü s s e .

1. G r u n d s ä t z l i c h e  E r k l ä r u n g e n .

D ie Beschlüsse des 10. K ongresses der G ew erkschaften Deutschlands zu 
Nürnberg werden eröffnet durch grundsätzliche Erklärungen, w elche lauten 

»1. D ie Art des L ehrlingsw esens, die in der H andwerkslehre beim Klein­
m eister und in der Prinzipalslehre beim Krämer ihre typischen Aus­
drucksformen findet, wird in einer sozialisierten W irtschaftsordnung von 
selbst verschwinden.

2. D ie neuzeitige, sich sozialisierende V olksw irtschaft hat auf eine soziali­
sierte Berufsbildung hinzuwirken. Jeder m it der Absicht auf Dauertätig­
keit in einen Beruf, einen B erufszw eig oder einen B etrieb eintretende  
jugendliche Arbeiter männlichen und w eiblichen G esch lechts ist, soweit 
die V orbedingungen dazu vorhanden sind oder entstehen, grundsätzlich 
und praktisch als Lehrling zu behandeln. Jeder Beruf, B erufszw eig  und 
Betrieb hat seine jugendlichen Arbeiter planm äßig in einer geordneten  
Lehrzeit auszubilden und ihnen G elegen heit zu geben , die praktische Aus­
bildung durch theoretische Fachbildung zu ergänzen und zu vertiefen.

3. Allen Arbeitern ist d ie  M öglichkeit offen  zu halten, sich auch noch in 
einem späteren Lebensalter anderen Berufen und B erufszw eigen zuzu- 
w'enden, tun sich in diesen beruflich auszubilden. E tw aige Bestim m un­
gen in körperschaftlichen Arbeitsverträgen und andere Bestim m ungen, 
die dem  entgegenstehen , sind zu verw erfen und, w o  vorhanden, zu be­
seitigen.«

ln der H auptsache bringen also die grundsätzlichen Erklärungen zum 
Ausdruck, daß, w'enn unsere ganze G ütererzeugung einmal ia der Z ukunft 
sozialisiert sein wird, die jetzt herrschende M eisterlehre verschw inden muß, 
weil es dann eben keine selbständigen M eister mehr gibt. D ie Lehr­
lingsausbildung hat in der sozialisierten W irtschaftsordnung durch die All­
gem einheit, also durch den Staat zu erfolgen. D iese  Grundsatzerklärung 
scheint mir durchaus Zukunftsm usik zu sein, so daß man über sie, wenn 
man zunächst an die praktische G estaltung des L ehrlingsw esens in der Z u­
kunft denkt, nicht w eiter W orte zu verlieren braucht.
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2. Z u s t ä n d i g k e i t .

Die w ichtigsten Bestim m ungen über das Lehrlingsw esen sind die über 
die Zuständigkeit. Sie lau ten :

>;1. Die Zuständigkeit der Innungen ist aufzuheben.
2. Zur R egelung der Lehrlingsverhältnisse werden mit Zuständigkeit für 

das Reich für jeden Beruf paritätisch aus Vertretern von Arbeitgebern  
und Arbeitnehmern bestehende Zentralkom m issionen eingesetzt, die unter 
Vorsitz eines Vertreters des Reichsarbeitsam tes innerhalb der durch all* 

^  gem eine gesetzliche Bestim m ungen gezogenen  Grenzen wirken.

Insbesondere haben diese Zentralkom m issionen die Aufgaben,

a) die Lehrzeit für den Beruf und für bestim m te A rbeitzw eige des 
Berufes festzusetzen,

b) die technischen Ausbildungspläne auszuarbeiten,
c) die Voraussetzungen festzulegen, unter denen die G enehm igung  

zum Halten von Lehrlingen erteilt werden kann, insbesondere die 
Zahl von Lehrlingen festzusetzen, die gehalten werden darf,

d) durch geeig n ete  Maßnahmen dafür zu sorgen, daß dem Berufe

3. Für größere Städte, im übrigen für jeden Landkreis und außerhalb 
Preußens fü r  Bezirke, die den preußischen Landkreisen entsprechen, 
werden paritätisch aus Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
bestehende Reichskom m issionen eingesetzt, die unter Vorsitz eines von  
der Behörde zu stellenden unparteiischen Vorsitzenden innerhalb der
durch allgem eine gesetzliche Bestim m ungen gezogenen  G renzen und der
durch die Zentralkom m issionen aufgestellten Richtlinien wirken.

Insbesondere haben diese Reichskom m issionen die Aufgaben,
a) die Durchführung der bestehenden Vorschriften zu überwachen,
b) zu entscheiden, ob  der einzelne M eister Lehrlinge halten darf

oder nicht,
c) die Ausbildung der Lehrlinge zu überwachen, insbesondere die

vorgesehenen Zwischen- und Schlußprüfungen zu veranlassen.«

M an w ill also in der G ew erbeordnung die B efugnisse der Innungen und 
dam it auch die der Handwerkskammern vollkom m en beseitigen und in Zu­
ku nft für alle G ew erbe paritätische Reichskom m issionen aus Arbeitgebern
und Arbeitnehmern bilden, die die allgem einen Gesichtspunkte des Lehr­
lingsw esens zu regeln haben, und darunter stehende Bezirkskom m issionen, 
die nach den Richtlinien der Reichskom m issionen die besonderen örtlichen  
Vorschriften zu erlassen und zu überwachen haben. Das läuft alles d a ra y f^ Ä i s .  70 
hinaus, daß man Reichstarife und Bezirkstarife zwischen Arbeitgebern^ujjdi! §" 3 sr 
Arbeitnehmern über das Lehrlingswesen für jedes Fachgew erbe verab& cfit^- »' a  
und durch paritätische Kom m issionen der Fachorganisationen der Arl^ijg'ejfc.r g . £? f
und Arbeitnehmer das Lehrlingswesen regeln und übenvachen JäjS ;l s  * a ^  5

W enn es durch die Handwerkskammern und die In n u n g ^  j  '
auf Grund des H andw erksorganisationsgesetzes vom 26. J^lP-lgQT1 igUjü ^  < 3 .' ■ 
hältnisse im Lehrlingsw'esen zu schaffen, so lag de 
d aß  man bei der G esetzgebung an die guten  Obe

genügend ausgebildete Kräfte zugeführt werden.



auf dem G eb iete des L ehrlingsw esens im H andwerk von der alten Zunft her 
noch vorhanden waren. Schon die alte Z unftverfassung hatte eine sorg­
fältige G liederung im H andwerk aufgerichtet, die Immer noch als Vorbild 
vorgeschw ebt hat, das war d ie Einteilung^ des Standes in Lehrlinge, Gesellen  
und M eister. Über jede dieser drei G ruppen hatte die Zunftverfassung be­
sondere Vorschriften. Immer waren besondere Bedingungen zu erfüllen, wenn 
man von einer Stufe in d ie  andere kom m en w ollte, und w enn sie auch 
schließlich, nam entlich während der Verfallzeit der Zünfte, zu Äußerlichkeiten 
ausgeartet sind, so  haben sie  doch bis auf den heutigen T a g  eine ganz gute  
W irkung auszuüben verm ocht. D ie G eschichte hat doch gelehrt, daß, 
als man nach Einführung der G ew erbefreiheit die Innungen vollkommen 
entrechtet hatte und sie ihre eigentliche Aufgabe auf dem  G ebiete des 
L ehrlingsw esens nicht mehr erfüllen konnten, sich in D eutschland die schlimm­
sten  Zustände im Lehrlingsw esen entw ickelten. Erst d ie G egenw irkung  
g egen  d iese  M ißstände führte dann zu den verschiedenen N ovellen  der G e­
werbeordnung, d ie  das Lehriingsw esen verbessern w ollten  und schließlich in 
dem H andw erksorganisatiousgesetz vom  26. Juli 1897 ihre Krönung und ihren 
Abschluß fanden. D ie Innungen haben auf dem G ebiete des Lehrlingswesens 
zw eifellos nicht das gele istet, w as sie hätten leisten  können, aber im ter dem 
Druck der Handwerkskam m ern und unter ihrer A nleitung sind die Erfolge 
immer besser gew orden  und sie könnten noch viel b esser  w erden, w enn man 
die G esetzgeb un g vom 26. Juli 1897 nach der Richtung hin noch w eiter aus­
bauen würde, daß in den Innungen und den Handwerkskam m ern bei der 
R egelung des Lehrlingsw esens die Arbeitnehm erverbände in viel w eiter gehen­
der W eise  mitzuwirken hätten, als das bisher bei den G esellenausschüsscn
der Innungen und bei den G esellenausschüssen der H andwerkskam m ern der
Fall g ew esen  ist. D iese stellten bisher eine w irkliche V ertretung der Inter­
essen der Arbeitnehm er in d iesen Fragen nicht dar.

D as Lehrlingswesen m,,p — ' ‘ nd wirtschaftspolitischen
K'äm-*' • ientralkom m issionen und

unerverbänden nicht die 
D iese T räger müssen 

aminern, H andels- und 
m ter H eranziehung der 

Verbände, unter weit- 
n in allen Fragen, bei 
eint. V iel bessere Er- 

erzielt w erden, wenn 
:er G ew erkschaftskon- 

B estim m ungen über 
g  unter H eranziehung  

alles, w as in der Ge­
ngem äß auch auf die 
e, und w e n n  m a n  
n , d i e  L a n d w i r t -  
n a n  S t e l l e  d e r  
r F a c h v e r b ä n d e  
s m a c h t e .
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Alies, was im einzelnen die Zentralkom m issionen und Bezirkskom m issionen  
tun sollen, haben nach der bisherigen G ew erbeordnung bereits die Innungen  
und die Handwerkskammern im allgem einei^w ahrzunehm en. Daß auf diese  
W eise eine geordnete R egelung des Lehrlingswesens geschaffen werden kann, 
ist vor dem Kriege praktisch durch die Handwerkskammern bew iesen worden.

3. L e h r z e i t .

Die Lehrzeit soll im allgem einen in der Zukunft drei Jahre nicht über­
schreiten, soll sich aber nach den Bedürfnissen der einzelnen G ew erbe richten. 
Dabei scheint die Absicht wohl zu sein, drei Jahre als Höchstm aß anzusetzen, 
für m anche G ew erbe aber noch kürzere Lehrzeiten durchzusetzen.

Es ist zw eifellos richtig, daß manchmal der W unsch, im letzten Lehr­
jahre durch den Lehrling für das entschädigt zu werden, w as er im ersten Lehr­
jahr an M ühe gekostet hat, den Lehrm eister verleitet hat, die Lehrzeit nicht 
zu verkürzen, obw ohl es vielleicht m öglich g ew esen  wäre. Zur V erlänge­
rung der Lehrzeit hat weiter beigetragen , daß die Handwerker, um über­
haupt Lehrlinge zu bekom m en, siel »»genötigt sahen, gleich vom ersten Lehr­
jahr ab immer höher steigende Entschädigungen für Kost und W ohnung zu 
gew ähren, weil sich die Kinder aus den unbem ittelten Kreisen immer mehr 
dem H andwerk zuwandten. Schließlich hat in manchen Handwerksberufen  
neuerdings die Einführung der Pflichtfortbildungsschule in Deutschland zur 
Verlängerung der Lehrzeit geführt. D ie Schulzeit ist in die Arbeitzeit g e leg t  
worden, dadurch wurde d ie  Z eit für die Ausbildung der Lehrlinge, wenn  
man es auf die Jahre umrechnet, bei dreijähriger Lehrzeit schon um ein 
volles halbes Jahr gekürzt.

Nun so ll für die H andwerker eine H öchstlehrzeit von drei Jahren ein ge­
führt werden, gleichzeitig  ist der achtstündige Arbeitstag gekom m en, und 
überall wird die Pflichtfortbildungsschule mit Tagesunterricht bis 6 Uhr durch­
geführt. Die Stundenzahl für die Pflichtfortbildungsschule wird erhöht, und 
der Besuch der Schule in der T ageszeit wird als Arbeitzeit angesehen, so  daß 
der Arbeitgeber auch die Zeit, in der der ehLrling die Schule besucht, nach 
seinen Entschädigungssätzen vergüten muß. W eiter werden auch für die 
Lehrlinge Ferien angestrebt. Durch alle diese Maßnahmen wird die Zeit, die 
für die praktische Ausbildung des Lehrlings in der W erkstatt übrig bleibt, 
sehr erheblich verkürzt.

Es ist wohl richtig, daß man in einzelnen G ew erben, in denen man noch 
aus alter G ew ohnheit eine vierjährige Lehrzeit hat, vielleicht ohne w esen t­
lichen Schaden für die Ausbildung auf eine dreieinhalb- oder dreijährige Lehr­
zeit hinuntergehen kann. Es gibt aber auch Handwerke, bei denen große  
technische Schw ierigkeiten in der Lehrzeit überwunden werden m üssen, sb  
daß eine vierjährige Lehrzeit durchaus erforderlich ist, um eine wirklich 
gründliche Ausbildung zu gew ährleisten. Ich führe da die Elektrotechniker, 
Feinmechaniker, Schlosser und M aschinenbauer als Beispiel an, bei denen 
m. E. an einer vierjährigen Lehrzeit unbedingt festgehalten werden muß.

Noch w eiter geh t das Bestreben dahin, die E ntschädigungssätze für Kost 
und W ohnung für die Lehrlinge vom ersten T age der Lehrzeit an schon so 
hoch zu gestalten , daß sie  m öglichst sofort auf eigenen Füßen stehen können. 
Bei diesen M aßnahmen würde es aber für den A rbeitgeber vielfach ganz un­



m öglich werden, bei der Lehrlingsausbildung auf die K osten zu kom m en. Es 
wird daher immer schw erer werden, gu te  Lehrm eister zu finden.

Für eine allgem eine dreijätirige H öchstlehrzeit würde man vom  Stand­
punkte des H andwerks vielleicht eher eintreten können, w enn die Bestrebun­
gen erst durchgeführt worden sind, das neunte Schuljahr für die V olks­
schule einzuführen, also alle Kinder ein Jahr länger in der Volksschule zu 
behalten und sie  nicht wie bisher mijt 14, sondern erst m it 15 Jahren ins Be­
rufsleben eintreten zu lass'en. Die um ein Jahr älteren Lehrlinge werden, 
weil sie  reifer sind, sicher auch eindringender und schneller lernen, so  daß 
man dadurch die Abkürzung der Lehrzeit auf drei Jahre vielleicht wiedei 
einholen könnte.

Unter die dreijährige Lehrzeit noch hinunterzugehen, ist nach meiner An­
sicht überhaupt nicht m öglich, es sei denn, daß man eine gründliche tech­
nische Ausbildung vollständ ig  in Frage stellt. Derart zu kurz und daher m angel­
haft ausgebildete Lehrlinge würden voraussichtlich nicht in der Lage sein, als 
G esellen den Tarifm indestlohn zu verdienen. S ie würden daher schw er ein 
Unterkom m en in ihrem G ew erbe finden können, w ie  es sich jetzt schon bei 
den Kriegslehrlingen zeigt, die keiner so recht haben will.

Nach den vorgesch lagenen G rundsätzen soll die Zentralkom m ission die 
Dauer der Lehrzeit für jeden Beruf festlegen . Sie soll außerdem  Bestim m un­
gen treffen, daß bei besonders gün stigen  Fortschritten eines Lehrlings eine 
angem essene Verkürzung der Lehrzeit eintritt. M eines Erachtens müßten 
den Handwerkskam m ern diese A ufgaben w ie bisher überlassen w erden; der 
Zentralkom m ission derartige Entscheidungen zu übertragen, will mir auch 
organisatorisch nicht richtig scheinen.

Auch findet sich w ieder die B estim m ung, daß ein rechtzeitiger W echsel
der Lehrstelle zu erfolgen hat, w enn die E ignung und N eigu n g  des Lehrlings 
nach anderer Richtung geht, als ursprünglich angenom m en wurde. Auch bis­
her konnte ein Lehrling, der einsah, daß er für das gew ä h lte  G ew erbe nicht 
paßte, nach § 127 der G ew erbeordnung zu einem  anderen G ew erbe über­
gehen. W enn man aber, w ie hier die Absicht zu sein scheint, den W echsel von
einem G ew erbe zum ändern zu leicht macht, so  wird man sehr bald erleben,
daß die jungen Leute, die häufig in ihren Anschauungen noch nicht recht 
beständig sind, von einem G ew erbe zum ändern hin- und herpendeln.

4. T e c h n i s c h e  A u s b i l d u n g .

Der dritte Abschnitt der V orschläge behandelt die technische Ausbil­
dung. Folgende V orschläge werden gem acht:

»5. Die Zentralkom m issionen haben Lehrpläne aufzustellen , d ie eine syste­
matisch fortschreitende, Ausbildung der Lehrlinge gew ährleisten . Die 
Lehrmeister sind verpflichtet, diese Lehrpläne der A usbildung zugrunde 
zu legen.

6 . Die Bezirkskom m issionen haben sich durch zu bestim m ten Zeitabschnit­
ten abzuhaltende Zwischenprüfungen davon zu überzeugen , daß die Aus­
bildung auf Grund der aufgestellten  Lehrpläne erfolgt und daß der Lehr­
ling norm ale Fortschritte macht. Am Ende der Lehrzeit ist eine Schluß­
prüfung vorzunehmen.
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7. Stellt sich bei den Zwischenprüfungen heraus, daß der Ausbildung eines 
Lehrlings nicht die genügende Sorgfalt gew idm et wurde, so  kann die Be­
zirkskom m ission die Fortsetzung der Lehre in einer anderen W erkstelle  
auf Kosten des bisherigen' Lehrm eisters oder des G esam tgew erbes veran­
lassen.

8. Heimarbeitern ist d ie Ausbildung von Lehrlingen grundsätzlich zu unter­
sagen. Akkordarbeiter sollen nicht zur Ausbildung von Lehrlingen ver­
wandt werden.«

Lehrpläne, d ie  eine system atisch fortschreitende Ausbildung des Lehr­
lings gew ährleisten, sind gew iß  sehr schön, und sie lassen sich in staatlichen  
Lehrwerkstätten wahrscheinlich durchführen; so  lange aber die M eisterlehre 
noch m aßgebend ist, hängt die Ausbildung des Lehrlings in der Hauptsache 
ab von den Arbeiten, die bei seinem  Lehrm eister Vorkommen, und diese Ar­
beiten pflegen sich nicht nach den system atischen Lehrplänen zu richten. 
D iese system atischen Lehrpläne m üssen mehr oder w eniger ein frommer 
W unsch bleiben. Die Schlußprüfung haben wir ja bereits als G esellenprüfung; 
sie bürgert sich auch schon mehr und mehr in der Industrie ein. Von Zwi­
schenprüfungen hat man bisher abgesehen, weil der Apparat und die G eld­
kosten dafür sehr erheblich sein dürften. Auch jetzt ist schon von den 
Handwerkskammern verfügt, daß ein Lehrling, der durch die Schuld seines 
Lehrmeisters die G esellenprüfung nicht besteht, auf dessen Kosten bei einem  
anderen M eister nachzulernen hat.

5. S c h a f f u n g  v o n  L e h r g e l e g e n h e i t .

Interessant ist, daß man auch Bestim m ungen über die Schaffung von  
Lehrgelegenheit aufgenom m en hat. Sie lauten:

»9. Von den Zentralkom m issionen ist dahin zu wirken, daß die G roßindustrie 
mehr als bisher Einrichtungen zur system atischen Ausbildung schafft. 
Im Bedarfsfälle 9ind Zwangsm aßnahm en zur Einstellung von Lehrlin­
gen vorzusehen.

10. Es ist in Aussicht zu nehmen, den Lehrmeistern, die bei der Ausbildung 
von Lehrlingen besonders H ervorragendes gele istet haben, aus noch zu 
schaffenden Fonds Prämien zu zahlen.«

Die Anerkennung der M eisterlehre scheint jedoch nur platonisch zu sein. 
Man sieht wohl ein, daß man s ie  nicht sofort entbehren kann, obw ohl doch nach 
der Grundsatzerklärung die M eisterlehre zu verschwinden hat. Man sagt sich 
wohl, daß, wenn man die M eisterlehre beseitig t und eine Sozialisierung der 
Lehre durchführt, also alle Lehrlinge in staatlichen Lehrwerkstätten ausbildet, 
dann ja nicht nur d ie  Kosten für die Ausbildung der Lehrlinge für den Staat sehr 
hoch sein werden, sondern daß der Staat dann auch noch den Lehrlingen Stun­
denlohn bezahlen muß, dam it sie während der Ausbildung in der Lehrwerkstätte  
nicht ihren Eltern zur Last fallen. Zunächst will man neben der M eisterlehre 
Ergänzungs-Lehrwerkstätten schaffen, wohl für die Berufe, die w egen zu 
großer Spezialisierung nicht mehr die M öglichkeit bieten, einen Lehrling in 
allen Z w eigen des G ew erbes in der M eisterlehre auszubilden. Bisher hatte man 
solche Ergänzungs-Lehrwerkstätten vielfach mit gutem  Erfolge an den Fort­
bildungsschulen und Gewerbeschulen eingerichtet, ihre Verbreitung ist aber 
bisher immer an den sehr hohen Kosten gescheitert. W ill man jetzt ganz
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allgem ein diese Lehrwerkstätten schaffen, so wird man sehr erhebliche M ittel 
aufw enden m üssen. O b dies bei unserer W irtschaftslage m öglich ist, er­
scheint fraglich.

N eben den Ergänzungs-Lehrw erkstätten sollen dann noch Sam m el-Lehr- 
werkstätten geschaffen  werden, in denen Lehrlinge kleinerer Betriebe noch 
für eine g ew isse  Z eit eine V ervollkom m nung erfahren. Auch dieser G e­
danke erscheint an sich nicht schlecht. Da man sich wohl darüber klar ist, 
daß mit diesen Lehrwerkstätten sehr hohe K osten verbunden sind, und 
anfängt einzusehen, daß der Staatssäckel doch allmählich nicht alle die An­
forderungen, die jetzt an ihn g estellt werden, auf die Dauer erfüllen kann, 
so  wird vorgesch lagen, die Kosten dieser Sam m el-Lehrwerkstätten von den 
Arbeitgebern des in Betracht kom m enden Bezirkes und Berufes, gegeb en en ­
falls mit einem Zuschuß aus öffentlichen M itteln, aufzubringen. Es erscheint 
doch sehr zw eifelhaft, ob  die Arbeitgeber in Zukunft bei den wirtschaftlichen  
Verhältnissen, denen namentlich unsere Industrie en tgegen geh t, in der Lage 
sein werden, derartige B elastungen noch zu allen anderen zu tragen. Die 
Sam m el-Lehrwerkstätten sollen ferner besonders begabten  jungen Leuten nach 
B eendigung der Lehrzeit G elegenheit zu weiterer Ausbildung geben. Auch 
dam it würden erhebliche Kosten verbunden sein , denn die jungen Leute, 
welche solche Sam m el-Lehrwerkstätten besuchen, könnten doch während dieser 
Zeit nichts verdienen und m üßten aus öffentlichen M itteln erhalten werden.

6 . E n t s c h ä d i g u n g  f ü r  K o s t  u n d  W o h n u n g .

W as in den Abschnitten 6 über Fach- und Fortbildungsschulen, 7 über 
Arbeitzeit, 7 a über Lehrlingsausschüsse gesa g t wird, bedarf keiner beson­
deren Besprechung, da es dem jetzt bereits geltenden Recht, w ie es durch die 
Einführung des achtstündigen A rbeitstages, durch den Ausbau des Fach- und 
Fortbildungsschulwesens und durch das B etriebsrätegesetz geschaffen  wor­
den ist, entspricht.

D agegen sind noch die Vorschläge über die K ostgeldsätze zu erwähnen. 
Da ist g esa g t: ¿

»Bei der Festsetzung des K ostgeldes m üssen die Bezirksstellen ver­
mittelnd eingreifen und für die einzelnen O rte und Bezirke Regeln auf­
stellen, falls nicht in den Tarifverträgen bereits B estim m ungen festge­
leg t sind. G em einsam e G rundsätze für das Reich und für alle Berufe 
lassen sich nicht schaffen.«

Bisher hat man ganz allgem ein auf dem Standpunkte gestanden , daß die 
Festsetzung über die H öhe des K ostgeldes nicht in d ie Tarifverträge hin­
eingehört, denn das K ostgeld ist kein Lohn, sondern eine Entschädigung für 
Kost und W ohnung. Jetzt scheint also die Absicht zu sein, diese Frage 
durch Tarifverträge zu regeln oder aber sie durch die Bezirksstellen einheit­
lich festzulegen. Dann würde also der Arbeitgeber nicht mehr in der Lage 
sein, als Lehrm eister mit den Eltern seines Lehrlings durch Lehrverträge zu 
verabreden, welche Entschädigungen gezahlt w erden so llen ; über die Ver­
abredung des Lehrvertrages würden also die Festlegungen  der Bezirksstellen  
oder die Bestim m ungen der Tarifverträge hinausgehen.

Über diese Bestim m ungen sollten die H andwerkskam m ern nach Anhörung 
auch von Arbeitnehm ervertretern endgü ltig  zu entscheiden haben.
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Es ist selbstverständlich, daß bei den verteuerten Lebensverhältnissen  
die H andwerker die Entschädigungssätze für Kost und W ohnung w eitgehend  
erhöhen mußten. D ie Handwerkskammern haben sich während des K rieges 
sehr bemüht, die Lehrm eister dazu zu bringen. Leider sind vielfach Lehr­
m eister so kurzsichtig gew esen , sich diesen durchaus berechtigten Anregun­
gen zu w idersetzen. Im großen und ganzen ist aber jetzt schon eine Er­
höhung der E ntschädigungssätze in entsprechender W eise erfolgt. W enn 
diese Erhöhungen vielfach den G ewerkschaften noch nicht genügen, so liegt 
das zum Teil wohl daran, daß die G renze des wirtschaftlich M öglichen über­
sehen wird.

W eitere Grundsätze über Kost und W ohnung lauten:
"24. D ie B eseitigung von K ost und L ogis beim Lehrm eister ist im allge­

meinen nur für größere Städte anzustreben, in denen eventuell Lehr­
lingsheim e zu gründen sind. In kleinen Städten und auf dem Lande ist 
Kost und L ogis beim M eister nicht allein nicht zu verm eiden, sondern 
auch, wenn sonst kein Familienanschluß vorhanden ist, als Haus- und 
Fam iliengem einschaft teilw eise von Vorteil für den Lehrling.

25. Aufgabe der Bezirkskom m ission muß es sein, darüber zu wachen, daß 
K ost und L ogis angem essen sind und daß der Lehrling nicht zu häus­
lichen Arbeiten benutzt wird.« j

8. F e r i e n .

Schließlich behandelt der Abschnitt 15 die Ferien. Er lautet:
»26. Ebenso w ie  für die erwachsenen Arbeiter, ist für den Lehrling und ju­

gendlichen Arbeiter die Einführung von Ferien anzustreben.«
Da jetzt allgem ein in den Tarifverträgen für die Arbeiter Ferien durch­

geführt werden, wird man wohl auch Ferien für die Lehrlinge allgem ein  
durchzuführen versuchen. Für den Lehrm eister wird es natürlich häufig wirt­
schaftlich Schw ierigkeiten bieten, in allen Fällen die Ferien durchzuführen, 
w as nach Ansicht der G ew erkschaften natürlich unter Fortzahlung der Ent­
schädigungssätze für Kost und W ohnung geschehen soll.

9. B e r u f b e r a t u n g ,  L e h r s t e l l e n v e r m i t t l u n g .

Die Grundsätze über weibliche Lehrlinge und über ungelernte Arbeiter 
bedürfen keiner besonderen Erörterung.

In der Frage der Berufberatung, der E ignungsprüfung und der Lehr­
stellenverm ittlung stellen sich die Beschlüsse auf den Standpunkt, daß die 
jungen Leute nach der Schulentlassung durch sachgem äße Berufberatung und 
Eignungsprüfung in die nach ihren N eigungen und Befähigungen für sie  pas­
sendste Lehrstelle durch eine g eeign ete  O rganisation der Lehrstellenvermitt- 
lung hineingebracht werden sollen. D ieses Bestreben wird jetzt ganz all­
gem ein geteilt und hat in Preußen, Bayern und Sachsen schon zu Erlassen 
geführt.

III. K r i t i k  u n d  A u s b l i c k .

1. K r i t i k .

Der Grundfehler der Vorschläge der G ew erkschaften scheint mir darin 
zu liegen, daß man den Lehrvertrag nicht als einen Erziehungsvertrag auf­
faßt, nach dem der Lehrling durch eine gute Ausbildung etw'as erlernen soll,
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sondern daß man ihn mehr zu einem Arbeitsvertrag stem pelt, in dem  der 
Lehrling vor allen D ingen m öglichst sofort Lohn erhalten soll. Es werden  
gar nicht mehr die besonderen V erhältnisse des L ehrlingsw esens im H andwerk  
berücksichtigt, sondern die G esichtspunkte, die für das L ehrlingsw esen in 
der Industrie, nam entlich für angelernte Arbeiter m aßgebend sein könnten, 
werden ganz allgem ein für das L ehrlingsw esen zugrunde gelegt. In der G e­
werkschaft sind ja zw eifellos die Fabrikarbeiter in der M ehrheit, und die 
H andwerkergehilfen, die in den G ew erkschaften ebenfalls organisiert sind, 
sind zu w en ig  in der Lage, die besonderen V erhältnisse im H andwerk zur 
G eltung zu bringen. Beim angelernten Fabrikarbeiter kann man die Lehr­
zeit stark verkürzen, und man kann ihn auch sofort bezahlen, denn er soll 
ja nur auf einem Sondergebiet angelernt w erden, auf dem seine Arbeitskraft 
gleich von A nfang an für den Betrieb m it E rfolg ausgenutzt werden kann. 
Beim Lehrling iin H andwerk lieg t die Sache aber ganz anders. Er soll viel­
se itig  und um fassend ausgeb ildet werden. D er Lehrm eister darf daher die 
Arbeitskraft des Lehrlings niem als ausschließlich im In teresse seines Be­
triebes ausnutzen w ollen , denn son st würde die A usbildung des Lehrlings ein­
seitig  werden und dadurch erheblich leiden. Je m ehr man also die Ent­
lohnung in den Vordergrund stellt, desto  m ehr verwandelt man den Lehr­
vertrag ln einen Arbeitsvertrag und führt herbei, daß der Lehrm eister seinen 
Lehrling nicht mehr als eigentlichen Lehrling, sondern als jugendlichen Ar­
beiter ansieht, dessen Arbeitskraft er, da er ihn von Anfang an bezahlen 
soll, im Interesse seines B etriebes nach M öglichkeit auszunutzen sucht. D es­
halb hat die Verkürzung der Lehrzeit und die H öhe der E ntlohnung da ihre 
Grenze, w o  es dem Lehrm eister wirtschaftlich nicht mehr m öglich  ist, bei 
der Lehrlingsausbildung auf seine Kosten zu kom m en. D er gew issenhafte  
Lehrmeister soll an seinen Lehrlingen* nichts verdienen, denn es ist eine 
Ehrenpflicht sow ohl des H andwerks w ie  der Industrie, für die Ausbildung 
des Nachw uchses auch ohne besondere w irtschaftliche V orteile zu sorgen. 
Aber man kann von dem Lehrm eister nicht verlangen, daß er bei der Aus­
bildung des Lehrlings zusetzt, weil er die w irtschaftlichen V erluste, die ihm 
der Lehrling namentlich in den ersten Jahren verursacht, nicht w ieder dadurch 
ausgleichen kann, daß entw eder der Lehrling etw as länger lernt oder daß die 
Entschädigungen nicht gleich so gesta ltet werden, daß sie als Lohn in die 
Erscheinung treten.

N euerdings wird sow ohl in der Industrie, w ie im H andwerk, w ie im Han­
del versucht, das Lehrlingswesen durch den T arifvertrag zu regeln. Tat­
sächlich laufen ja auch die V orschläge, d ie in N ürnberg bei dem 10. Kongreß 
der G ewerkschaften beschlossen w orden sind, auf nichts anderes heraus, als 
auf eine tarifliche R egelung zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehm ern. Nach 
meiner Ansicht ist aber gerade eine tarifliche R egelung für das Lehr­
lingsw esen die allerungeeignetste. Lehrlinge sind keine Lohnarbeiter, denn 
sie sollen erst lernen, später den Lohn zu verdienen. Sie em pfangen auch 
keinen Lohn, sondern nur E ntschädigungssätze für Kost und W ohnung oder 
Zubußen, um ihren Eltern ihr Durchhalten während der Lehrzeit zu erleich­
tern. Durch die tarifliche R egelung würde der Lehrling in die Lohnkämpfe 
vollständig mit hineingezogen werden. Er würde durch Streike und Aussper­
rungen berührt werden, wodurch seine Ausbildung zw eife llos schw er leiden



m üßte. D eshalb macht sich ja auch immer mehr in den Kreisen der Industrie, 
des H andwerks, des H andels und der Landwirtschaft d a s  Bestreben geltend, 
einer tariflichen R egelung des Lehrlingsw esens nicht zuzustimmen.

2. A u s b l i c k .

Es ist zw eifellos richtig, daß sich durch den Krieg w eitgehende M ißstände 
im Lehrlingswesen des H andwerks g eze ig t haben und daß immer in ein­
zelnen Fällen, trotz aller Überwachung, M ißstände im Handwerk vorhanden  
gew esen sind. Das wird aber auch so  bleiben, wenn das Programm der G e­
werkschaften durchgeführt würde, denn es ist eben in der U nvollkom m en­
heit des M enschen begründet.

Leider knüpft d ieses Program m  gar nicht an das bisher G eschaffene an. 
Nach meiner Ansicht, und ich glaube nach Alnsicht vieler Kenner des Lehr­
lingsw esens im H andwerk, hat sich das H andw erksorganisationsgesetz g e ­
rade auf dem G ebiete des L ehrlingsw esens ganz besonders gut bewährt, und 
deshalb sollte die T ätigkeit c to - Handwerkskammern und der Innungen nicht, 
w ie es jetzt beabsichtigt zu sein scheint, ausgeschaltet, sondern im G egen ­
teil erweitert werden. W enn d ie  G ewerkschaften in den Fragen der Re­
gelung des L ehrlingsw esens eine tätige M itarbeit wünschen, so läßt sich 
die im Rahmen der bisherigen G esetzgebung durchaus durchführen. Ebenso  
w ie bei den G esellenprüfungen bisher die G ehilfen sehr zur Zufriedenheit 
m itgewirkt haben, könnte man bestim m en, daß in den Lehrlingsausschüssen  
der Handwerkskammern und der Innungen eine sachgem äße M itwirkung der 
Vertreter der G ehilfenschaft stattfindet. W enn man mit der Tätigkeit der In­
nungen auf dem G ebiete des L ehrlingsw esens noch nicht im vollen Um fange  
zufrieden ist — ich leugne nicht, daß die Innungen zum Teil bei gutem  
Willen auf diesem  G ebiete viel mehr hätten leisten können, als sie gele istet 
haben — , so  würden sie  In Zukunft zw eifellos mehr leisten, wenn nicht nur 
von der einen Seite die Handwerkskam m ern, sondern auch von der anderen 
Seite die Vertreter der G ehilfenschaft anregend auf sie  einwirkten.

ich hoffe daher, daß über die Reformpläne noch nicht das letzte W ort g e ­
sprochen ist, und daß bei der kom m enden G esetzgebung der Gedanke er­
wogen wird, n i c h t  durch eine B e s e i t i g u n g ,  s o n d e r n  durch einen  
weiteren A u s b a u  d e r  H a n d w e r k s o r g a n i s a t i o n s g e s e t z g e b u n g  das 
gewünschte Ziel zu erreichen.

Es scheint mir w eiter dringend wünschenswert, daß man erwägt, ob  nicht 
unter Z ugrundelegung dessen , w as bisher auf dem G ebiete des Lehrlings­
w esens in der G ew erbeordnung für die H a n d w e r k s l e h r l i n g e  bestim m t 
war, für die Industrie, den Handel und die Landwirtschaft ein weiterer Aus­
bau der betreffenden G esetzgebung erfolgen soll, und den Handels-, Industrie- 
und Landwirtschaftskammern ähnliche Befugnisse auf dem G ebiete des Lehr­
lingsw esens zu erteilen sind, w ie sie die Handwerkskam m ern bereits haben, 
allerdings unter w eitgehender M itwirkung der Gehilfenvertreter, um dadurch 
eine einseitige B etonung des Arbeitgeberstandpunktes in den Fragen des 
Lehrlingswesens zum Ausgleich zu bringen.
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W erKlieferungs vertrage im  (Maschinenbau 
und Rechtsprechung.

Von Prof. Dr. phil. e t ja r .  J. H o l l m a n n ,  Darmstadt.

D ie durch den W eltkrieg und die nachfolgende Revolution in Deutsch­
land herbeigeführte U m w älzung unserer wirtschaftlichen Verhältnisse hat auch 
auf rechtlichem G ebiete zu w esentlich veränderten A uffassungen geführt. 
Der starre Rechtssatz, daß die auf zw eiseitigen  W illenserklärungen beruhenden  
R echtsgeschäfte unter allen Um ständen ihrem W ortlaut nach erfüllt werden 
m üssen, läßt sich in manchen Fällen nicht mehr aufrechterhalten, wenn nicht 
der ganze Bestand des wirtschaftlichen Lebens im höchsten G rade gefährdet wer­
den soll. N am entlich für das ausgedehnte G e b i e t  d e s  M a s c h i n e n b a u e s  
9ind die neueren R echtsauffassungen von w eitgehender B edeutung, da kaum ein 
anderer Z w eig  der vaterländischen G ütererzeugung durch die Kriegsverhält­
nisse und namentlich durch die R evolution mit ihren gesetzgeberischen  Ein­
griffen und ihrem M ißbrauch politischer Rechte in so  starke M itleidenschaft 
g ezogen  worden ist w ie der M aschinenbau. Es ist deshalb von besonderem  
Interesse, d ie für diesen w ichtigen P roduktionszw eig  in Betracht kommen­
den Rechtsfragen etw as näher zu behandeln und das Rechtsverhältnis zwischen 
dem H ersteller und dem Besteller zu beleuchten. Man wird daraus erkennen, 
daß in der heutigen Z eit mehr als jem als der M aschinenfabrikant beim Ab­
schluß von Lieferungsverträgen auf die g r ö ß t e  V o r s i c h t  angew iesen ist, 
wenn er nichtwiedereinbringliche Schädigungen verm eiden will.

Bekanntlich handelt es sich im M aschinenbau m eistens um die E r f ü l l u n g  
v o n  W e r  k l  i e f  e r u n g s  v e r t r a g e  n für nicht vertretbare Sachen, auf die 
die Vorschriften über den Kauf und den W erkvertrag in der im § 6 5 1  des BGB 
bestim m ten W eise anzuwenden sind. Für die vor K riegsbeginn abgeschlos­
senen V erträge dieser Art kam nun während des K rieges, sow eit nicht etwa 
durch eine besondere Kriegsklausel der Rücktritt des U nternehm ers von dem 
Vertrage vorgesehen war, vor allem die U n m ö g l i c h k e i t  d e r  V e r t r a g s ­
e r f ü l l u n g  in Betracht. H ier sind die Fälle von höherer G ew alt und ob­
jektiver Unm öglichkeit der Erfüllung zu unterscheiden. H öhere G ew alt durch 
Eingriff der gesetzlich  zuständigen M ilitärbehörden lag z. B. vor, als die 
Sparmetalle beschlagnahm t und erst im Januar 1919 wieder freigegeben  wur­
den. Der H ersteller konnte also nur dann liefern, w enn sich der Besteller 
auf Grund einer neuen Vereinbarung ausdrücklich damit einverstanden er­
klärte, daß an Stelle der behördlich beschlagnahm ten Sparm etalle ganz be­
stim m t bezeichnete Ersatzstoffe für die betreffende M aschine verw endet wer­
den sollten. Eine objektive U nm öglichkeit der L ieferung trat ein, als durch 
die Blockade der deutschen Häfen seitens der Entente der B ezug notw endiger  
B austoffe, z. B. des Kupfers, aus dem Auslande abgeschnitten wurde. W ennf 
die Erfüllung eines L ieferungsvertrages den ungehinderten B ezug von "Roh­
stoffen aus dem Auslande zur V oraussetzung hatte, so  konnte er eben seit Be­
ginn der Blockade nicht m ehr erfüllt werden, so  daß derartige vor dem Kriege 
abgeschlossene Lieferungsverträge als hinfällig zu betrachten waren, w ie das 
Reichsgericht w iederholt bestätigt hat. D as Reichsgericht stellt sich also aut
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den Standpunkt, daß wesentliche wirtschaftliche Veränderungen in der Lage 
des Lieferers, die durch den W eltkrieg herbeigeführt sind und bei Ver- 
tragssdiiuß nicht vorhergesehen werden konnten, auch ohne besondere Kriegs­
klausel zur Lösung des Lieferungsvertrages führen. Ist eine Kriegsklausel 
in dem Vertrage vorhanden, so  soll nach Erkenntnis des Reichsgerichts derselbe  
Grundsatz auch dann gelten , wenn die Parteien nicht sogleich beim Eintritt 
der Unm öglichkeit der Lieferung den Vertrag aufheben, sondern seine Er­
füllung nach K riegsende vereinbaren. Nur eine gegen  Treu und Glauben ver­
stoßende V erzögerung im Rücktritt von dem Vertrage, die eine unlautere 
Absicht der an sich zum Rücktritt berechtigten Partei erkennen läßt, soll 
keinenfalls zur W eitergeltung des an sich lösbaren V ertrages führen.

D ie H auptrolle spielt bei den vor dem W eltkriege und während seiner  
Dauer abgeschlossenen L ieferungsvertragen die P r e i s f r a g e ,  da die Erzeu­
gungskosten  durch die mit dem Kriege verbundenen wirtschaftlichen Ver­
änderungen und noch mehr durch' die dem W affenstillstand folgende p o ­
l i t i s c h e  u n d  w i r t s c h a f t l i c h e  R e v o l u t i o n  in einem von dem W illen  
der Parteien vö llig  unabhängigen und noch w eniger voraussehbaren M aße  
gestieg en  sind. D iese  Einwirkungen auf die erzeugende Industrie mußten 
um so  größer sein, als während der K riegsdauer bis zum W affenstillstand  
fast a lle M aschinenfabriken bis zum äußersten Grade für dringende H eeres­
lieferungen oder für Lieferungen an lebensw ichtige Betriebe in Anspruch g e ­
nom m en waren und deshalb alle Friedensaufträge ohne Ausnahme zurück­
stellen mußten. W ollte man in solchen Fällen an der absoluten Erfüllungs- 
pflicht der abgeschlossenen Verträge festhalten, so  würde sich zum Schaden  
der nationalen Volkswirtschaft eine ganz ungerechtfertigte Belastung des 
Lieferers zugunsten des Bestellers ergeben. Das Reichsgericht hat deshalb
auch anerkannt, daß eine absolute Erfüllungspflicht nur solchen Verträgen zu­
zusprechen ist, bei denen aus der Fassung und aus den wirtschaftlichen Verhält­
nissen bei dem Vertragsschluß ein dahingehender klarer Vertragswille der 
Parteien unzw eifelhaft erkennbar ist. Ein solcher Fall würde z. B. vor­
liegen, wenn der Lieferer beim Vertragsschluß fahrlässig die damals bereits 
eingetretenen oder doch voraussehbaren Erschwerungen seiner Lieferung nicht 
in seine Preisberechnung einbezogen hätte. H ier m üßte der Lieferer g e ­
rechterweise die ihn durch Erhöhung seiner G estehungskosten treffende Mehr­
belastung allein vertreten, auch wenn dem Besteller eine an sich nicht g e ­
rechtfertigte W ertsteigerung der zu liefernden M aschine zugute käme. D ie­
selbe Verantwortung würde den Lieferer treffen, wenn er sich auf eine Ver­
einbarung eingelassen hätte, in der die Vertragserfüllung auf einen nicht 
einigermaßen genau bestim m ten Zeitpunkt hinausgeschoben wird, wenn es 
also z. B. in dieser Vereinbarung hieße, die Vertragserfüllung solle nach 
Behebung der derzeitigen H inderungsgründe geschehen.

Das Reichsgericht hat bei den vor K riegsbeginn abgeschlossenen Ver­
trägen die Unm öglichkeit der Erfüllung in solchen Fällen anerkannt, in 
denen in fo lge der durch den W eltkrieg herbeigeführten Verzögerung der 
Vertragserfüllung das W esen, d. h. die wirtschaftliche Bedeutung der Lie­
ferung, in einem solchen Maße verändert worden ist, daß die Lieferung nicht 
mehr als eine sinngem äße Erfüllung des früheren Lieferungsrertrages an­
gesehen werden kann. Für Fälle dieser Art ¿sä also das Rücktrittrecht
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d es Lieferers vom  Vertrage festgeieg t. ln der Begründung wird ausgeführt, 
daß eine V ertragsleistung, die für die eine der vertragschließenden Par­
teien , d. h. für den Lieferer, eine im wirtschaftlichen Sinne vö llig  andere 
gew orden sei, mit N otw endigkeit auch für den V ertragsgegner, d. h. für 
den Besteller, dieselbe W esensänderung aufw eisen m üsse. Für das Frei­
werden vom V ertrage in derartigen Fällen gen ü g e  som it die Feststellung, 
daß die vereinbarte V ertragsleistung für den Lieferer eine völlige W esens­
änderung im wirtschaftlichen Sinne aufw eist.

D iese  R echtsauffassung b ezo g  sich zunächst auf die vor dem W eltkriege  
vereinbarten L ieferungsverträge, die unter den durch den Krieg gänzlich ver­
änderten wirtschaftlichen Verhältnissen erfüllt w erd en  sollten. Bei den wäh­
rend des K rieges abgeschlossenen und w egen  höherer G ew alt oder aus an­
deren objektiven U nm öglichkeiten nicht in der vereinbarten Lieferfrist er­
füllten Verträgen wird die Befreiung des Lieferers von der Erfüllungs­
pflicht nur dann in Betracht kom m en können, w enn einwandfrei nachgew ie­
sen ist, daß er beim V ertragschluß alle dam als für die K riegszeit irgend­
w ie voraussehbaren Erschwerungen und H inderungsm öglichkeiten nach der 
Verpflichtung des ordentlichen Kaufm annes in seine Preisstellung einbezogen  
h a t D ie Feststellung eines derartigen T atbestandes erfordert selbstverständ­
lich eine um fangreiche Arbeit von erfahrenen M aschinentechniken! in jedem  
Einzelfalle, da sich allgem eine Regeln unm öglich aufstellen lassen.

H at sich d ie Erfüllung eines während des K rieges abgesch lossenen  Liefe­
rungsvertrages bis nach dem W affenstillstand ohne Verschulden des Lieferers 
verzögert, so  tritt nunmehr die deutsche R e v o l u t i o n  als ein neuer Hin­
derungsgrund in die Erscheinung, der von den Parteien bei VertragschluB  
weder vorhergesehen noch bezüglich der W irkung der zahlreichen gesetz­
lichen Eingriffe in die G ew erbebetriebe auch nur m it ein iger Sicherheit ab­
geschätzt werden konnte. Es ist an den Preislisten der w ichtigsten Roh- 
und Baustoffe leicht nacbzuvveisen, daß die sprungw eisen Steigerun­
gen  der Preise unm ittelbar nach der Revolution begannen und sich dann 
in im m er steigendem  M aße fortgesetzt haben, und zwar in bedeutend  
höherem  G rade als während der eigentlichen Kriegszeit. D ie riesige Er­
höhung der Kohlenpreise, die heute schon fast das Zehnfache der Friedens­
sätze erreichen, die hohe K ohlensteuer bei g leichzeitiger  bedeutender Ver­
schlechterung der Kohlenqualität, ferner die ganz unverständigen Erhöhungen  
der Eisenbahn- und W asserfrachten, der P ost- und T elegraphengebühren , die 
überaus schädlichen W irkungen der Betriebseinschränkungen und Betriebs­
störungen der Staatsbahn usw. haben jede ordnungsm äßige Kalkulation im 
M aschinenbau über den H aufen gew orfen . G anz ähnlich verhält es sich mit 
den gezahlten Arbeitslöhnen und den G eneralunkosten im M aschinenbau. Außer 
den eigentlichen Lohnziffern kommen hier noch cfie gesetzliche Einführung 
des Achtstundentages, die A bschaffung der Akkordarbeit mit ihrem verderb­
lichen Einfluß in quantitativer und auch qualitativer H insicht, d ie allgem eine  
Afbeltsunlust zusammen mit der stark verm inderten L eistung des einzelnen  
Arbeiters, die fortgesetzten  B etriebstörungen durch K ohlenm angel und 
schlechte Kohlenqualität, durch d ie  Eingriffe der Lokalbehörden in bezug  
auf die Lieferung von Strom , G as und W asser, die vielfachen wilden Streike, 
die unaufhörlichen Lohnforderungen der Arbeiterschaft, d ie fortgesetzt drohen­
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d en  neu en  E ingriffe  d e r  G ese tzg eb u n g , d ie  keine  R uhe in d en  G ew erb eb e - 
trieben  aufkom m en lassen , so d an n  auch  d ie  n o tw end ig  g e w o rd en e  e rh eb ­
liche V e rm eh ru n g  d e r  B etriebs- und K o n tro lib eam ten , d ie  G e h a ltse rh ö h u n ­
gen d e r  technischen  u n d  kaufm ännischen  A ngeste llten , d ie W  ied e re inst e tlung 
d e r K riegste ilnehm er u n d  d e r  K rieg sb esch äd ig ten  usw . in B etracht. Alle 
diese U m stän d e  k o n n ten  unm öglich  v o rh erg eseh en  o d e r irgendw ie  in die 
P re isg esta ltu n g  d e r  M asch inen lieferungen  e inbezogen  w erd en , ihre W irk u n g  
ist ab e r d e ra rtig , d aß  d ie  H e rs te llu n g sk o s ten  und  d em en tsp rech en d  die V er­
kaufspreise  im deu tschen  M aschinenbau  E nde 1919 e tw a  das S iebenfache d e r­
jen igen  des Ja h re s  1914 und o f t  noch viel m eh r b e tru g e n  und auch seitdem  
noch eine s te ig en d e  T en d en z  erk en n en  lassen.

D iesen T atsach en  g e g e n ü b e r  w ürde  es jedenfalls g e g en  das a llgem eine 
R echtsgefühl v e rsto ß en , w enn m an an d e r  E rfü llungspflich t des L ieferers 
u n ter allen U m ständen  festh a lten  und  ihm allein d ie n ich t v o rau sseh b aren  und  
unverschu lde ten  sch w eren  w irtschaftlichen  Schäden au fb ü rd en  w ollte . Eine 
d e ra rtig e  s ta rre  D urch fü h ru n g  des Satzes » F i a t  j u s t i t i a ,  p e r e a t  m u n -  
d u s «  m ü ß te  n o tw end ig  zum  Z usam m enbruch  d e r  g esam ten  gew erb lich en  
P ro d u k tio n  füh ren , an d e ren  W ied erau fb au  sich g e rad e  g e g en w ä rtig  alle 
H o ffn u n g en  un se res  V olkes knüpfen . Es b le ib t v e rstän d ig erw eise  n u r übrig , 
einen g e rech ten  A usgleich zw ischen den  In teressen  des B estellers und  des 
L ieferers d e ra r t  zu finden, d a ß  be ide  P a rte ien  gem einsam  d ie  durch  u n ab ­
w en d b are  E inw irkungen  h e rb e ig e fü h rten  E rh ö h u n g en  d e r  P ro d u k tio n sk o sten  
trag e n  o d e r  d aß , w enn d e r  B esteller h ierm it nicht e in v erstan d en  ist, d er L ie­
fe re r zum m indesten  von d e r  E rfü llungsp flich t fre ig este llt w ird.

D er S ieben te  Senat des R eichsgerich tes h a t denn auch in einem  E rk en n t­
nis vom 2. D ezem ber 1919 g ru ndsä tz lich  dem  allgem einen  R echtsem pfinden 
R echnung g e tra g en  und  u n te r  V o rau sse tzu n g  eines en tsp rech en d en  T a tb e s ta n ­
des den  E influß d e r  R evolution  auf lau fende  W erk lie fe ru n g sv erträg e  als zum 
R ücktritt d e s  L ieferers b e rech tig en d  an erk an n t. H ie rd u rch  w ird  a lso  den 
durch u n ab w endbare  E re ig n isse  in ihrem  W esen  v o lls tänd ig  v e rän d erten  w irt­
schaftlichen V erhältn issen  d e r  g ew erb lichen  P ro d u k tio n  e ine  ganz  b eso n d ere  
B edeutung  fü r den  rech tlichen  B estand d e r  se lb st w ährend  des W eltk rieg es , 
aber vo r E in tr itt  d e r R evolution  ab g esch lossenen  W erk lie fe ru n g sv erträg e  bei­
ge leg t, so daß  d e r § 1 5 7  des BGB. m it d e r  A uslegung  d e r  V e rträ g e  nach T reu  
und G lauben  m it R ücksicht au f die V erk eh rssitte  die volle w irtschaftliche 
W ü rd ig u n g  findet. D ie w irtschaftlichen  F olgen  d e r R evolution  w erd en  h ier­
nach von dem  höchsten  G erich tsh o f g ru n dsä tz lich  ebenso  b eu rte ilt  wie die 
durch den W eltk rieg  h e rv o rg e ru fen en  w irtschaftlichen  V erän d eru n g en  d e r g e ­
w erblichen P ro duk tion .

D er d ieser E n tsch e id u n g  des R eichsgerich ts .zugrunde liegende R ech ts­
stre it hat fü r die d eu tsch e  M asch inen industrie  ein  so  a llgem eines In teresse , 
daß  e r kurz gesch ild ert zu w erden  verd ien t. Es h a n d e lte  sich um einen im 
A ugust 1916 abgesch lossenen  V e rtra g  ü b e r d en  Bau eines R addam pfers, 
der zu einem  g en au  fe s tg e leg te n  P re ise  v ierzehn  M onate  nach F riedenssch luß  
gelie fert w erd en  sollte. D ie b e tre ffen d e  W erft h a t sich nun Infolge d e r 
gänzlichen U m g esta ltu n g  d e r  w irtschaftlichen  V erh ältn isse  d es M aschinen­
baues se it d e r  R evolution  w egen  U nm öglichkeit d e r  E rfü llung  zum R ück­
t r it t  vom  V ertrag e  fü r b e rec h tig t g eh alten  und  d em en tsp rech en d  die L ieferung
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des Raddam pfers zu dem  vertraglich vereinbarten P reise verw eigert. D em ­
gegen über erhob d ie  Bestellerin des Dam pfers die K lage auf gerichtliche  
F eststellung, daß die W erft verpflichtet sei, den gesch lossenen  V ertrag voll­
inhaltlich zu erfüllen und den Raddam pfer zu dem V ertragspreise zu liefern. 
D as Landgericht D uisburg und das O berlandesgericht D üsseldorf hatten die­
ser F eststellungsk lage stattgegeb en . Auf die von der W erft erhobene Re­
vision hat das Reichsgericht am 2. D ezem ber 1919 d iese Entscheidung auf­
gehoben  und die Sache an das O berlandesgericht D üsseldorf zurückverwiesen 
m it dem  H inw eis, daß bei F eststellung des T atbestandes auf die von der 
beklagten W erft behauptete Ä nderung der w irtschaftlichen Verhältnisse seit 
der Revolution und deren einschneidende Bedeutung für die W erft hätte ein­
g egan gen  werden m üssen. Darunter sei die Prüfung der wirtschaftlichen  
Verhältnisse zu verstehen, unter denen zur Z eit der Klage die B eschaffung der 
Baustoffe und die Arbeitsleistungen für den Bau ein es D am pfers zu erfolgen  
hatten. (In d ieser Beziehung hatte die bek lagte  W erft behauptet, daß infolge 
der Steigerung in den Preisen der Baustoffe und in den Arbeitslöhnen die 
H erstellung d es Raddam pfers einen K ostenaufw and von 1 5 0 0 0 0 0  M, d. h. 
etw a das Dreifache des vertragsm äßigen L ieferungspreises, erfordern würde.) 
D ie vom Reichsgericht verlangte Prüfung der wirtschaftlichen Verhältnisse 
vor und nach der Revolution m üsse ergeben, o b  die von der beklagten Werft 
geforderte Leistung nach ihrer w irtschaftlichen B edeutung eine wesentlich 
andere als die vertraglich bedungene L eistung sein  würde. W erde dieser 
T atbestand einwandfrei festgestellt, so  könne der beklagten  W erft nach 
Treu und G lauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte die Erfüllung des 
V ertrages zu dem früher vereinbarten P reise nicht m ehr zugem utet werden, 
die W erft sei also von dem  V ertrage frei. Andernfalls m üsse dargetan wer­
den, daß die beklagte W erft beim  V ertragsschluß über die L ieferung des Rad­
dam pfers eine ihrer jetzigen Behauptung entsprechende Preissteigerung in 
Rechnung gezogen  habe und daß  der V ertragsw ille der Parteien auch für die 
wirtschaftlichen Verhältnisse, d ie durch die Revolution herbeigeführt worden 
sind, das Vertragsverhältnis habe bestehen lassen  w ollen . Interessant ist noch 
die Ausführung d e s  Reichsgerichts, daß der vorliegende R echtsstreit nicht 
in gleicher W eise beurteilt w erden könne w ie der G a t t u n g s k a u f  a uf  
d e m  G e b i e t e  d e s  G r o ß h a n d e l s ,  für den das R eichsgericht grundsätz­
lich aus der Steigerung der Preise für den Lieferanten n i c h t  das Recht ab­
leitet, von einem gesch lossenen  L ieferungsvertrage frei zu w erden, da es 
sich hier um einen Vertrag anderer Art handle.

H ieraus ist zu entnehm en, daß das Reichsgericht mit Recht einen we­
sentlichen Unterschied macht zwischen L ieferungsverträgen im Gattungskaufe 
des an ständige Spekulatiorr gebundenen G roßhandels und den W erkliefe­
rungsverträgen der erzeugenden Industrie, die jeder Spekulation sow ie dem 
H aschen nach K onjunkturgewinnen fernstehen und bezüglich  der Preisange­
bote nur die tatsächlichen Selbstkosten  zur Z eit des V ertragschlusses und 
einen in der Regel sehr m äßigen G ew inn berücksichtigen. U nter diesem  
G esichtspunkte kom m t der W ert der technischen Arbeit und der unter dem 
Risiko des Unternehm ers gele isteten  M itarbeit aller A ngehörigen des Be­
triebes zu der w ohlverdienten gerechten W ürdigung. W ollte man dagegen
in allen rechtlichen Beziehungen das w erktätige M aschinengew erbe dem mit
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der geschäftlichen Spekulation mehr oder w eniger verbundenen Großhandel 
gleichsetzen, so  wäre die Aufrechterhaltung und die w eitere Entwicklung na­
mentlich der Q ualitätsleistung im M aschinenbau direkt unm öglich.

Ähnliche V erträge w ie über den erwähnten 'Bau eines Raddampfers sind 
während des W eltkrieges in zahlreichen Fällen unter der Vereinbarung der 
Lieferung nach Friedensschluß abgeschlossen worden, so  daß nunmehr in 
gleicher W eise wie in dem  oben geschilderten Falle die durch die Revo- 

I lution herbeigeführte vollständige Veränderung der wirtschaftlichen Verhält­
nisse zwischen die Parteien tritt und die Frage der B erechtigung des Lie­
ferers zum Rücktritt vom  V ertrage aufwirft. Es sei z. B. verw iesen auf die 
sehr zahlreichen Verträge über Lieferung größerer M aschinenanlagen mit 
Dampfbetrieb oder elektrischem  Antrieb für Bergw erke und H üttenbetriebe, 
wobei es sich immer um Q u a l i t ä t s l e i s t u n g e n  e r s t e n  R a n g e s  han­
delt. Erschwert wird die Sachlage m eistens noch dadurch, daß die Berg­
werke und H ütten auf schleunigste Lieferung der bestellten M aschinenan­
lagen im Interesse ihres e igenen , gegen w ärtig  ganz besonders w ichtigen Be­
triebes dringen m üssen, während der Lieferer fortgesetzt neue Erhöhungen  
seiner H erstellungskosten zu erwarten hat und im Falle der restlosen Vertrags­
erfüllung seinen wirtschaftlichen U ntergang vor Augen sieht. Aus Süddeutsch­
land wird soeben v o i j  einem  V ertrage berichtet, den eine m ittlere Provinzial­
stadt mit einer unserer ersten M aschinenbaufirm en w egen Lieferung eines 
Dieselm otors nebst Pum pe während des K rieges abgeschlossen  hatte. Der  
Dieselm otor so llte  binnen einer bestim m ten Frist nach Abschluß des W affen­
stillstandes geliefert werden. Inzwischen kam die Revolution mit ihren ver­
derblichen wirtschaftlichen F olgen, so  daß die M aschinenfabrik die Lieferung  
zu dem vertragsm äßigen Preise verw eigerte. D ie Stadtverwaltung aber b e­
steht auf der Lieferung und will nur aus Billigkeitsgründen einen gew issen , 
zeitlich befristeten Preisaufschlag bew illigen. Sollte die Lieferfirma dieses 
Angebot nicht annehm en, so  will d ie  Stadtverw altung die Erfüllung des ur­
sprünglichen Vertrages im P rozeßw ege erzwingen. Ob ihr das gelingen wird, 
ist indessen angesichts der m itgeteilten Stellungnahm e des höchsten G erichts­
hofes mehr als fraglich.

In allen solchen Fällen wäre im wirtschaftlichen Interesse beider Par­
teien eine direkte V erständigung über die Preisfrage am Platze, zumal ja 
auch der Besteller der M aschinenanlage in den gegenw ärtigen Zeitläuften  
mit Sicherheit auf eine erhöhte Rentabilität se ines Betriebes bei rascher 
Lieferung rechnen kann. U ngerechtfertigt ist es aber jedenfalls, wenn der Be­
steller das Zugeständnis e in es den tatsächlichen G estehungskosten einiger­
maßen entsprechenden Preiszuschlages verw eigert. D ie Preisspannung zw i­
schen den Parteien ist allerdings in sehr vielen Fällen recht erheblidh, man 
sollte dann, wenn eine unmittelbare V erständigung der Parteien nicht erwartet 
werden kann, im Anschluß an den ursprünglichen W erklieferungsvertrag zur Ent­
scheidung der Preisfrage e in  a u s  s a c h v e r s t ä n d i g e n  T e c h n i k e r n  b e ­
s t e h e n d e s  S c h i e d s g e r i c h t  berufen, d as zw eifellos den richtigen W eg  
zum Vergleich oder zur endgültigen Entscheidung finden wird. Damit wird 
dann w enigstens der langw ierige und überaus kostsp ielige Prozeßgang durch 
die drei Instanzen des ordentlichen R echtsw eges verm ieden. Da es im In­
teresse beider Parteien liegt, den Rechtsstreit in m öglichst kurzer Zeit zu
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erledigen, so  sind die aus Sachverständigen zusam m engesetzten  Schiedsgerichte  
besonders gee ig n et, sie  w erden auch bei ihren Bem ühungen um einen  
Vergleich oder bei dem Streben nach einem  w oh lerw ogen en , gerechten  
Schiedsspruch im m er im A uge behalten, daß e 9 vor allen D ingen darauf an­
kommt, die Parteien nicht dauernd zu trennen, vielm ehr d e r  w e r k t ä t i g e n  
I n d u s t r i e  d i e  K u n d s c h a f t  z u  e r h a l t e n .  In diesem  Sinne liegt es 
ganz in Übereinstim m ung mit den Anschauungen des Reichsgerichts, in 
Rechtsstreitigkeiten der vorliegenden Art die Befreiung des Lieferers von der 
Vertragserfüllung nur dann auszusprechen, w enn der volle N achw eis dafür 
erbracht ist, daß die V erschiebung der wirtschaftlichen Verhältnisse infolge der 
Revolution dem Lieferer die V ertragserfüllung zum ursprünglich vereinbarten 
Preise unm öglich macht, w enn er nicht seinen eigenen  Zusam m enbruch herbei­
führen will. Vergleiche und Entscheidungen w erden auf dem Grundsätze auf­
zubauen sein , daß beide Parteien je nach der Lage des einzelnen Falles die 
von ihnen nicht verschuldeten und selbst bei größ ter  V orsicht nicht voraus­
sehbaren Verteuerungen gem einsam  zu tragen haben.

D iese Durchbrechung des in unserer G esetzgeb un g allgem ein gültigen  
Rechtssatzes, daß Verträge, d. h. geg en se itig e  W illenserklärungen zweier 
Parteien, restlos erfüllt werden m üssen, kann nur m it u n a b w e n d b a r e n  
S c h i c k s a l e n  i m L e b e n  d e r  V ö l k e r ,  d. h. hier mit dem  W eltkrieg und 
der nachfolgenden Revolution in Deutschland, begründet werden. Solche 
W irkung können nur ganz außerordentliche E reignisse auf das W irtschafts­
leben ausüben, in allen übrigen Fällen muß der R echtssatz der unbedingten  
Erfüllung gesch lossener Verträge im Interesse der allgem einen Rechtssicher­
heit in voller G eltung bleiben, auch w enn aus irgendw elchen Gründen erheb­
liche Erschütterungen des w irtschaftlichen Lebens eintreten.

Leider dauern, die verderblichen F olgen des K rieges und insbesondere der 
Revolution gegen w ärtig  noch in sehr erheblichem  M aße fort, die Schwierig­
keiten in der Beschaffung besonders ausländischer R ohstoffe und die durdi 
die ungünstige B ew egung der deutschen Valuta bed in gte  U nsicherheit der 
Beschaffungspreise machen nicht nur das inländische, sondern auch das aus­
ländische G eschäft außerordentlich mühsam und trotz ge legen tlich  hoher Ver­
kaufpreise w enig  lohnend oder gar verlustreich. Zu diesen Unsicherheiten 
des W eltm arktes tritt in Deutschland leider e inesteils noch eine höchst ver­
derbliche und übereilte G esetzm acherei auf w irtschaftlichem , finanzpolitischem  
und sozialem  G ebiete und anderseits eine d ilettantenhafte Behandlung wich­
tiger wirtschafts- und zollpolitischer Fragen, d ie eine ruhige Entwicklung des 
deutschen U nternehm ungsgeistes nicht zulassen. D ie Fragen der Einfuhrver­
bote, der Ausfuhrbew illigungen, der V alutaregelung usw. sind im Zu­
sam m enhang mit den harten und vielfach unklaren Friedensbedingungen  
noch völlig ungelöst, und es scheint, daß das deutsche Volk dazu verur­
teilt ist, alle w irtschaftliche und soziale Unkenntnis und den vollständigen  
M angel an abgeklärten wirtschaftlichen Anschauungen einer R eihe von 
ganz unberufenen R egierungsleuten bis zum äußersten durchzukosten, ehe 
wir w ieder zu einigerm aßen erträglichen Zuständen gelangen . D aß diese Ver­
hältnisse im höchsten G rade lähm end auf das gesam te deutsche G eschäfts­
leben und namentlich auf d ie  Q ualitätsindustrie wirken m üssen, lieg t auf 
der Hand, und es ist deshalb keinesw egs gerechtfertigt, w enn insbesondere
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das neutrale Ausland den deutschen Fabrikanten und dem H andel den V o r ­
w u r f  m a n g e l n d e r  V e r t r a g s t r e u e  d u r c h  h ä u f i g e  N a c h f o r d e r u n ­
g e n  a u f  v e r e i n b a r t e  P r e i s e  macht. Der deutsche Fabrikant und H änd­
ler im guten Sinne ist ganz zw eifellos an sich nicht w eniger zuverlässig und 
solid in seiner Vertragserfüllung als vor dem W eltkrieg, w o die d e u t s c h e  
V e r t r a g s t r e u e  i n d e r  g a n z e n  W e l t  a l s  v o r b i l d l i c h  galt, er ist 
auch bereit, noch mehr und nodh höherw ertig zu arbeiten als früher, aber die 
eben geschilderten traurigen Nachwirkungen der Revolution und der voll­
ständige M angel einer gesunden und zielbew ußten W irtschaftspolitik erschüt­
tern immer aufs neue die soliden geschäftlichen Absichten. Eine Besserung  
werden zunächst wohl nur á le  in Aussicht genom m enen sachverständig g e ­
leiteten eigenen O rganisationen von Industrie und G ew erbe bringen können. 
W ie mit den Preisen der Lieferungen im In- und Auslande, so verhält es sich 
auch mit den Lieferzeiten, auch hier besteht eine höchst bedenkliche U n­
sicherheit, die man nicht der Industrie zur Last legen kann.

Für die Ausfuhr deutscher M aschinen wäre es von größter W ichtigkeit, 
die lange vor dem W eltkriege begonnenen Bestrebungen zur Aufstellung von 
Normen für internationale g e w e r b l i c h e  S c h i e d s g e r i c h t e  m öglichst bald 
zum Ziele zu führen. So schw ierig auch die heutige W eltlage ist und so groß  
auch die H indernisse des Friedensvertrages sein m ögen, kein Land der W elt 
kann auf die Dauer eine geordnete internationale Rechtsverfolgung entbehren.

In ihrer wirtschaftlichen N otlage und bei der bisherigen U n­
sicherheit der Rechtsprechung haben sow ohl einzelne Industrie verbände als 
auch manche Einzelfirmen zur S e l b s t h i l f e  gegriffen  und die während d e9 
Krieges und vor der Revolution abgeschlossenen W erklieferungsverträge als 
aufgehoben erklärt. In d ieser rechtlich nicht einwandfreien W eise ist zunächst 
der V e r e i n  d e u t s c h e r  M o t o r f a h r z e u g - I n d u s t r i e l l e r  und sodann  
auch das S c h i f f b a u s t a h l k o n t o r  v o rg eg a n g en ; manche Emzelfirmen 
haben sich diesem  V orgehen angeschlossen . Zahlreiche L ieferungsprozesse  
waren die unmittelbare Folge, die indessen nach der oben m itgeteilten S tel­
lungnahme des Reichsgerichts für die Industrie, abgesehen von großen Z eit­
verlusten, kaum gefährlich werden kann. Einige Industriezw eige, insbesondere 
die Großfinnen der Elektrotechnik, sind dazu übergegangen, einen Preisvorbe­
halt in ihre L ieferungsverträge aufzunehm en, und zwar derart, daß die P reisfest­
stellung erst bei der Ablieferung gem äß der jew eiligen M arktlage erfolgt. Aber 
auch dieser W eg führt zu großer U nsicherheit und dient nicht der weiteren  
Entwicklung unserer G ütererzeu gu n g .' D eshalb ist von mehreren Seiten vorge­
schlagen worden, im W eg e  der G esetzgebung zugunsten wichtiger Industrie­
zweige und damit der gesam ten Volkswirtschaft einzugreifen. Man verw eist 
hierbei auf Deutsch-Österreich, das am 4. April 1919 ein G esetz  über Errich­
tung von Einigungsäm tern für Streitigkeiten aus gew issen  Lieferungsvertra¡gen 
erlassen hat, sow ie ferner auf die in Deutschland erlassenen Verordnungen vom  
1. Februar 1919 über die schiedsgerichtliche F estsetzung von Preisen für die 
Lieferung von elektrischer Arbeit, G a s und W asser,, die neuestens auch auf die 
durch Vertrag gebundenen Eisenbahn- und Straßenbahntarife ausgedehnt wor- 
dan sind, weiter auch auf d ie deutsche Verordnung über die W irkung der 
Brennstoffpreise auf bestehende M ietsverträge vom 22. Juni 1919. Hierbei 
wird indessen übersehen, daß es sich bei den erwähnten deutschen Verord­
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nungen um l a n g f r i s t i g e  V e r t r ä g e  handelt, deren unter ganz andere»  
Voraussetzungen festgesetzte  Preise den vollständigen Zusam m enbruch ganzer  
Industriezw eige hätten herbeiführen m üssen. Zudem  hat auch hier der G e­
setzgeber jahrelang mit der zw angw eisen  Einrichtung von Schiedsgerichten  
g ezögert, bis sich aus allgem einen volksw irtschaftlichen Gründen die unbe­
dingte N otw endigkeit der V erordnungen ergab.

Der V erfasser ist nicht der Ansicht, daß ein E ingreifen des G esetzgeb ers  
betreffs der Erfüllung bestehender L ieferungsverträge über M aschinenanlagen  
erforderlich ist, da es nach der jetzigen Stellungnahm e des Reichsgerichts 
in den w eitaus meiste!) Fällen w ohl ge lingen  dürfte, die Parteien zu freiw illi­
g er  Einsetzung eines Schiedsgerichts in jedem  Einzelfalle zu veranlassen. D ie  
hierauf bezüglichen B eschlüsse des Reichsw irtschaftsrates sind deshalb nach 
M einung des V erfassers nicht von entscheidender B edeutung. D er B esteller  
kann, wenn der Lieferer die betreffenden N achw eise  über die auß ergew öhn­
liche Steigerung seiner H erstellungskosten  beizubringen in der L age ist, kaum 
noch ein Interesse daran haben, den langw ierigen  Instanzenzug des ordent­
lichen R echtsw eges, bei dem  ja doch auch nur die M einung der Sachverstän­
digen über den T atbestand entscheidet, der raschen E ntscheidung ein es Schieds­
gerichtes vorzuziehen. Lieferer und Besteller sind vielm ehr in g leicher W eise  
an d ieser raschen E ntscheidung interessiert, da die heutigen  w irtschaftlichen  
V erhältnisse und die durch ungeheuren Steuerdruck eingeschränkten Betriebs­
kapitalien jede Art von gew erblichem  B etrieb und G eschäft auf m öglichst 
häufigen Um schlag zw ingend hinw eisen, der keinerlei Zeit- und Zinsenverluste  
durch langw ierige P rozesse verträgt.

Daß es in der gegen w ärtigen  Z eit, die aller Voraussicht nach die Nach­
wirkungen d e s  W eltkrieges und der R evolution noch lange verspüren wird, 
für alle M aschinenfabriken von ganz besonderer B edeutung ist, in ihre Liefe­
rungsverträge in jedem  Einzelfalle oder in die einen integrierenden B estand­
teil der Verträge bildenden allgem einen L ieferungsbedingungen e i n e  m ö g ­
l i c h s t  e i n f a c h e  u n d  k l a r e  S c h i e d s k l a u s e l  aufzunehm en, braucht kaum  
noch g esa g t zu werden. Immer sollte  man bedingen , daß das Schiedsgericht 
über A u s l e g u n g  u n d  E r f ü l l u n g  d e s  L i e f e r u n g s v e r t r a g e s  zu 
entscheiden hat.

Ähnliche Fälle der U nm öglichkeit der Erfüllung von W erklieferungsver­
trägen w ie im M aschinenbau liegen  im B a u w e s e n  bezüglich der Erfüllung  
von W erkverträgen vor. Es sei hier nur verw iesen auf den besonders w ich­
tigen Fall der AEG - S c h n e l l b a h n  - A k t i e n g e s e l l s c h a f t  i n B e r l i n ,  die 
dem Zwedkverband Groß-Berlin \ und der Stadt Berlin erklärt hat, daß die  
V ertragserfüllung in fo lge der wirtschaftlichen U m w älzungen unm öglich g e ­
worden s e i1). In folge des dadurch entstandenen R echtsstreites hat sich bereits 
eine Schutzvereinigung der V orzugsaktionäre der G esellschaft gebildet. Auch 
dieser Fall w eist m it N otw endigkeit auf nachträgliche E insetzung eines Schieds­
gerichts über die Art der V ertragserfüllung hin, da keine der Parteien eia  In­
teresse  daran haben kann, den längst begonnenen Bau der für die Reichs­
hauptstadt so  wichtigen Schnellbahn m itten in der A usführung liegen zu las­
sen. W eiter liegen  Streitfälle bei in der A usführung begriffenen K analbauten,
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Eisenbahnbauten, W asserleitungsbauten usw. in größerer Zahl vor, bet denen 
ebenfalls das Schiedsgericht die einfachste Lösung bietet.

In den älteren Verträgen spielt häufig die vereinbarte Ausführung nacli 
F r i e d e n s s c h l u ß  oder K r i e g s e n d e  eine R o lle2). Zu diesen Begriffen  
bringt eine Verordnung vom 14. Februar 1920 für rechtsgeschäftliche Er­
klärungen die bisher entbehrte Klarheit. Als Zeitpunkt des Friedensschlusses 
ist hiernach im Z w eifel der 10. Januar 1920 anzusehen. Für die Berechnung  
von Fristen und die Bestim m ung von Term inen tritt an die Stelle des 10. 
Januar 1920 der 14. Februar 1920 als der Tag der Verkündung dieser Verord­
nung. D ie Verordnung findet auf alle nach dem 30. Juli 1914 abgegebenen  
rechtsgeschäftliche'n Erklärungen Anwendung. Es ist selbstverständlich, daß 
auch die Schiedsgerichte diese Bestim m ungen zu beachten haben.

In diesem  Zusam m enhänge m ag noch bemerkt werden, daß nach dem  
unleugbaren Durchbruch des Schiedsgerichtsgedankens se it dem Kriege und 
der Revolution auch die Rechtsanwälte ein ganz besonderes Interesse für ihre 
M itwirkung als Schiedsrichter an den T ag legen. Bisher waren sie bekannt­
lich größtenteils grundsätzliche G egner schiedsrichterlicher Entscheidungen, 
so  lange sie nicht selbst als Schiedsrichter berufen waren. Das bezeiChnete In­
teresse geh t sow eit, daß der D e u t s c h e  A n w a l t s v e r e i n  in Leipzig sich 
in einer besonderen Eingabe an das Reichsjustizm inisterium  w egen der Be­
setzung künftiger Schiedsgerichte gew endet hat. Auf diese Eingabe ist fol­
gende Antwort erg a n g en :

» D e r  R e i c h s m i n i s t e r  d e r  J u s t i z .
B e r l i n  W. 9, den 12. Juni 1919.

Im Hinblick auf die Bedürfnisse und G üte der schiedsrichterlichen Recht­
sprechung und zugleich im Interesse der zurzeit notleidenden Anwaltschaft 
halte ich es für durchaus erwünscht, daß. auch künftighin ebenso, w ie es b e ­
reits jetzt vielfach geschieht, g eeign ete  Rechtsanwälte als Schiedsrichter zu 
den kraft G esetzes gebildeten Schiedsgerichten herangezogen werden. Ebenso 
w ie der Herr Reichswirtschaftsm inister, der in dieser Frage mit mir in Ver­
bindung getreten ist, bin ich daher gern bereit, dahin zu wirken, daß künftig­
hin bei der gesetzlichen Bildung neuer Schiedsgerichte darauf Bedacht g e ­
nommen wird, a u s d r ü c k l i c h  z u  b e s t i m m e n ,  daß eine gew isse  Anzahl 
der M itglieder der Schiedsgerichte die Befähigung zum RiChteramte haben 
muß und hierbei zugleich V orsorge getroffen wird, daß g eeign ete  Anwälte bei 
der Besetzung dieser Schiedsrichterstellen berücksichtigt werden.

In Vertretung (gez.) D e l b r ü c k .
An den Vorstand des deutschen Anwaltvereins 

in Leipzig.«
Diese Bevorzugung des ohnehin privilegierten Rechtsanwaltstandes bei 

etwa neu einzusetzenden Schiedsgerichten ist so auffallend, daß darüber einige 
W orte gesagt werden müssen. Es wird dem Reichsjustizm inister ganz außer­
ordentlich schw er fallen, den N achw eis zu erbringen, daß die »Bedürfnisse 
und Güte der schiedsrichterlichen Rechtsprechung« zu einer verstärkten H er­
anziehung von Rechtsanwälten bei der B esetzung von Schiedsgerichten tat­
sächlichen Anlaß bieten. W er größere Erfahrungen im Schiedsgerichts,wesen
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gem acht hat, weiß sehr genau, daß die formale B efähigung zum Richter­
amt keinesw egs eine G ew ähr für die E ignung als Schiedsrichter b ietet, 
daß hier vielm ehr eine m öglichst v ielse itige  Praxis und die Sachkenntnis 
für die Ermittlung des T atbestandes neben der als selbstverständlich voraus­
gesetzten  Integrität des betreffenden Schiedsrichters entscheidet. Den Be­
w eis bietet die T atsache, daß die w eitaus m eisten nur von Sachverständigen  
gefällten Schiedssprüche durchaus den Vergleich selbst mit höchstgerichtlichen  
Urteilen aushalten. Ganz besonders ist dies der Fall bei der H aupttätigkeit 
der Schiedsgerichte, d. h. bei der Verhandlung über einen Vergleich der Par­
teien , w o nur der Sachverständige das Richtige treffen kann. Bei den Schieds­
gerichten wird nicht in erster Linie das absolute Recht gesucht, sondern eine  
m ittlere Linie zw ischen den Parteiinteressen, und zwar mit besonderer Rück­
sicht auf die Verkehrssitte, ln reinen R echtsfragen, die in industriellen  
Rechtsstreitigkeiten nicht allzu häufig auftreten, soll selbstverständlich der 
Jurist gehört werden, es ist aber nicht einzusehen, warum ein aus gebildeten  

Sachverständigen bestehendes Schiedsgericht nicht ebensogu t ein von einem  
Juristen als Sachverständigem  erstattetes Gutachten sollte  verwerten können 
w ie um gekehrt ein aus Juristen bestehendes Gericht ein technisches oder wirt­
schaftliches Gutachten.

Niem and will das juristische Elem ent grundsätzlich aus den Schiedsge­
richten aussehalten, es kann aber bei den besonderen Aufgaben der Schieds­
gerichte den Juristen keine V orzugsstellung oder gar eine M ehrheit in den 
Schiedsgerichten zugestanden werden, da dies eine ganz ungerechtfertigte  
Z urücksetzung der technischen, wirtschaftlichen undt kaufm ännischen Sach­
verständigen bedeuten würde.

Es liegen also keinerlei sachliche Gründe und noch w en iger irgendw elche  
Erfahrungen dafür vor, daß es im Interesse der Rechtssicherheit erforderlich  
wäre, »eine gew isse  Anzahl der M itglieder der Schiedsgerichte obligatorisch  
aus dem Stande der Juristen bezw. der Rechtsanwälte entnehm en zu lassen. 
Auch die gegenw ärtige N otlage, die zw eife llos nur bei jüngeren, fiir das Amt 
des Schiedsrichters ohnehin ungeeigneten  Anwälten vorhanden ist, kann keinen  
Grund dafür abgeben, die bisher gesetzlich festg e leg te  Freiheit der Parteien  
in der Auswahl der Schiedsrichter irgendw ie zu beschränken. W er nimmt sich 
denn der N otlage zahlreicher akademisch geb ildeter Ingenieure aller Fach­
richtungen, der Zivilingenieure, der technischen und wirtschaftlichen Sach­
verständigen usw. an? W ill der Reichsjustizm inister nicht auch für diese der  
allgem einen Volkswirtschaft unentbehrlichen Stände ein A usnahm egesetz schaf­
fen? Die Techniker werden sicherlich ein derartiges V erlangen niem als stellen, 
sondern immer auf die eigene Kraft bauen, darum aber m üssen sie sich ent­
schieden dagegen wenden, daß in dem jetzt dem okratischen Deutschland dem  
von jeher bevorzugten Juristenstande ein neues Privilegium  gew ährt werden  
soll. Die technischen und wirtschaftlichen Verbände im ganzen Reiche w er­
den gut daran tun, sobald w ie irgend m öglich g eg en  derartige Absichten bei 
den für die G esetzgebung m aßgebenden Stellen einen entschiedenen P rotest 
einzulegen.

|719)
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Lieferung „nach Friedensschluß“ .
Von Referendar H a r n a t z ,  Berlin-Wilmersdorf.

In vielen laufenden Lieferverträgen ist die Erfüllungspflicht der einen Ver- 
tragspartei oder beider Parteien für die Zeit nach Friedensschluß, insbesondere  
hinnen einer gew issen  Frist nach Friedensschluß, bestim m t. Sow eit festzu­
stellen, kom m en hauptsächlich drei Fassungen der Klausel in Betracht, näm­
lich » n a c h  U n t e r z e i c h n u n g  d e s  F r i e d e n s « ,  » n a c h  K r i e g s e n d e «  
und schließlich » n a c h  F r i e d  e n s s c h  1 u ß«. Da diese Begriffe im Völker­
recht eine andere B edeutung haben als im Staatsrechte, da es ferner sehr 
wohl m öglich ist, daß im H andelsverkehr die Parteien damit einen wiederum  
\o m  Völker- oder staatsrechtlichen Standpunkt abw eichenden Sinn verbunden 
haben, d ieser  Sinn aber als der wirkliche Wlille der Parteien bei der Aus­
legung der . Verträge zu berücksichtigen ist, so  ist es nicht ohne w eiteres 
möglich, die Frage, welcher Zeitpunkt im Einzelfall als Stichtag zu gelten  
hat, einheitlich zu beantw orten. Und doch ist, gerade auch mit- Rücksicht auf 
die außerordentlichen W ertschw ankungen, die zurzeit unser W irtschaftsleben  
beherrschen, diese Frage von größter T ragw eite.

Lautet die Vertragsklausel » n a c h  U n t e r z e i c h n u n g  d e s  F r i e d e n s « ,  
* so kann es mit Rücksicht auf die m aßgeblichen Grundsätze über die Aus­

legung von W illenserklärungen keinem Z w eifel unterliegen, daß der Zeitpunkt 
gem eint ist, in welchem  die Bevollm ächtigten der kriegführenden Staaten ihre 
Unterschriften unter den Vertrag g ese tz t haben. Eine andere Auffassung  
würde sich ohne jeden Grund mit dem  klaren W ortlaut in W iderspruch setzen. 
Als Stichtag hat hier also der 28. Juni 1919 zu gelten.

Nicht iso eindeutig sind die Fassungen: n a c h  K r i e g s e n d e «  und » n a c h  
Fr i e d  e n s  s c h  1 u ß«.

G eht man vom v ö l k e r r e c h t l i c h e n  Standpunkt aus, so ergibt sieh, 
daß der Friedensvertrag, w ie überhaupt jeder Staatsvertrag, erst dann bin­
dende Kraft erlangt, w enn die von den Bevollm ächtigten der verhandelnden  
Staaten getroffene und unterschriebene Vereinbarung von den Regierungen  
und Volksvertretungen der beteiligten M ächte genehm igt und ratifiziert, d. h. 
urkundlich anerkannt ist. Beim Versailler Vertrage kommt noch die E igen­
tümlichkeit ¡hinzu, daß er, obw ohl ja auf der G egenseite eine ganze Reihe 
von Staaten beteiligt ist, schon in Kraft treten soll, sobald  er außer von 
Deutschland durch drei Hauptm ächte der Entente ratifiziert und das Protokoll 
über die N iederlegung der Ratifikationsurkunde in Paris errichtet ist. Im 
völkerrechtlichen Sinne, d. h. hinsichtlich des Verhältnisses zwischen D eutsch­
land und den anderen Völkern, fällt also der » F r i e d  e n s s c h  1 u ß« und damit 
das » K r i e g s e n d e «  auf den 10. Januar 1920.

An andere Voraussetzungen ist die W irksam keit des Friedensvertrages g e ­
knüpft in s t a a t s r e c h t l i c h e r  Hinsicht, im Verhältnis des Deutschen Reiches 
zu seinen Angehörigen. Da durch die Vorschriften des Versailler Friedens 
bislang geltendes Recht in w ichtigen Punkten geändert wird, was selbstver­
ständlich nur im W ege der G esetzgebung geschehen kann, so  muß der Frie­
densvertrag zur Erlangung staatsrechtlicher Verbindlichkeit in gehöriger W eise  
G esetz gew ord en , also auch im Reichs-öfcsetzblatte verkündet sein. Vorher 
könnten Vertragsklauseln wie die oben erwähnten von den Gläubigern bei
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deutschen Gerichten nicht geltend gem acht werden. Da nun der Friedensver- 
.trag mit G esetz  vom 16. Juli 1919, das nach seiner eigenen B estim m ung mit 
dem T age der Verkündung in Kraft tritt, am 12. A ugust 1919 im Reichs- 
Gesetziblatt veröffentlicht ist, würde also in staatsrechtlicher H insicht dieser  
Zeitpunkt als Stichtag für die in Rede stehenden Klauseln in Betracht kom m en.

W ie bereits angedeutet, ist es nun keinesw egs nötig, daß im praktischen  
W irtschaftsverkehr, besonders auch im Ausfuhrhandel, unter » F r i e d e n s -  
s c h  1 id k  oder » K r i e g s e n d e «  genau dasselbe verstanden wird, w ie im 
Staats- und Völkerrecht. Es ist sehr wohl m öglich, daß die Parteien schon  
den Zeitpunkt gem eint haben, in dem von beiden Seiten die F eindseligkeiten  
eingestellt wurden, so daß w ieder an die Aufnahme der Friedensw irtschaft 
gedacht werden konnte. Bei derartiger Auffassung würde der 11. Novem ber  
1918, an dem  das Abkom m en über den W affenstillstand abgesch lossen  wurde, 
als Stichtag zu gelten  haben. A nderseits können auch die Parteien von der 
E rw ägung ausgegangen sein, daß der Friedensschluß mit der U nterzeichnung  
der Vertragsurkunde feststand und die N ichtratifizierung durch Deutschland  
nur eine theoretische M öglichkeit war. In diesem  G edankengange wäre der 
Ratifizierung kaum eine andere B edeutung beizum essen, als die einer bloßen  
G enehm igung itn privaten Rechtsverkehr. Dann wäre nicht der T ag  der G e­
nehm igung, sondern rückwirkend der T ag  des A bschlusses in V ersailles, also 
der 28. Juni 1919, entscheidend. Nach der kaufm ännischen A uffassung der 
Parteien kann schließlich auch der Zeitpunkt, in dem der Überseeverkehr  
wieder aufgenom m en werden konnte, also der T ag der A ufhebung der 
Blockade, bei der Vereinbarung der Klauseln als m aßgeblich ins A uge g e ­
faßt sein. H ier wäre vom  15. Juli 1919 auszugehen.

W eitere Zw eifelfragen entstehen dadurch,, daß mit Rußland tatsächlich 
ein Friedensschluß überhaupt noch nicht erfolgt ist. Bei V ereinbarung der 
oben  angeführten Klauseln haben sich die Parteien vielleicht von dem G e­
danken leiten lassen, daß der Friedensschluß kein einheitlicher V organg ist, 
sich vielm ehr in einer Reihe von Einzelakten vollzieht, daß aber die nor­
malen Verhältnisse ihren Anfang nehmen von dem  T age an, an dem der Friede 
m it  d e n  G r o ß m ä c h t e n  gesch lossen  ist. D ie Parteien hatten dann zw ei­
fe llos die Vorstellung, daß der Friede einheitlich mit den O st- und W est­
mächten gesch lossen  werden mußte und daß ein Friede vielleicht mit Ruß­
land oder Japan allein den Krieg so w en ig  beendet, w ie etw a ein Friedens­
schluß mit den W estm ächten. Hinzu kom m t, daß bei einzelnen V ertragsver­
hältnissen gerade der H andelsverkehr mit Rußland von w esentlicher Be­
deutung ist, indem etwa die R ohstoffe ganz oder überw iegend aus Rußland 
bezogen werden oder für deren P reislage der russische Markt entscheidend ist.

Die angedeuteten Z w eifelsfragen , die in zahlreichen Fällen bereits zu sehr 
unwirtschaftlichen Streitigkeiten geführt haben, sind nun bis zu einem  g e ­
w issen G rade einer einheitlichen Lösung zugeführt w orden durch die

» V e r o r d n u n g  ü b e r  d i e  A u s l e g u n g  d e r  B e g r i f f e  F r i e d e n s ­
s c h l u ß  u n d  K r i e g s e n d e  i m S i n n e  r e c h t s g e s c h ä f t l i c h e r  
E r k l ä r u n g e n  v o m  14.  F e b r u a r  1 9 2 0 « ,  

die mit dem 17. Februar 1920, dem T age ihrer Verkündung im R eichs-G e­
setzblatt Nr. 35, in Kraft getreten  ist. D ie Verordnung findet auf alle rechts­
geschäftlichen Erklärungen Anwendung, die nach dem 30. Juli 1914 abge-
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geben worden sind. Vor diesem  T age gesch lossene Verträge, die etwa für 
die D auer des K rieges suspendiert waren, werden also nicht berührt.

Nach der Verordnung ist als Zeitpunkt des Friedensschlusses oder  
der B eendigung des Krieges im Sinne rechtsgeschäftlicher Erklärun­
gen im  Z w e i f e l  d e r  10.  J a n u a r  1 9 2 0  anzusehen. Aus dem Um stande,
daß diese  A uslegungsregel nur »im Zweifel« Platz greift, folgt, daß im Ein­
zelfalle eine klare, ausdrückliche Vereinbarung anders befinden und, auch 
ohne solche ausdrückliche Abm achung, eine abw eichende A uslegung dann 
erfolgen kann, w enn sie durch die sonstigen Um stände des G eschäfts zwei- 
feifrei begründet wird.

Ist aus dem Inhalte des V ertrages oder aus den Um ständen zu entnehmen,
daß der Friedensschluß oder die B eendigung des Krieges mit einer Macht
m aßgebend sein soll, die den Friedensvertrag am 10. Januar 1920 noch nicht 
ratifiziert hat, so tritt nach der Verordnung an die Stelle des 10. Januar 1920 
der T ag der N iederlegung der Ratifikationsurkunde dieser Macht oder, falls 
eine Ratifikationsurkunde nicht njedergelegt wird, der Tag, mit dem der 
Krieg mit dieser M acht für beendet erklärt wird. Nach der »Bekanntmachung 
betreffend die Errichtung des ersten Protokolls über die N iederlegung von 
Ratifikationsurkunden vom 11. Januar 1920« ist der Versailler Vertrag außer 

* von Deutschland noch von England, Frankreich, Italien, Japan, Belgien, Boli­
vien, Brasilien, Guatem ala, Panama, Peru, Polen, Siam, der Tschecho-Slo- 
wakei und Uruguay ordnungsm äßig ratifiziert worden. Es fehlen von den 
übrigen Signatarm ächten noch insbesondere die Vereinigten Staaten von
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Amerika, China, Griechenland, Portugal und Rumänien. Zu diesen Staaten 
tritt schließlich Rußland hinzu, mit dem, w ie oben erwähnt, ein Friede über­
haupt noch nicht gesch lossen  worden ist. D iejenige Partei, w elche auf Grund 
dessen einen vom 10. Januar 1920 abweichenden Zeitpunkt als Stichtag g e l­
lend macht, hat den B ew eis dafür zu erbringen, daß die Abweichung durch den. 
Inhalt des Vertrages oder durch die besonderen Um stände begründet wird.

Für d ie Berechnung von Fristen und Bestim m ung von Term inen tritt 
tiÄ an idie Stelle des 10. Januar 1920 der T ag der Verkündung der Verordnung,
W also der 17. Februar 1920. Ein solches Hinausschieben des Stichtages war
fci- hinsichtlich der Berechnung von Fristen und Terminen geboten  auf Grund

der praktischen Erwägung, daß sonst unter Umständen Ansprüche aus der 
sto Verordnung schon Rechtsdasein erlangt haben konnten, bevor die Veroru-

nung Verkündet war, bevor also d ie Betroffenen von der etw aigen Rechts- 
t lk Veränderung Kenntnis haben und sich dem entsprechend einrichten konnten.
§s! Durch die A uslegungsregel der Verordnung nicht berührt werden Rechte,
iila die auf einer abw eichenden A uslegung des Vertrages durch nachträgliche Ver-
istli einbarung oder rechtskräftige Feststellung beruhen. Im Falle der nächträg-
iiji liehen Vereinbarung ist es natürlich notw endig, daß durch sie alle Z w eifel

ausgeschlossen sind. Andernfalls findet auch auf sie die grundsätzliche Aus- 
¡¡¡j. legungsregel der Verordnung wiederum Anwendung. Ferner ist zu beachten,
c|iei i daß bei einer bereits im P rozeßw ege entschiedenen A ngelegenheit neue An­

sprüche, die sich etwa aus der Verordnung ergeben, noch geltend g em ach t­
st. werden können, so lange das Urteil die Rechtskraft nicht erlangt hat.
#  P291
,bgf --------------------
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Das Reichswirtschaftsgericht. .
Von ®ipt.*3ttß. Dr. P r o s K a u e r ,  Rechtsanw alt, Berlin.

Ein G esetz von besonderer W ichtigkeit ist die Verordnung betreffend  
die Begründung der Z uständigkeit des R eichsw irtschaftsgerichtes durch Ver­
einbarung vom 18. Februar 1020.

Es war bereits eine Anordnung vom  22. Juli 1015 erlassen. D iese  betraf 
das Verfahren vor dem Reichsschiedsgericht für K riegsbedarf. Dort handelte 
cs sich um Streitfälle über den Übernahm epreis von G egenständen des K riegs­
bedarfs bei Beschlagnahm e von Eigentum . Für K riegszw ecke setzte  das 
R e i c h s s c h i e d s g e r i c h t  den Übernahm epreis fest, sow eit dieser nicht ver­
traglich vereinbart war oder nach den B estim m ungen des K riegsleistungs­
gesetzes vom Jahre 1873 oder durch rechtskräftiges Urteil fe stg esetz t w'orden 
ist. Die Beisitzer des Reichsschiedsgerichtes wurden vom  Vorsitzenden be­
rufen, und zwar drei aus einer vom Deutschen H andelstag einzuholenden V or­
schlagsliste, der vierte auf V orschlag derjenigen am tlichen V ertretung des Han­
dels, in deren Bezirke sich die G egenstände ganz oder zum Teil befinden.

Die neue Verordnung sieht nun für bestim m te Streitigkeiten ein R e i c h s ­
w i r t s c h a f t s g e r i c h t  vor, das aber nicht ohne w eiteres zuständig ist; es 
wird vielm ehr durch Vereinbarung der Parteien zuständig gem acht. Ist aber 
die Zuständigkeit vereinbart, dann ist sie auch ausschließlich, d. h. ein an­
deres Gericht kann nicht mehr angerufen wurden. Ferner ist bestim m t, daß 
die vom  Rcichswirtschaftsgericht ergehenden E ntscheidungen endgü ltig  sind. 
Berufung gegen  eine solche Entscheidung ist also unm öglich.

Z u s t ä n d i g k e i t .

Eine Vereinbarung über die Zuständigkeit des R eichsw irtschaftsgerichtes 
kann nur getroffen  werden, wenn es sich um wirtschaftliche Streitigkeiten  
handelt, die sich aus Anlaß einer die K riegswirtschaft oder die Ü b ergangs­
w irtschaft betreffenden M aßnahme einer B ehörde oder einer anderen, mit 
der W ahrnehm ung öffentlicher Interessen betrauten Stelle zw ischen der Be­
hörde oder der Stelle und einem  von der M aßnahm e Betroffenen oder zwischen  
den Betroffenen untereinander ergeben.

Es sind also mehrere Voraussetzungen notw endig . Die erste  V oraus­
setzung ist die, daß eine w i r t s c h a f t l i c h e  Streitigkeit vorliegt. Es wird 
sich also fast ausschließlich um Lieferung von W aren handeln. Es kann sich 
aber auch um M ietverträge, D ienstverträge, Pacht, Auftrag, Schuldanerkennt­
nis und dergl. handeln. Jeder Rechtsstreit, in dem  ein w irtschaftlicher Faktor 
vorhanden ist, kann demnach vor das R eichsw irtschaftsgericht gezogen  werden.

Die zw eite V oraussetzung ist, daß diese  Streitigkeit aus Anlaß einer M aß­
nahme sich ergibt, die von einer Behörde oder einer abgeleiteten  Stelle  aus­
g eh t; diese M aßnahme muß die K riegsw irtschaft oder die Ü bergangsw irt­
schaft betreffen. D as ist natürlich ein sehr w eiter Begriff. Man wdrd sagen  
können, daß jede M aßnahme herangezogen werden kann, die nicht o ffen sich t­
lich mit dem W irtschaftsleben gar nichts zu tun hat, also rein kulturelle M aß­
nahmen, w ie z. B. die Schule oder Kirche betreffende, oder ö ffentlich-recht­
liche M aßnahmen, für die eine ausschließliche Z uständigkeit besteht, w ie z. B. 
Steuersachen. A lles, was noch auf der G renze liegt und irgendw ie mit Pri­
vatw irtschaft etw as zu tun hat, unterliegt fakultativ dem G esetze.
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Besonders beachtlich sind die W orte »aus Anlaß«. Die Streitigkeit muß 
also unmittelbar durch die M aßnahme der betreffenden Behörde oder der 
abgeleiteten  Stelle v e r a n l a ß t  sein. Es gibt eine ganze Reihe von Streitig­
keiten, die ihren tieferen Grund oder ihre w eitere Veranlassung in der M aß­
nahme einer Behörde haben können. Die Verordnung meint jedoch derartige  
Streitigkeiten nicht. Das geht deutlich aus dem § 2 hervor, der besagd, daß 
für künftige Rechtsstreitigkei.ten die Vereinbarung sich auf ein ganz bestim m tes 
Rechtsverhältnis und die aus diesem  entspringenden Rechtsstreitigkeiten be­
ziehen muß. In Verträge wird also so , w ie man sonst die Schiedsgerichts­
klausel cinfügt, die Vereinbarung aufzunehmen sein, daß die aus dem b e­
treffenden vorliegenden Vertrage entspringenden Streitigkeiten zwischen den 
Parteien vom Reichswirtschaftsgericht zu erledigen sind.

W ie die Verordnung weiterhin vorschreibt, muß die Vereinbarung in 
schriftlicher Form geschehen. Es genügt, wenn diese Vereinbarung durch 
Briefwechsel erfolgt. Es ist auch m öglich, daß jede Partei dem Reichswirt- 
schnftsgericht direkt eine Erklärung zugehen läßt, die das Einverständnis aus­
drückt. D iese Erklärung kann auch telegraphisch erfolgen.

Z u s a m m e n s e t z u n g .

Die Besetzung des Reichswirtschaftsgerichtes besteht in einem  Vorsitzen­
den und einer geraden Zahl von Beisitzern. Das Reichswirtschaftsgericht 
soll Spruchabteilungen haben, in denen je ein Vorsitzender vorhanden ist. 
Die Beisitzer können, wenu sich die Parteien einigen, von den Parteien  
bezeichnet werden. Auch die Zahl der Beisitzer bleibt im Falle der freien 
Vereinbarung dem Erm essen der Parteien anheim gesfellt. W enn jedoch inner­
halb einer vom Vorsitzenden zu bestim m enden Frist sich die Parteien nicht 
über die Beisitzer und ihre Zahl ein igen, so kann der Vorsitzende aus der 
Zahl der ständigen Beisitzer des Reichswirtschaftsgerichts die Beisitzer er­
nennen oder gem äß der oben angeführten Anordnung über das Verfahren 
vor dem Reichsschiedsgerichte vom 22. Juli 1915 aus der vom Deutschen  
Industrie- und H andelstag einzuholenden V orschlagsliste berufen. Der V or­
sitzende hat auch in diesem  Falle freie Hand in der Anzahl der Beisitzer, er 
soll jedoch die Parteien vorher über die Anzahl einen V orschlag machen lassen. 
Er darf auclf^Hilfsbeisitzer zur Verm eidung einer V ertagung oder V erzöge­
rung herbeiziehen.

V e r f a h r e n .

Im übrigen behandelt die Verordnung das Verfahren und die Z w angsvoll­
streckung, die sow ohl aus einem Beschluß des R eichswirtschaftsgerichtes als 
auch aus einem vor ihm geschlossenen Vergleich erfolgen kann.‘ Die Gebühr 
für die Entscheidung ist dem Erm essen des Gerichts anheim gestellt, und das 
Gericht entscheidet auch darüber, wer die G ebühr und die den Beteiligten  
■erwachsenen Kosten zu tragen hat. Die unterlegene Partei hat auch die der  
obsiegenden Partei entstehenden Kosten zu tragen und alle Kosten, welche  
das Reichswirtschaftsgericht zur zweckentsprechenden R echtsverfolgung oder  
Rechtsverteidigung für notwendig hält. Anwaltkosten sind daher ebenfalls 
von der unterliegenden Partei zu zahlen.

Die Verordnung ist bereits am 3. März 1920 in Kraft getreten.



I

K r i t i k .

Ich will zu der Verordnung fo lgendes bem erken, w obei ich von vornherein, 
zugebe, daß man auch anderer Ansicht sein kann.

W ir haben bereits einen Überfluß an G esetzen , der sich nicht gerade a n g e­
nehm bemerkbar macht. W eniger wäre mehr. W ir haben auch bereits Son derge­
richtshöfe, z. B. M ieteinigungsäm ter, Schiedsstellen für A ngestellte  und Arbeiter, 
Schlichtungsausschüsse und dergl. mehr. Es ist ein unerfreuliches Zeichen der  
Zeit, daß man- dem ordentlichen Richter nicht traut und überall, w o es nur 
m öglich ist, Sondergerichtshöfe einführt. D ie Einheitlichkeit der Rechtsprechung  
leidet gew iß  darunter. Die Übersichtlichkeit leidet in jeder B eziehung noch 
mehr. Es fragt sich daher, aus w elchen Gründen alle d iese Sondergerichts­
höfe eingeführt werden. Die G ründe sind klar ersichtlich: man hat zu den  
Sondergerichtshöfen mehr Vertrauen. O b d ieses gerechtfertigt ist, b leibt abzu­
warten. Man kann jedoch heute schon sagen, daß die Sondergerichtshöfe für 
M ietstreitigkeiten und die ganze M ieterschutz-G esetzgebung so gänzlich oh n e  
Erfolg sind, daß wirkliche Besserungen auf diesem  G eb iete  nicht zutage g e ­
treten sind. Es ist nur das kleine Geplänkel des A lltags, das dort erled igt 
wird ohne jegliche w eitsichtige Politik.

D ie Kläglichkeit der Sondergerichtshöfe zeigt sich vor allen D ingen darin, 
daß Interessen der großen M enge dort vertreten w erden, ohne Rücksicht 
auf große, weiter reichende G esichtspunkte. So treten b eisp ielsw eise  bei den  
M ieteinigungsäm tern nur die Interessen des M ieters zutage, g leichgültig , ob  
letzten Endes der Zustand der H äuser gefährdet wird oder nicht.

Mit A nw endung dieser E rgebnisse auf den vorliegenden Fall glaube ich 
zunächst davor warnen zu m üssen, durch Vereinbarung das R eichsw irtschafts­
gericht zuständig zu machen, und zwar aus den eben an gegebenen  Gründen  
und deshalb, weil die Beschlüsse des R eichsw irtschaftsgerichtes unanfechtbar  
sind. Durch den Instanzenzug der ordentlichen G erichte ist jedenfalls eine 
größere G ew ähr dafür geboten , daß Fehler verm ieden wrerden. D as Reichs­
wirtschaftsgericht hat nämlich nicht nur über rein wirtschaftliche Fragen zu 
entscheiden, sondern es werden in den m eisten Fällen zunächst die rechtlichen  
G rundlagen zu prüfen sein, und es ist äußerst bedenklich, bei größeren wirt­
schaftlichen Interessen die Entscheidung über die rechtlicheu G rundlagen  
einer einzigen Instanz zu überlassen. *

Man wird allerdings die Entw icklung abw arten m üssen, ob  nicht bei Ver­
ordnungen von Behörden in den von den Behörden festg e leg ten  Bestim m un­
gen  ausdrücklich envähnt wird, daß das Reichsw irtschaftsgericht bei Streitig­
keiten ausschließlich zuständig sein soll. Es wird Sache der Industrie sein, 
gegebenenfalls solchen A usschreibungen gegen ü b er  sich passiv zu verhalten  
oder energisch einheitlich d agegen  Front zu machen. Bisher hat die deutsche  
Industrie keine Veranlassung gehabt, den ordentlichen G erichten M ißtrauen  
entgegenzubringen. Ob das Experim ent mit dem  R eichsw irtschaftsgericht 
besser ge lingt, d. h. ob die Industrie und die Kaufm annschaft b esser  dabei 
fahren, bleibt abzuwarten. Ich glaube es jedenfalls nicht.

[726]
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II. D e r G e l d -  u n d  W a r e n m a r k t .
Diskont- and EffektenKarse 

im F ebruar und März.
T ro tzdem  A nfang J a n u a r  die la n g erseh n te  R a­

tifikation des F r ied e n sv e rtrag es  u n te r A usschluß 
A m erikas zw ischen  den hau p tsäch lich sten  S taa ten  
der E n ten te  und D eutsch land  s ta ttgefunden  hatte , 
ist d ieses E re ign is  doch auf die g roßen  W elt 
bdrsen  zunächst und auch  w eiterh in  ziem lich 
ohne Einfluß geb lieben . Die m atte  H altung  der 
großen w esteu ropä ischen  B örsen und d ie u n ­
günstige T endenz d e r  New Y orker Börse haben 
zunächst noch w eiter anged au ert. Von einem  
großzüg igen  B örsengeschäft ist n irgends  auch 
nur das G eringste  zu v e rsp ü ren  gew esen . Die 
in ternationalen  A rbeiterschw ierigke iten , die sich 
vor allem  auch in den  L ändern  der E n len le  im ­
m er m ehr gettend  m ach ten  und auch  in den 
V ereinigten S taa ten  m it g ro ß e r Schärfe 
hervortra ten , haben  e in e r zuversich tlichen  H al­
tung und Z ielbew ußtheit d e r dortigen  Börsen 
dauernd hem m end  im W ege gestanden . Für 
die B örsen der ehem aligen  M tttelm ächte, also 
D eutschlands und O es te rre ich s , haben  sich die 
V erhältnisse d e r früheren  M onate w enig  g e ä n ­
dert. Die V alu taspekulation  hat w eiter an g e h a l­
ten, um  so m ehr, als  nach  e in er le ich ten  E r­
holung des  V alu tastandes nach  dem  ersten  
F ebruardritte l doch  im  w eiteren  V erlaui ein e r ­
neuter R ückschlag zn verze ichnen  w ar. Die 
V ersch lech terung  d e r V aluta und das S teigen  
der Kurse an den  m itte leu ropäischen  Börsen 
s teh t in u rsäch lichem  Z usam m enhang , und eb e n ­
so die überaus hastige  und  in tensive Speku la tions­
tätigkeit, die m an verg eb en s  durch  E in legung  
von B örsenruhetagen  einzudäm m en versuch te. 
Im M ärz haben dann die politischen  U nruhen 
w ährend e in e r D auer von fast 14 T agen die 
deutschen B örsen lahm geleg t, nachdem  unm it­
telbar vor dem  durch  d ie U nruhen veran laß ten  
B örsenschluß das bekann te  M anifest d e r E n ten te - 
Staaten eben  se in e  W irkung auf die O estaltung  
der W echse lkurse und dam it auch  auf die Hal- 
t m g d e r Börse auszuüben  begonnen  hatte. W enn 
auch d iesem  M anifest zunächst noch keine g re if­
baren T aten  se iten s d e r E n ten tem äch te  gefolgt 
sind, so hat m an doch allen  O rund zu der A n­
nahm e, daß nunm ehr e ine  W andlung im eu ro p ä­
ischen W irtschaftsleben  e inzu tre ten  beginnt, die 
vor allem  durch  die N ichtratifikation des F riedens 
von V ersailles durch  d ie V erein ig ten  S taa ten  und 
die sta tt dessen  erfo lg te  E rk lärung  der B eend i­
gung des K riegszustandes bew iesen  sein  dürfte. 
Trotz der w eiteren  A ndauer d e r innerpolitischen 
Schw ierigkeiten in D eu tsch land  haben die B örsen 
der W elt sich  unzw eife lhaft doch schon  auf d ie ­
sen U m schw ung d e r W irtschaflsverhä ltn isse  ih re r­
seits vorzubere iten  und einzustellen  begonnen.

An der N e w Y o r k e r  B örse hat die rückläufige 
H altung, die schon der Jan u a r  gezeitig t hatte , 
sich im F ebruar w eite r fo rtgese tz t. N eben S tre ik - 
befürchtungen und sonstigen  A rbeiterschw ierig ­
keiten w aren es vor allem  die schw ierigen  G eld ­
verhältnisse und die andauernde G oldausfuhr, 
w elche auf d ie B örse einen  scharfen  D ruck aus- 
iibten. Die G eldsätze in den  V erein ig ten  S taa ten  
haben im F eb ruar ze itw eise  e ine  H öhe von 15 vH 
erre ich t und haben auch  im  M ärz noch scharf 
angezogen. D urchschn ittlich  haben sie sich 
dauernd auf e in er H öhe von 9 bis 10 vH bew egt. 
Rückläufig w aren  vor allem  industrielle W erte, 
darun ter E isen- und S tahlw erte, ab e r auch  K upfer­
w erte . D ieser R ückgang steh t in W echselw irkung 
mit d e r  auf dem  W arenm arkt h e rvo rgetre tenen  
scharfen  A bschw ächung. Auch O elw erte litten 
im  Z usam m enhang  mit d e r rückläufigen P re is ­

bew egung  für O elprodukte in E ngland, w ährend 
E isenbahnak tien  u n te r vo rü b erg eh en d er Erholung 
auch  im m er w ieder zur S chw äche neig ten . Im 
M ärz haben  sich  die V erhältn isse an der New 
Y orker B örse etw as besser gesta lte t. Das G e ­
schäft w ar infolge der B esse rung  der G eldm arkt­
v erhältn isse  (die G eldsätze w aren  ze itw eise auf 
6 bi s 7 vH zu rückgegangen , um jedoch gegen  
M önatende w ieder auf 15 vH zu steigen), e tw as 
lebhafter. D ie säm tlichen  K urse, nam entlich  
E isenbahnw ertC j ab e r auch  K upfer- und S tah l­
aktien, zogen w ieder an. G egen  E nde M ärz hatte 
die Börse eine überaus  feste H altung gew onnen , 
um  so m ehr, als die G o 'deinfuhren  sich w ieder 
besse r ges ta lte ten , w enn auch  der S terlingkurs 
nach se inem  Tiefstand w iederum  anzuziehen  v e r­
m ochte. U m fangreiches D eckungsbedürfn is u n te r­
s tü tz te  d iese  A ufw ärtsbew egung, d ie allerd ings 
vo rübergehend  auf G ew innsicherungen  hin w ie­
d e r etw as abw ärts neig te.

An der L o n d o n e r  Börse w ar das G eschält im 
F eb ruar bei m eist schw acher H altung rech t ruhig. 
Rückläufig w aren  n ich t nur die führenden h e i­
m ischen A nleihen, wie Konsols, die un te r 50 vH 
ztirückgingen, und die heim ischen  v ie rprozentigen  
K riegsanleihen , die den P aristand  un te rschritten , 
sondern  vor allem  auch zah lreiche S pekula tions­
w erte , d arun ter südafrikanische G oldm inen. Auch 
im M ärz hat d iese  ungünstige H altung w eiter 
an gehalten  und insbesondere  auf dem  heim ischen 
Rentenm arkt A usdruck gefunden. D iskon terhö­
h ungsgerüch te . die sich indessen  dam als noch 
nicht b ew ahrheite ten , üblen einen Druck aul die 
K urse aus. Nicht w en iger ungünstig  beeinflußt 
w ar der ausländ ische Rentenm arkt, au l dem  b e ­
sonders  französische A nleihen, russische  W erte, 
M exikaner, C hinesen und P eru an er nachgaben. 
A ber auch  in- und ausländ ische  Transportaktien  
w aren rückläufig, w ährend am  Industrieak tien ­
m arkt ebenfalls das V orherrschen  m atter S tim ­
m ung anhielt. D er südafrikanische G oldm inen 
m arkt blieb w eiter schw ach  auf die zw ischen 
d e r  R eg ierung  und der A rbeiterparte i h e rrsc h e n ­
den D ifferenzen hin, die tro tz aller M ühe b isher 
noch n ich t b e igeleg t wordCD sind.

An der P a r i s e r  B örse, an d e r m it E nde M ärz 
das  K riegsm oratorium  aufgehoben w orden ist. 
h e rrsch te  m atte  H altung, die um so schärfer 
hervortra t, als nunm ehr auch die in den Vor­
m onaten  h errsch en d e  H ausse in V alutapapieren 
m ehr und m ehr abzuebben  begann. Nur russische  
W erte w aren, wohl im Zusam m enhang  mit den 
b isher freilich noch n icht T a tsache  gew ordenen  
F riedensbestrebungen  der Sow jetrepublik, höher, 
w ogegen  französische Renten m eist n ied riger 
notiert w urden ,

Von den n eu ü a len  B örsen lag die A m s t e r ­
d a m e r  B örse m eist m att, b esonders für ho llän ­
d ische  Renten, die un te r dem  Druck des s tarken  
A ngebotes der neuen  Zw angsanleihen  standen .

An der B e r l i n e r  B örse h e rrsch te  im  F eb ru ar 
lebhafteste  B ew egung sow ohl in V aluta-A ktien a ls  
auch  au! den übrigen  M ärkten, die im engsten  
Z usam m enhänge mit dem  noch w eiteren  Rück­
g ang  der M ark standen. Sowohl das Inland w ie 
auch  das Ausland w ette iferten  in b ish er n ich t 
e rleb ten  Käufen sow ohl von Spekulations- wie 
auch A nlagepag ieren . D iesem  T reiben  standen 
sow ohl d e r B örsenvorstand  wie auch  die G roß­
bankw elt völlig m achtlos geg en ü b er. Die scharfe  
M aßnahm e der E in legung  von R uhetagen, die es 
deD Banken erm ög lichen  sollte, w en ig stens v o r­
ü b ergehend  d ie gew altigen  A uftragbestände a u l­
zuarbeiten , sow ie die schließ lich  von den  G roß ­
banken un te rnom m enen  S chritte , sich  überhaup t 
vom B ö rsengeschäft fernzuha lten , b lieben völlig 
ohne W irkung. E rst als  mit dem  E rsch e in en  des
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E n ten te m an ites tes  und d e r sich  langsam  anbah- 
nenden  B esse ru n g  d es  M arkkurses im  A uslande 
gew isse rm aß en  gew altsam  B resche  in die H och ­
s tim m ung  g e leg t w orden war, ist das B ö rsen ­
g esch ä ft e ine  K leinigkeit ru h ig e r gew orden. 
Dann kam en d ie  po litischen  U nruhen, der zw ang- 
w eise zehn täg ige  B örsensch luß . N ach dessen  
A ufhebung w ollte m an aber n unm ehr gew altsam  
das nachho len , w as v o rh e r v erabsäum t w orden 
w ar; und die inzw ischen  e in g e tre ten e  Ver- 
sch le ch te iu n g  des  M arkkurses bot h ierfür eine 
ganz .besondere  S tü tze. A uch die im R uhrgebiet 
drohend sich  zusam m enziehende S partakus-B e­
w egung, w elche  die gesam te  Industrie tätigkeit 
lähm te, ha t die Börse n ich t zum  A ufgeben ih re r 
festen  H altung bew ogen , da m an zuversich tlich  
auf d ie  bald ige B eseitigung  d ie se r S chw ierig ­
keiten h inw ies; ebenso  w enig verm och te  es die 
d rohende Z uspitzung des  V erhältn isses  zu F ran k ­
reich , das dein  V orm arsch d e r deu tschen  T ru p ­
pen im Industriegeb ie t sch ließ lich  mit den b e ­
kannten M aßnahm en d e r B esetzung  von F rank­
furt und D arm stadt beg eg n e te . A uch über d iese 
E rgebn isse  hat die B örse sich n ich t w eiter au f­
gereg t. E ine A bschw ächung  ist e rs t nach der 
e rs ten  A prilw oche u n te r dem  Einfluß d e r V aluta­
besserung  e ingetre ten .

An den ö s t e r r e i c h i s c h e n  B örsen, beson ­
ders  in W ien, ist im  F eb ruar die H ausse  im  Z u­
sam m enhang mit d e r  B esserung  d es  K ronen - 
kurses zusam m engebrochen , w obei es  infolge 
der erheb lichen  K ursstürze auch  m ehrfach  zu 
Z ah lungseinste llungen gekom m en ist. Die dann 
andauernde B aissebew egung  w urde E nde M ärz 
ern eu t von e iner festen  H altung abgelöst.

Wechselkurse.
Die D evisenkurse an  d e r  B erliner Börse haben 

sich  nach d e r le ich ten  B esserung , die auf den 
Tiefstand zu B nde Jan u a r  folgte, w ährend des 
ganzen F eb ruar w ieder w eiter v e rsch lech te rt und

beinahe einem  neuen  T iefstände, der nur w en ig  
über dem  Jah resm in im um  lag, zugestreb t. Die 
D evise A m sterdam  w ar w iederum  auf 3700 M 
100 Gld. (ungünstig s te r S tand  im Jan u a r  4200) 
g estiegen , Z ürich A nfang M ärz auf 1640 M/100 F r 
(1800), S tockholm  1900 M /100 Kr (2000). Dann 
tra t in d e r  zw eiten  M ärzw oche bis zu den  U n­
ruhen  e in e  lebhafte  E rho lung  ein, w elche  den 
ho lländischen  W echselkurs auf 2475, den  sch w e i­
ze rischen  auf 1220 und den  schw ed ischen  auf 1450 
ern iedrig te . E n tsp rechend  w ar die M ark in A m ste r­
dam auf 3,975Gld./IOOM, in Zürich auf 8,15Fr,100M , 
in S tockholm  auf 7,75 Kr/100 M gestiegen , n ac h ­
dem  der n ied rig s te  S tand an  den  drei P lätzen  
im F eb ru ar 2,55 Gld./lOO M, 5,90 Fr/100 M und 
5,25 Kr/100 M g e lau te t hatte . W ährend d e r  Kapp- 
tage w urden  n ich tam tliche  K urse für d ie ho llän­
dischen  D evisen von 4400 M 100 Gld. genannt, 
w äh rend  die M ark in A m sterdam  auf 2,85 Gld. 
100 M zurückglitt, in Zürich auf 6,25 Fr/100 M 
und in S tockholm  auf 6,25 Kr/100 M. Trotz der 
v o rübergehenden  E rho lung  nach B eend igung  des  
M ilitärputsches fiel dann die M ark e rn eu t infolge 
der S partakusunruhen , um sich  dann ab e r bis 
E nde des M onats w ieder w esen tlich  zu erho len . 
So w urde in  A m sterdam  ein S tand von 3,725 Gld. 
100 M, in Zürich von e tw a 8 Fr/100 M, in Stockholm  
von 6,60 Kr/100 M erre ich t, w ährend in P aris  der 
M arkkurs w ährend  des M ärz ebenfalls von 14,5 Fr 
100 M auf 21,5 F r 100 M stieg, in New York von 
1 DolL/100 M a g  über 1,40 Doll. 100 M. Von den 
W echse lku rsen  d e r  übrigen  L änder is t d ie B es­
se ru n g  des S terlingkurses in New York herv o r­
zuheben. S tark v ersch lech te rt ha t sich  d e r F ranc- 
und L irekurs in London, New York und in sb e­
sondere  auch  an den  neu tralen  Börsen, w ie dies 
im e inzelnen  aus n eb e n steh en d er Tabelle ohne 
w eiteres zu erkennen  ist. D er Kurs d e r ö s te r­
re ich ischen  Krone ze ig t ebenfa lls eine B esserung  
an  den n eu tra len  B örsen , w ie u m gekeh rt der 
S chw eizer F ranken- und holländische G uldenkurs 
in W ien von ih rem  H ochstand w iederum  etw as 
n ach g eg eb en  haben.

F rem de W echse lku rse  an  der B erliner B örse :

P a r i­
tät

te leg rap h isch e  A uszahlung

31. Jan u a r 
G eld  1 Brief

28. F eb ruar 
G eld 1 Brief

31. M ärz 
G eld 1 Brief

M itte April 
G eld 1 Brief

Holland (100 G u ld e n ) . . 169,25 3346,50 3352,50 3696,00 3704,00 2647,00 2653,00 2197,75 2002,25
Belgien (100 F rancs) . . 81,00

112^0
— — 729,25 730,75 509,50 5C0.50 404,60 405,40

Norwegen (100 Kronen) . 1523,50 1526^0 1698,25 1701,75 1376,00 1379,00 1173.75
1078.75

1176,25
Dänem ark (100 K ro n en ). 112,50 1358,50 1361,50

1676,75
1488,50 1491.50

1869.50
1313,50 1316,50 1081,25

Schw eden (100 K ro n en ). 112,50 1673,25 1865,50 1541,00 1544,00 1318,50 1321,50
Finnland (100 Finnm ark) 81,00 394,60 395,40 437,10 437,90 399,60 400,40 324,70 325,30
Italien (100 Lire) . . . 81,00 — — 542,00 543,00

342,35
344,60 345,40 269,70 270,30

England ( t  £ ) . . . . 20,43 — — 341,65 278,70 279,30 234,70 235,30
Ver. S taaten (1 Dollar) . 4,20

81,00
' — ■ — 100,40 100,60 71,90 72,10 58,90 59,10

Frankreich (100 F ran cs). — — 704,30 705,70 472,00 473,00 372,10 372,90
Schw eiz (100 Franken) . 81,00 1523,50 1526,50 1620,75 1624,25 1253,50 1261,50 1068,75 1071,25
Spanien (100 P eseta s) . 
D eutsch - O esterreich

81,00 1523,50 1526,50 1728,25 1731,75 1256,00 1259,00 1009,00 1011,00

(100 Kronen) . . . . 85JJ6 27,225 27,275 37,96 38,04 34,21 34,29 24,72 24,76
P rag  (100 Kronen) . . . 85,06 81,65 81,85 100,40 100,60 93,40 93,60 94,15 95,34

K ursbew egung an  d er New Y orker B örse;

A tchison Top. à SL F e. . 
Baltim ore à O hio . . . 
Canadian P acific . . . . 
A m erican  Sm elting & Ref. 
A naconda Copper M ining 
B eth lehem  £ te e l Corp. . 
U n it  S tates S tee l Corp. .

30. Dez. 30. Jan . 28. Febr. 31. M ärz

82 % 81% 82 81V,
30V, 30 '/, 37 34

130% 127 121 122%
68 7» 68% 60 68%
62 61% 57 63%
95% 98 83% 96%

105% 105V» 93% 104

81%
33V,

119%
67%
62%
97V»

111%
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Großhandelspreise in den Vereinigten Staaten
Die n ach steh en d e , soeben  e rsch ien en e  U eb ers ich tsta ie i is t von d e r  N ational B ank of C om m erce  in 

Naw York au lg es te llt w orden . Die P re ise  bez iehen  Bich auf d ie dem  15. je d es  M onats zu n ä ch st ge-

Einheit
Jan .

191
April

4
Juli Okt. Jan .

1915 
April 1 Juli Okt.

1916 
Jan . j April

B a u m w o l l e :
M iddling, spot, New 
O r le a n s ........................... cts/lb 12,88 13,13 13,31 6,75 7,75 9,37 8,50 12.00 12.J9 11,88

B l e i :
P ig , ea rly  delivery’, 
New Y o r k ..................... c ts/lb 4,10 3,80 3,90 3,50 3,70 4,20 5,621, 4,50 5,90 7,75

H i s e n  u n d  S t a h l :
P ig  iron, basic , Valley 
fu rnace ...........................

D oll./gross
ton 12,50 13,00 13,00 13,00 12,50 12,50 13,00 15,00 17,75 18,25

S tee l billets, open 
h earth , P ittsbu rgh  . .

D oll./gross
ton 20,00 21,00 19,00 20,00 19,00 20,00 22,00 25,00 33,00 45,00

t i u m m i :
P lantation , first la tex  
crepe , New York . . 
Para , upriver iine, 
New Y o r k ......................

Doll./lb 0,56
•

0,63 0,55 V 2 0,61 0,86 0,62 0,63 0,59Vs 0,92 0,82

Doll./lb 0,73 0,74 0,68V2 0,63 0,75 0,58 0,63 0,54 '/, 0,86 0,73
H ä u t e :

Q reen  sa lted  packers, 
No. 1 heavy  native 
stee rs, C h ic a g o . . . 
C alfskins, N. 1 Chicago 
c i t y ................................

cts/lb 17% Iß 20 21 23 19Vs 26 26 '/, 22,'/a 23

cts/lb 21 20 22Va 23 18 20 22'/a 25 ’ 28
K o h l e :

A nthracite , N. 1, b uck ­
w heat, f. o. b. low er 
ports, N. Y.......................

D olL/gross
ton 2,25 2,40 2,15 2,35 2,45 2,45 2,15 2,40 2,75 2,00

A nthracite, stove, f.o.b. 
m in e ................................

D olL/gross
ton 4,00 3,50 3,80 4JJ0 4,00 3,50 3,80 4.00 4,10 3,60

Bitum inous, run of 
m ine, f o. b. m ine 
F a irm o n t W. Va. . .

D olL/gross
ton 0,85 0,80 0,80 0,75 1,00 1,00 0,75 0,80 1,75 1,00

P ittsb u rg h  d is tr ic t . . D oll./net ton 1,30 1,30 1,30 MO 1,15 1,05 1,00 1,05 1,25 1,15
K u p f e r :

E lectro ly tic , early  d e ­
livery, New York . . cts/lb 14,12Va 14,37 Vj 13.50 ll,37Va 13,75 16,62'/, 19,25 18,00 23,62'/a 28,25

M a i s :
No. 2 m ixed , Chicago Doll./bu 0,62'/:, 0,68 0,70'/2 0,723/, 0,72 0,74V, 0,78-/, 0,651/i 0,75 0,75

P e t r o l e u m :
Crude, a t w ell 
Penns y l va n i a . . . D oll./bbl 2,50 2,50 1,70 1,45 1,50 M 5 1,35 1,75 2,25 2,60
K ansas-O klahom a . . D oll./bbl 1,03 0,85 0,75 0,55 0,55 0,40 0,40 0,80 1,20 1,55

R i n d e r :
Faire  to cho ice native 
s te e rs , C h ic a g o . . . DoIl./lOOlbs 8,60 8,55 9,10 9,00 8,20 7,65 9,35 8,85 8,55 9,20

S c h w e f e l s ä u r e :
66“ Be, bulk se lle rs ’ 
tank ca rs ; E astern  
p o in ts* )........................... D oll./net ton _ -

S c h w e i n e :
Good m erchan tab le  — 
pigs and  rough  stock 
excluded, C h icago . . Doll./ICO lbs 8,25 8,75 8,90 8,00 7,00 7,65 8,10 8,90 7,70 9,70

S e i d e :
Shinshiu  No. 1, New 
Y o r k ................................ Doll./lb 3,80 3,95 4,07 3,05 3,18 3,33 3,10 3,35 4,40 5,10

W e i z e n :
No. 1 n o rthe rn  spring, 
C h i c a g o ...................... Doll./bu 0,91 Va 0,96 0,89 1,12 1,43 1,61 1.42 1,11 1,25 1,20 %
No. 2 red  w inter, C hi­
cago ................................ Doll./bu 0,967s 0,94'/8 0,781/4 1,09 1,41»/,

)
1,60 1,22V, 1,19 l,28i/a 1,19

W o l l e :
C lean basis  — Ohio 
fine dela ine , B oston . Doll./lb 0,56 0,59 0,68 0,61 C,66 0,73 0,73 0,72 0,76 0,85
O hio '/< blood, Boston DolLrlb 0,39 0,42 0,47 0,47 0,52 0,62 0,66 0,62 0,66 0,68

Z i n k :
P rim e w estern , early  
delivery , St. L ou is. ■ cts/lb 5,10 5,05 4,85 4,60 5,95 10,10 21,00 13,00 17,75 19,00

Z u c k e r :
96° cen trifugal, N. Y. cts/lb 3,29 2,95 3,26 4,51 4,04 4,89 4,86 4,20 4,58 6,C2

')  Z w ischen 52,50 Doll, und 40,00 Doll, schw ankend . '*) Z uverlässige  N otierungen  feh len  fflr 1914 b is  191*.
ä) A m tlich fe s tg e se tz t auf 2,57 Doll.
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Jan u a r 1914 bis Februar 1920.
legenen  T age d e r  N otierung. Alle N otierungen stam m en nach  A ngaben d e r Bank aus anerkann t zu ­
verlässig en  Q uellen . Die U eberslch ten  sp rech en  für sich se lb st und bedürfen  kaum  einer E rläu terung .

19
Juli

6
Okt. Jan .

1917 
A pril Ju li Okt.

1918
Jan . i April \ Juli Okt. Jan .

1919 
April 1 Juli Okt.

1920
Jan . Febr.1

13,00 16,81 18,00 19,81 25,88 27,13 31,75 33,00 30,00 30,75 29,00 26,75 34,25 35,00 40,25 39,25

6,35
r

7,00 7,50 9,35 10,75 7,00 7,00 6,95 8,05 8,05 5,62V, 4,95 5,60 6,35 8,75 9,00

\
18,00 20,00 30,00 40,00 53,00 33,00 33,00 32,00 32,00 33,00 30,00 25,75 25,75 25,75 37,00 43,00

42.00 45,00 65,00 75,00 100,00 47,50 47,50 47,50 47,50 47,50 43,50 38,50 38,50 38,50 45,00 58,C0 )

0,58 0,61V* 0,80 0,801/2 . 0,67 0,63V, 0,57 0,60 0,63 0,59 0,55 0,49>/2 0,40 0,51 0,531/, 0,48

0,66 0,74 0,771/2 V 6 i/a 0,687* 0,64 0,58 0,61 0,68 0,63 0,60 0,55 0,55 0,53 0,49 0,457,

27 27 32V, 301/2 30 34 33 271/a 33 30 28 31 52 48 40 40

34 35 45 40 43 37 V* 35 37 44 44 49 52 87 V* 90 80 70

2,40 2,80 2,85 3,80 3,95 3,95 4,35 4,(0 5,15 5,15 4,45 4,75 4,75 4,75 5,25 5,50

4,20 4,40 4,40 3,90 4,20 4,70 5,05 4,75 4,75 5,05 6,10 6,10 6,40 6,60 6,60 6,60

1.10
1,30

2,75
3,25

4,50
4,25

3,75
3,25

3,36
3,00

2,40
2,00

3,15
_2,45

3,66
2,45

2,80
2,35

2,80
2,35

2,50
2,35

2,50
2,25

2,40
2,25

2,80
2,35

2,80
2,35

2,80
2,35

25,25 28,50 28,75 32,00 28,50 23,50 23,50 23,50 26,00 26,00 20,00 15,25 21,75 22,25 19,25 18,50

0,80‘/a 0,90 0,971/., 1,497* 1,94 1.92 1,75 1,65 1,65 1,35 1,41 1,61 1,92 1,37 1,49 1,43

2,60
1,55

2,50
0,90

3,05
1,70

3,05
1,70

3,10
1,70

3JK)
2,00

3,75 4,00 
2,00 2,25

4,on
2,25

4,00
2,25

4,00
2,25

4,00
2,25

4,00
2,25

4.25
2.25

5.00
3.00

5,50
3,00

9,35 9,80 10,05 11,90 12,30 11,80 12,C0 14,55 16,00 14,25 15,75 15,75 16,00 16,80 14,05 13,35

— 25,00 20,00 20,00 20,0 20,00 20,C0

9,90 9,75 10,60 16,10 15,15 18,30 16,35 17,50 17,20 18,20 17,55 20,50 22,10 14,35 14,70 14,39

4,50 4,80 5,30 4,90 6,07 5,30 5,45 6.10 6,70 6,80 6,45 6,45 9,60 10,25 16,25 14,50

1,12»;, 1,67 1,92 2,40 2,38 2,20 2,20 2,20 :!) 2,26V, 2,26 2,44 2,43 2,65 3,10

1,15 1,571/, 1,92 2,621/* 2,15 2,17 2,17 2,17 2,25 2,24 2,41 ä) 2,23 2,24 2,65 *)

0,62
0,71

0,86
0,73

1,70
0,85

1,30
1,01

1,75
1,29

1,85
1,31

1,85
1,33

1,85
1,35

1,85
1,32

1,85
1,32

1,65
1,08

1,75
0,93

2,02
1,14

1,98
1,10

2,30
1,07

2,35
1,15

9,C0 9,50 9,50 9,50 8,75 8,00 7,75 6,75 8,50 8,60 6,75 6,15 7,60 7,50 9,10 8,79

6,40 6.15 5,39 6,46 6,52 6,90 6,01 6,01 6,06 7,28 7,28 7,28 7,28 7,28 13,04 12,04

3) K eine V erkäufe. A m tlicher M indestpre is 2,26 Doll. ')  A mtlich fes tg e se tz t auf 2,55 DoH.
*) A m tlich fes tge se tz t au i 2,40 Doll.

.
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W ech se lk u rse  an  au sländ ischen  P lä tzen :

W eltw irtsch a ft

Es no tierten P aritä t
E nde

J an u a r
E nde

F eb ru ar
E nde
M ärz

M itte
April

N e w  Y o r k
3,9175London (60 T age) . . . 1 £  in DolL 4,866 3,47 3,855 3,8825

Cable T ran sle rs  . . . . 1 £  in Doll. 4,866 3,50 3,855 3,93 3,9650
P aris  ( S i c h t ) ...................... 100 P r in DolL 19,30 7,50 7,00 6,755 6,18
Berlin (S ic h t) ...................... 100 M  in Doll. 23,80 1,20 1,00 1,40 1,55

A m s t e r d a m  
S check  Berlin . . . . 100 M in Gld. 59,00 3,175 2,725 3,725

10,47
4,525

10,70„ London . . . . 1 £  in Gld. 12,07 9,18 9,25
„ P a r i s ...................... 100 F r in G!d. 48,06 20,00 19,20 18,70 16,50

P a r i s
W echse l au t London . . 1 £  in F r 25,22 46,21 48,43 58,10 66,53

„ „ New York . 100 DolL in Pr 518,00 1370,50 1432,00 1490,00 1679,00
„ Rom . . . 100 Lire in F r 100,00 84,25 77,25 71,75 71,50

„ „ A m sterdam 100 Gld. in F r 208,30 509.00
231.00

— 544,00 620,50
„ .  Z ürich . . 100 F ranken  in F r 100,00 231,00 260,00 297,00
„ „ Berlin . . 100 M in F r 123,00 16,50 - 14,50 20,75 28,25

L o n d o n  
W ech se l au t P aris  . . . 100 F r in £ 3,96 2,14 2,06 1,72 1,58

„ .  A m sterdam 100 Gld. i n  £ 8,26
4,89

10,925 10,81 9,50 9,34
.  Berlin . . 100 M in £ 0,34 0,29 0,36 0,43

W i e n
406,00'A a rk n o ten ........................... 100 M in Kr 117,56 402,00 292,00 319,00

W echse l au t Z ürich . . 100 F r in Kr 95,30 4675,00 4200,00 3750,00 3700,00
„ „ A m sterdam 100 Gld. in Kr 198,00 9175,00 9400,00 7875,00 7500,00

Z ü r i c h  
W echse l au t Berlin . . 100 M in Fr 123,00 6,80 6,15 7,95 9,00

„ „ W ie n . . . 100 Kr in F r 105,00 1,90 2,35 2,65 2,80
„ „ London . . 1 £  in F r 25,18 19,82 20,75

43,20
22,19 22,15

„ „ P a r is . . . 100 F r in F r 100,00 42,90 38,30 36,00
„ „ A m sterdam 100 Gld. ln F r 208,00 213,00 228,00 211,50 207,25
„ „ M a ilan d . . 100 Lire in Fr 100,00 36,25 38,50 27,30 26,50

111 . M it t e i lu n g e n
aus L iteratu r und Praxis; Buchbesprechungen. 

W eltwirtschaft.
Deutschlands Beziehungen zu 

Südamerika.

3. A r g e n t i n i e n .
Argentinien ist mit seinen 7,835 Mill. 

Einwohnern und einem  Flächenraum  
von fast 3 Mill. qkm zwar nicht der 
größte Staat Lateinamerikas, wirtschaft­
lich hat es aber heute die Führung; 
bereits 1913 stand es hinsichtlich des 
W ertes seines Außenhandels, berech­
net auf den Kopf der Bevölkerung, 
an zw eiter Stelle unter den W elthan­
delsvölkern. Auf die schw ere W irt­
schaftskrise d es Jahres 1917/18, die 
durch den Einfluß der Frachtraumnot 
aller auf die Ausfuhr angew iesenen  
O ew erbe entstanden war, ist im ver­
gangenen Jahr eine neue außergew öhn­

liche Blüte gefolgt. A lle Produktions­
mittel haben sich gehoben , und die  
Fiandelsbilanz sch loß  auf der Ausfuhr­
se ile  mit der Sum m e von 903,1 Mill. 
G oldpeso ‘) ab, während die Einfuhr 
geg en  das Vorjahr eine geringere Z u­
nahm e aufw ies. Zum Vergleich seien  
die Z a h len ’) der Jahre 1913 und 1918 
angeführt:

Mill. G old peso  Einfuhr Ausfuhr
1913 496,2 519,1
1918 373,6 544,3

Auch schon vor dem  K riege em pfing  
der Besucher des Landes von dessen  
wirtschaftlichen M öglichkeiten den  
besten Eindruck. B uenos A ires war

■) 1 G oldpeso  =  4,05 G oldm ark .
-) N ach K r a u s e ,  A rgen tin iens W irtsch a tt 

w äh ren d  des W eltk rieges, Berlin  1919.
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dam als (und ist heute noch) die 
einzige wirkliche W eltstadt Latein­
amerikas. Schon allein der Verkehr 
dieser größten H afenanlage von Süd­
amerika, in der die sechs bedeutendsten  
seefahrenden Staaten, Deutschland, Eng­
land, Frankreich, Italien, Oesterreich- 
Ungarn und die Niederlande, in schärf- 
‘■tem W ettbew erb um die Palm e des 
Sieges rangen, zeigte dies. Im Hafen 
konnte man auch gleich erkennen, w ie  
s t a r k  d e r  w i r t s c h a f t l i c h e  E i n f l u ß  
d e s  D e u t s c h t u m s  vor dem Kriege 
war: nicht nur die deutschen Schiffahrt- 
linien besaßen allgem eines Ansehen  
und die Dam pfer der Ham burg-Süd­
amerikanischen Dam pfschiffahrtsgesell- 
schaft, der Hamburg-Amerika-Linie und 
des Norddeutschen Llöyd gen ossen  das 
höchste Vertrauen, auch die deutsche 
Technik w ies B eisp iele ihrer L eistungs­
fähigkeit auf; so  stam m te die gesam te  
Kranausrüstung derneuen H afenanlagen  
von der M aschinenfabrik Augsburg- 
Nürnberg. Auch in der Stadt selbst 
empfing man den gleichen Eindruck. 
D ie Untergrundbahn, die kurz vor 
dem Kriege dem Verkehr übergeben  
worden ist, ist das Werk einer deut­
schen Firma, die Kraftdroschken und 
die Luxuskraftwagen waren vielfach 
deutsche Erzeugnisse, und auf dem  
Gebiete des Elektrizitätswesens nahm  
die Deutsch-Ueberseeische Elektrizitäts- 
Gesellschaft eine beherrschende Stel­
lung ein.

Der Einfluß des Deutschtum s im 
argentinischenW irtschaftsleben hat eine  
andere geschichtliche Entwicklung als 
in Brasilien. W ährend in Brasilien 
landwirtschaftliche K leinsiedlungen in 
großer Zahl entstanden, wandten sich  
in Argentinien die deutschen Einwande­
rer vorwiegend H andels- und G ewerbe- 
untem ehm ungen zu. D ie Gesam tzahl 
der Deutschen ist nicht groß; das 
romanische Elem ent, verstärkt durch 
die für die großen Güter erforderlichen 
W anderarbeiter italienischer und spa­
nischer Herkunft, drückt dem Volk  
seinen Stem pel auf, wenngleich der 
Argentinier mehr K osm opolit als Ro­
mane ist. Eine um fangreiche E inw an­
derung begann in der Mitte des vorigen  
Jahrhunderts, als die Diktatur Juan 
Manuel de Rosas, der sich trotz seiner  
tyrannischen Herrschaft große Ver- 
öienste um die nationale Zusam m en­
fassung des argentinischen Staatsw esens  
erworben hat, ihr Ende erreichte. In

der Zeit von 1857 bis 1913 sind rund 
60 0C0 D eutsche eingewanderL Die  
amtliche Erhebung des Jahres 1914 
ermittelte 27 000 D eutsche, 38000 0 ester -  
reicher und Ungarn und 40 000 Schw ei­
zer; die Zahl der Deutschsprechenden  
wird heute auf etwa 2 vH  der Bevölke­
rung geschätzt. W enn auch die D eut­
schen gegenüber der Gesam tziffer der 
dort lebenden Ausländer (2,3 M ill.) an 
Zahl nicht sehr stark sind, so  darf 
nicht vergessen werden, daß sie w egen  
ihrer m eist höheren Bildung größeren 
Einfluß besitzen.

D ie  wirtschaftliche Stellung des 
Deutschtum s wurde vor allem  durch 
die starken deutschen Kapitalanlagen 
erzielt, sedaß  argentinische chauvinisti­
sche Kreise — freilich ganz zu Unrecht — 
von einer > deutschen G efahr« zu reden  
liebten. W ieviel deutsches Geld in 
Argentinien arbeitet, ist schw er anzu­
geben. ln einer am llichen nordameri­
kanischen Veröffentlichung wird die 
ausländische Kapitalbeteiligung für 1913 
folgenderm aßen angegeben:

Großbritannien 1551 Mill. $
Frankreich 771 » »
Deutschland 298 » »
Nordamerika 80 » >

D iese  Zahlen sind für Nordamerika 
sicher zu niedrig, wenngleich es die  
V ereinigten Staaten verstanden haben, 
ähnlich w ie in Brasilien sich auch 
hier mit verhältnism äßig geringen G eld­
m engen durch geschickte Politik (An­
leihen, B eteiligungs-G esellschaften) be­
deutenden Einfluß zu schaffen, der 
während des Krieges weiter ausgedehnt 
wurde. D ie Furcht vor der nord­
amerikanischen Gefahr hat sicherlich 
die Neutralität Argentinien» im Kriege 
mehr bestim m t, als die Einwirkung 
des dortigen Deutschtum s. Immerhin 
haben die Sympathien einiger Staats­
männer auch dazu beigetragen, die 
auf die erfolgreiche Einrichtung des 
P ostw esen s und der Arm ee durch 
deutsche Instruktoren zurückzuführen 
sind. D ie D eutschen sind, w ie  schon  
oben erwähnt, vor allem  im Handel- 
und Seeverkehr und in der Elektrizitäts­
und H olzindustrie tätig. W ie schw ie­
rig die Lage hier zurzeit ist, geht dar­
aus hervor, daß, einer Zeitungsnach­
richt zufolge, die Deutsch-U eberseeische  
Elektrizitätsgesellschaft — ein Unter­
nehm en mit einem  Kapital von m ehre­
ren hundert M illionen Mark — sich vor 
kurzem gezw ungen gesehen  hat, spa­
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nisches Kapital und einen spanischen  
Nam en anzunehm en.

Recht erfolgreich waren die kultu­
rellen Leistungen der Deutschen. Der 
D eutsche W issenschaftliche Verein in 
Buenos Aires, der sich durch seine  
literarischen Veröffentlichungen auf dem  
G ebiete der G eographie, G eo log ie , 
Z oologie  usw . einen geachteten  Nam en  
erworben hat, hat durch seine For­
schungen nicht nur die Landeskunde 
sehr erweitert, sondern auch durch 
deutsche Sprachkurse für Argentinier, 
durch V orlesungen über Literatur, 
Kunst, M edizin, Recht u. a. für die 
A llgem einbildung auch in den letzten  
Jahren viel getan. Außerdem  bestehen  
zahlreiche deutsche Vereine, die teils 
Berufsinteressen (w ie der Argentinische  
Verband des V ereines deutscher In­
genieure, der D eutschnationale Hand- 
lungsgehilfen-Verband und der Deut­
sche Techniker-Verein), teils der G e­
selligkeit, dem Sport und der Kunst 
dienen. D aneben erscheinen in Ar­
gentinien mehrere deutsche T ages­

zeitungen und Zeitschriften, von denen  
die D eutsche La Plata-Zeitung, das Ar­
gentinische Tageblatt, die B uenos-A ires- 
H andels-Z eitung erwähnt se ien .

W as nun die A usw anderung nach 
Argentinien anlangt, so  ist zu sagen, 
daß das Land bei seiner dünnen Be­
völkerung (3,1 M enschen/qkm ) noch  
auf E inw anderung an gew iesen  ist. 
D azu kommt, daß die Kriegsjahre 
statt eines E inw anderungsgew innes  
einen U eberschuß der Rückwanderer 
gebracht haben, der nach S t i c h e l * )  
in den Jahren 1914/18 über 210 OCß 
M enschen ausm achte. D ie A bneigung  
der Bevölkerung g eg en  deutsche Ein­
wanderer dürfte nicht allzu stark sein, 
w enn gle ich  w eite  Kreise der G eb ilde­
ten Frankreich zuneigen und in Paris 
den M ittelpunkt der Kultur sehen. 
Am m eisten A ussicht auf Fortkom men  
haben H andwerker und Landwirte, An­
gehörige anderer Berufe nur in gerin­
gem  U m fange.

Sr.=3n>t- G e o r g  S i n n e r .
S t i c h e l ,  A rgen tin ien , H am burg  1919.

W issenschaftsbetrieb, Erziehung«* and  Bildungswesen,
A Bsfuhrreiischriften und technische Aus- 

landzeitschriiten.
U nter den deutschen Ausfuhrzeit­

schriften steht in erster Linie die 
»Deutsche Export-Revue«, die Ausfuhr­
zeitschrift des Reichsverbandes der 
deutschen Industrie und des M eßam tes 
für die Leipziger M usterm essen, deren  
deutsche Ausgabe mit dem altbekannten 
Organ der A uslanddeutschen, dem  

Echo«, verein igt i s t 1). Bereits vor 
ein igen M onaten ist eine spanische  
A usgabe der Zeitschrift erschienen, 
neuerdings erscheint nun auch eine  
englische und eine ita lienische2). Ent­
sprechend ihrer Aufgabe, den Leser 
im Auslande für die deutsche Ausfuhr­
industrie zu interessieren und ihm einen  
Begriff von ihrer Leistungsfähigkeit zu 
geben, bringen die Blätter in anspre­
chender Ausstattung allgem ein-interes­
sante Abbildungen aus dem  Bereich  
der deutschen Industrie und ihrer Er-

')  V erlag : A uslandveriag  G. m. b. H.. Berlin 
S V . 19, K rausenstr. 36/Î9.

*) „Revista de E xportation  y Im portation“, 7E x ­
p o r t  and Im port R eview “, „R ivista d 'B spo rtaa ione
e  lm p o rta tio n e “ .

Zeugnisse mit gem einverständlichem  
T ext, im ersten (Januar-) H eft der 
italienischen A usgabe z. B. über land­
wirtschaftliche M aschinen, über künst­
liche Beregnung, über deutsches Spiel­
zeu g  usw .

Im G egensatz zu d iesen  Ausfuhrzeit- 
schriften, die sich ihrem W esen  nach 
an das große Publikum  w enden  und 
ihre Aufgabe n i c h t  darin sehen , dem  
F a c h  m a n n e  w esentlich  neue Anre­
gung oder B elehrung zu bieten , ver­
folgt die D e u t s c h e  A u s l a n d z e i t ­
s c h r i f t «  eben d i e s e s  Z iel, für das b is­
her ein spezifisch d eutsch es Unter­
nehm en . gefeh lt hat. Sie wird vom  
Verein deutscher Ingen ieure, vom  
Verein deutscher E isenhüttenleute und 
vom  Verband deutscher Elektrotech­
niker gem einsam  in einer deutschen  
A usgabe Technik und Industrie«, einer 
englischen »Engineering Progress« und 
einer spanischen -El P rogreso de la 
Ingeniería h era u sg eg eb en 3) und w en ­
det sich an den Fachm ann, den In-

J) S ch riftle itu n g : A usland Zeitschrift. Berlin
NW. 7, S om m erstr. 4 a :  V erlag : A uslandverla®
G . m . b . H . ,  B erlin  SW . 19, K rausenstr. 38 39.
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genieur im Auslande, um ihm zu zei­
gen, w ie  deutsche Ingenieurw issen­
schaft in Zusam m enarbeit mit der 
deutschen Industrie die Leistungen voll­
bringt, die einst in der ganzen W elt 
geschätzt w aren und es w ieder sein  
w ollen .

Gesellschaft für Wissenschaft und Leben im 
rheinisch-westfllischen Industriebezirk.

Auf der G rundlage der in T. u. W . 
1919 S. 565 besprochenen Denkschrift 
von ¡Lipl.s^ng. R e i s n e r  ist nunmehr 
in Essen eine ?G esellschaft für W issen ­
schaft und Leben im rheinisch w est­
fälischen Industriebezirk« gegründet 
worden. D ie G esellschaft w ill a l l e  
w issenschaftlichen und geistigen  Inter­
essen  des Industriegebietes zusammen- 
fassen und in bestim m ten Fachgruppen 
die geistigen  Kräfte des Industriege­
bietes zusam m enführen, um die Kultur­
eigenarten d ieses für das gesam te  
deutsche Leben so  ungem ein wichtigen  
G ebietes festzustellen und zu fördern.

Das technische Studium an derUniversität 
London.

ln einer sehr stark besuchten Ver­
sammlung der britischen Ingenieure in 
London, bei w elcher Prinz Arthur von  
Connaught den Vorsitz führte, wurde 
über das Them a der Laboratorien g e ­
sprochen. H ierbei wurde betont, daß 
es unrecht sei, besondere Aufwendun­
gen für die c h e m i s c h e n  Laboratorien 
zu machen, während die t e c h n i s c h e n  
Versuchsstationen vernachlässigt w ür­
den. So z. B. se i es eine durch den  
Krieg erw iesene N otw endigkeit, w issen ­
schaftliche Forschungen auf dem  G e­
biete der M unitionsherstellung und des 
Flugwesens zu machen. Nur wenn  
auf dem W ege der w issenschaftlichen  
Förderung auf den nur beisp ie lsw eise  
angeführten G ebieten H ervorragendes 
geleistet werde, se i es m öglich, dem  
britischen W eltreich die Stellung zu 
erhalten, die es durch den Krieg er­
rungen h a t Alle für die technischen  
Studien und Forschungen bestim m ten  
Stationen, Laboratorien und Versuchs­
stationen m üßten neuzeitlich ausge­
staltet werden; aus offiziellen Mitteln 
sow ohl w ie  aus Z uw endungen von  
privater Seite ist eine G esam tsum m e  
von 100000 £  verfügbar, w ovon  24000 £ 
anläßlich der erwähnten Versam m lung  
üüssig gem acht w urden, namentlich  
um die schon bestehenden Anstalten

neuzeitlich auszugestalten. Im Zusam ­
m enhang mit d iesen Fragen wurde die 
N otw endigkeit erörtert, der Universität 
London w eitere G ebäude anzugliedern. 
G egenw ärtig ist die Londoner Univer­
sität so  überfüllt, daß nicht w eniger  
als 400 Bewerber seit dem letzten Sep­
tember des Raum m angels w egen  zu­
rückgewiesen werden mußten. L

Ueber zeichnerische A usw ertung wirt- 
schaf ts-statistischen Nachrichten - Stoffes.
V on ®r. 3n«. G. M ü lle r .  Berlin 1919, 
H ans Robert Engelmann. 96 S. 86 Abb. 
Preis geh. 8 M.

D ie Durchdringung aller Volksschich­
ten mit objektiv gew onnener Wirt­
schaftskenntnis ist heute von aller­
höchstem  Staatsinteresse. Das beste  
M ittel, wirtschaftliche Erscheinungen  
und Entwicklungen denjenigen nahe­
zubringen, die im Parteigewirr heute 
überhaupt noch sachlicher Aufklärung 
zugänglich sind, ist ohne Zweifel das 
Schaubild in seiner einfachsten Gestalt: 
die zeichnerische Darstellung in höch­
ster Anschaulichkeit, als Zeitbetrach­
tung (festes Bild und stehendes Licht­
bild ), w eniger als Augenblickerlebnis 
(Film ).

Zur Erreichung d ieses Z ieles gibt 
die Schrift eine brauchbare Anw eisung. 
Sie w endet sich an die, w elche beruf­
lich mit der Auswertung und Verbrei­
tung von W irtschafts-Tatsachenstoff zu 
tun haben. Das Ziel der zeichnerischen  
Darstellung ist dem  Verfasser, aus dem  
Stoff das H öchstm aß an Erkenntnis- 
wert, und zwar in der für die A llge­
m einerkenntnis eindringlichsten und an­
schaulichsten Form herauszuholen. Er 
stützt sich dabei auf die Erfahrungen, 
die er in der Leitung der wirtschafts­
statistischen Abteilung eines Reichsam­
tes gem acht h a t D iese enge Berührung 
mit der Praxis veranlaßte ihn , sich 
vornehmlich an den ausführenden Zeich­
ner zu w enden und ihm die für den  
besonderen Fall geeigneten  W ege und 
Ausführungsform en zu zeigen. D ie  
große Zahl m eist gut gew ählter und 
vorzüglich w iedergegebener Ausfüh­
rungsbeispiele büdet den eigentlichen, 
recht w ertvollen Kern des Buches. 
W enn man auch den Auffassungen des 
Verfassers im allgem einen beipflichten  
kann, so  ist es doch zu beanstanden, 
daß er die Figurendarstellung, ja so ­
gar die kubische Darstellung der zu 
vergleichenden M engengrößen als ein­



wandfreie Mittel statistischer D arstel­
lung gelten  läßt, Irrungen, die von der 
W issenschaft längst aus guten Grün­
den verworfen sind. W enn solche die  
W ahrheit entstellenden Darstellungen  
während des K rieges gelegentlich  selbst 
von am tlichen Stellen nicht gescheut 
w urden, so  sollten sie  doch jetzt end­
lich aus der O effentlichkeit verschw in­
den.

W eniger überzeugend und klar als 
die aufs Praktische gerichteten A us­
führungen sind die theoretischen. In 
ihnen versucht der Verfasser e ine Syste­
matik der zeichnerischen Darstellung  
wirtschaftsstatistischer W ahrnehm un­
gen  zu geben . D ieser Versuch bestä­
tigt nur die Richtigkeit der Auffassung, 
daß für den Erfolg der zeichnerischen  
A usw ertung entseneidend im m er nur 
die Fähigkeit ist, sich in die Seele  des 
B eschauers hineinzuversetzen, und vor 
allem  — die Erfahrung.

Prof. Dr. S c h u c h a r t .

Vereinheitlichung ln der Industrie. Von 
®ipl.= 3ng. Dr. G e o r g  G a r b o t z .  M ün­
chen u. Berlin 1920, R. O ldenbourg. 
218 S. Preis geh. 9 M, geb. 12 M.

D ie Arbeit gibt zunächst eine U eber- 
sicht über die geschichtliche Entwick­
lung der Vereinheitlichung in der In­
dustrie, getrennt nach verschiedenen  
Staaten. B esonders ausführlich w erden  
Amerika, England und Deutschland b e­
handelt. W ertvoll sind hier die Litera­
turangaben, die gute Unterlagen für 
das Studium der N orm ungsgeschichte  
bilden.

In dem  Abschnitt über Deutschland  
hat Garbotz viel Material über N or­
m ung zusam m engetragen, von den  
ersten N orm ungsversuchen bei B lech­
stärken und Drahtdurchm essern im 
Jahre 1873 bis zu derim  Jahre 1917 erfolg­
ten G ründung des N orm enausschusses  
der deutschen Industrie (»N .D .I.«), des­
sen Aufbau und Arbeitsw eise er ausführ­
lich schildert. Leider behandelt Garbotz 
die Entwicklung des N . D. I. nur bis zum  
April 1919, in folgedessen  sind seine  
A ngaben zum Teil veraltet. So erwähnt 
er bei der Schilderung des W erde-

anges ein es Norm blattes nicht die
rümng des Blattes durch die Norm en- 

prüfstelie und die G enehm igung durch 
den Vorstand, wodurch eine nicht 
ganz richtige Vorstellung des W erde­
g anges erweckt wird.

D asselb e gilt für den nächsten A b­
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schnitt, der eine U ebersicht über die  
bisherigen E rgebnisse der N orm ungs­
arbeit in Deutschland enthält. Natur­
gem äß  ist in einer so  rührigen O rga­
nisation w ie dem  N. D. I. seit April 1919 
sehr viel N eu es gele istet w orden. Zu 
unterstreichen aber ist das, w as Oar- 
botz über die notw endige Z usam m en  
arbeit aller bestehendenjSondem orm en- 
ausschüsse mit dem  N;T). I. sagt; hier 
m uß jede Art Partikularism us erstickt 
w erden, dam it die Vereinheitlichung  
nicht g egen  ihre e igenen  Grundsätze 
verstößt.

Im dritten Teil se in es Buches be­
handelt G arbotz den W ert der N or­
m ung und ihre technischen Vorbe­
dingungen . Er unterscheidet dabei 
einen w e rt im volkswirtschaftlichen  
Sinne: »B efriedigung aller V olksge­
nossen  durch m öglichste quantitative 
und qualitative Ergiebigkeit der Pro­
duktion» und einen N utzen im privat­
wirtschaftlichen Sinne: »Befriedigung  
des Produzenten durch Steigerung des 
Reinertrages«.

Er zeigt an H and theoretischer Er­
örterungen und praktischer B eispiele, 
daß eine planm äßig durchgefuhrte  
N orm ung beiden Forderungen gerecht 
wird. Zunächst behandelt er die W ir­
kung der N orm ung auf die Privatwirt­
schaft, w ob ei er zu dem  Schlüsse  
kom m t, daß der Reinertrag des Unter­
nehm ers durch gün stige Einkäufe der 
R ohstoffe, Entlastung des P ersonals im 
K onstruktionsbüro, in der W erkstatt 
und im Betriebsbüro, vo lle  Ausnutzung  
der M aschinen, vereinfachte O rgani­
sation bei der kaufm ännischen und 
technischen Betriebsführung und Aehn- 
liches entschieden vergrößert wird. 
Zum Verständnis für den volksw irt­
schaftlichen Vorteil der N orm ung ver­
gleicht Garbotz am erikanische mit 
deutschen Zuständen. Aus d ieser G e­
genüberstellung geht nicht nur der 
N utzen einer N orm ung für die Volks­
wirtschaft hervor, sondern auch die 
Tatsache, daß Amerika früher als wir 
auf die N otw endigkeit einer w eitge­
henden V ereinheitlichung in der In­
dustrie h in gew iesen  w urde. Bei uns 
sind erst seit dem  K riege Verhältnisse  
entstanden (M assenbedarf bei hohen  
A rbeitslöhnen), d ie an amerikanische 
Zustände erinnern und zur N orm ung  
d rin gen , vor allem , da bei uns noch  
die allgem eine Rohstoffknappheit als 
w esentlicher Antrieb h inzukom m t

ungs- und B ildungsw esen
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Z u n  Schlüsse werden kurz die G e­
fahren der N orm ung gestreift, d ie  zu 
einer H em m ung der Entwicklung und 
A usschaltung des freien W ettbew erbes 
führen kann, w enn sie  nicht von einer  
w eisen  O rganisation ge le ite t wird, die 
alle Vor- und Nachteile in breitester 
O effentlichkeit a b w ä g t  

Die Arbeit enthält ein ungem ein

reiches Material, das übersichtlich und 
geschickt geordnet ist, jedoch vorw ie­
gend nur geschichtlichen W ert hat, da 
es in w esentlicher H insicht durch die 
E reignisse überholt ist. Auch bleibt 
s ie , w ie  jede M aterialsammlung, 
an der O berfläche, ohne in die Tiete  
zu dringen.

M a n n i n g .

W irtschaftswissenschaft und -politiK.
lieber das Verhältnis der Volkswirt­

schaftslehre zur Rechtswissenschaft und 
zur Politik. Von Professor Dr. R u d o l f  
K a u lta . Berlin und Leipzig 1919, Dr. 
W alther Rothschild. 54 S. Preis 2,40 M.

Der Inhalt d ieser Schrift ist durch 
den Untertitel »Ist d ie V olkswirtschafts­
lehre eine selbständige W issenschaft?«  
näher gekennzeichnet. D en A usgan gs­
punkt bildet die erschütternde T a t ­
sache, die von führenden Männern w ie  
B a to c k i  und B r e n t a n o  festgestellt 
worden ist, daß sow ohl die Beam ten­
schaft als auch die Bevölkerung in des 
Deutschen V olkes Schicksalstunde die 
zur Bew ältigung der ihnen gestellten  
Aufgaben nötige wirtschaftliche und 
soziale Schulung v e r m i s s e n  ließ. 
Ursache?: — Im Lehrgebäude der N a­
tionalökonom ie selbst ist noch alles 
streitig; der w issenschaftliche Betrieb 
in ihm ist infolge der Verquickung mit 
Parteipolitik und wirtschaftlichen Inter­
essenkäm pfen von Orund aus krank. 
Es herrscht ein C haos darin sogar be­
züglich der Grundfrage, worin W esen  
und Ziel dieser W issenschaft überhaupt 
bestehe.

D ie Entstehung d e r »Volkswirtschafts­
lehre« wird nun im 1. Abschnitt auf 
S. 7 bis 18 in knappen, aber unge­
wöhnlich treffenden Sätzen dargestellt. 
Im Zeitalter der Scholastik und des 
theologisch begründeten »Naturrechts« 
spielt die Frage nach dem  »justum 
pretium« eine große Rolle. Hieraus 
entwickeln sich die A n f ä n g e  einer 
W irtschaftslehre, auf Grund deren  
die Obrigkeit regelnd in das W irtschafts­
leben eingreift. Von der geistlich­
juristischen W issenschaft trennt sich  
die rein weltliche R e c h t s w i s s e n ­
s c h a f t  Dam it werden rein materielle 
Z w eckm ißigkeitsgründe richtungge­
bend für die G esetzgebung und Ver­

waltung, die indessen sehr bald mit 
den Bedürfnissen des Lebens in W ider­
spruch geraten, so  daß alles auf s e l b ­
s t ä n d i g e  Untersuchungen des W irt­
schaftslebens drängte. So wurde die 
» V o l k s w i r t s c h a f t s l e h r e «  e in e s e lb ­
s t ä n d i g e  W issenschaft: Man suchte 
nach den »natürlichen G esetzen« der 
W irtschaft. Auf der Annahme solcher 
»natürlichen G esetze« beruhte aber 
auch der dam als aufkommende poli­
tische Liberalismus. So wurde die  
Volkswirtschaftslehre zur S t ü t z e  d e r  
P o 111 i k, bis bei der Entstehung der»exak­
ten« Schule (C o m te  und T h ü n e n )  
die Verm ischung von W issenschaft und 
Politik als unwissenschaftlich verworfen  
wurde. O egen  die exakte Schule 
w ieder w endet sich die g e s c h i c h t ­
l i c h e  Betrachtungsweise, w elche die 
Volkswirtschaftslehre schließlich nach 
S c h m o l l e r  zu einer »großen m o ­
r a l i s c h - p o l i t i s c h e n  W issenschaft« 
macht. So widerstreiten einander noch 
gegenw ärtig die Lehrm einungen in der 
Volkswirtschaftslehre, und die Rechts­
w issenschaft steht außerhalb.

Im 2. Abschnitt S. 18 bis 22 wird 
nun gezeigt, w elchen w e s e n t l i c h e n  
Anteil die R e c h t s o r d n u n g  an der 
G estaltung und dem  Verlauf des Wirt­
schaftslebens hat. Der Verfasser be­
w egt sich hier in den Bahnen der 
S t a m m l e r  sehen Rechtsphilosophie. 
Auch decken sich hier seine Ausfüh­
rungen mit der S o m b a r ts e h e n  Lehre, 
w onach ein nationalökonom ischer V oll­
begriff nicht denkbar ist ohne das 
»formale Substrat«, w elches das ge l­
tende Recht, G ew ohnheitsrechte usw . 
u m faß t Nach Kaulla ist daher die 
Volkswirtschaftslehre eine » L e h r e  v o n  
d e n  w i r t s c h a f t l i c h e n  W i r k u n g e n  
d e r  R e c h t s o r d n u n g « .  W enn diese  
Begriffsbestim m ung für die Volkswirt­
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sc h a fts le h r e  als G a n z e s  auch zw ei- 
fello» viel zu en g  i s t  so  gibt sie doch  
die unmittelbare Verknüpfung von  
Volkswirtschaft und Rechtsordnung  
treffend wieder. In den neueren Lehr- 
m einungen der N ationalökonom ie wird 
das B estehen dieser Verknüpfung all­
gem ein  anerkannt

Der 3. Abschnitt §» 22 bis 26  behan­
delt dann die B eziehungen der V olks­
wirtschaftslehre zur P o l i t i k  und 
kom m t auch hier zu dem  Schluß un­
trennbarer Verknüpfung: denn jede  
Rechtsordnung wurde und wird durch 
die » P o l i t i k «  geschaffen. W enn nun 
die G renze von Volkswirtschaftslehre  
gegen  Politik zw ischen d i e l e x l a t a u n d  
l e x  f e r e n d a  g e leg tw ird (S .2 4 ),so d eck t  
sich das mit der oben gegeb en en  Be­
griffsbestim m ung der V olksw irtschafts­
lehre, die aber eben nur einen T e i l  
der ganzen Volkswirtschaftslehre, näm ­
lich die iEm pirische Nationalökonom ie«  
um faßt. Es ist darin w eder die > T heo­
retische N ationalökonom ie' enthalten, 
w elche a l l g e m e i n  g ü l t i g e  Zusam ­
m enhänge, d .h . für j e d e  Rechtsord­
nung geltende, aufzusuchen hat, noch  
die j Praktische N ationalökonom ie«, 
w elche sich mit der praktiscaen Ge­
staltung des W irtschaftslebens nach 
bestim m ten Z w ecken b efa ß t1). Durch 
die s o  von Professor Kaulla gezogene  
Grenze wird die Volkswirtschaftslehre  
auf t in e  Tätigkeit post festum  be­
schränkt und ihr damit als W issenschaft 
eine der w ichtigsten Funktionen jeder 
W issenschaft, näm lich F ü h r e r i n  der 
M enschheit zu sein, genom m en. Ge­
rade wir Techniker w issen , w as wir  
der w i s s e n s c h a f t l i c h e n  Technik zu 
verdanken haben, die mit größtem  Er­
fo lg  auf Grund »theoretisch« und » em ­
pirisch «gew onnener Erkennm isse > prak­
tisch« gestaltend eingTeift, w o  früher 
die traditionalistische H andhabung der 
Technik (H andw erk) nicht m ehr vom  
Flecke kam.

Es genügt auch nicht, w enn Kaulla 
der = Praktischen N ationalökonom ie«  
unter dem  Nam en ; W irtschaftspolitik  
eine Sonderstellur g  zuw eist. Nach  
m einer A uffassung ist die begriffliche  
Grenze zw ischen »Volkswirtschafts- 
lehre« und »Politik« durch die Unter-

H ier ist d ie S o m b a r t s c h e  S ystem atik  der 
N adona.Ö konom ie z a s n m d e  g ele? :. w eiche  auf 
G rund ih re r begrifffichea Klarheit den V o rag  vor 
der scn s t übl i chen E in is ii jn g  .c *A1< gem eine*  
K id  , Spezielle* S a tio n a iö k o rc rn ie  verd ien t.

schiede in der M e t h o d e  gezogen , 
deren sich jede von b s id tn  bedient: 
In der »Volkswirtschaftslehre* e n t ­
s c h e i d e t  die E i n s i c h t  in den ur­
sächlichen Z usam m enhang des G e­
schehens. Auf Grund d i e s e r  E i n ­
sicht will die Praktische N ationalöko­
nom ie« p lanm äßig gestaltend auf be­
stehende Rechtsordnungen einwirken. 
In der »Politik« e n t s c h e i d e t  dagegen  
die M a c h t  in der Form  vcn  W affen­
gew alt oder wirtschaftlicher Ueber- 
legenheit und gestaltet die Rechtsord­
nung nach den n a h e l i e g e n d e n  
I n t e r e s s e n  des Stärkeren, die oft­
m als mit der Frage nach der besten  
Form der G esam rwirtschaft (V olksw irt­
schaft oder W eltw irtschaft) in W ider­
spruch stehen.

W enn auf S. 24 unten gesa g t w ird, 
das Verhältnis von V olksw irtschafts­
lehre zur Politik se i das von T h e o r i e  
zur P r a x i s ,  so  kann dem  nur in so ­
fern zugestim m t w erden, als e s s o  
s e i n  s o l l t e ,  indem  die Politik als 
Verwalterin s t a a t l i c h e r  Mach m ittel 
das in der Volksw irtschaftslehre für 
richtig Erkannte praktisch durchzusetzen  
h a t Der h e u t e  bestehende W ider­
spruch zw ischen Politik und V olks­
w irtschaftslehre ist ebenso  w ie  der  
U m stand, daß der G elehrte heute als 
solcher nichts gilt in der Politik  
(S. 25, Z eile  11), leicht aus der Tat­
sache zu erklären, daß »Politik« heute 
gleichbedeu: end mit K 1 a s s e n-Politik i s t  
D iese hat für o b j  e k t i v e  Feststellungen  
einer V o lk sw irtsch a ftsleh re  keinen  
Raum, w i l l  auch gar kein Verständnis 
dafür haben. Es ist daher notw endig , 
die beiden Bedeutungen des W ortes 
»P olitii«  streng zu scheiden, und zwar

1) P o litik = S taatsk u n st= S treb en  nach 
B esserung der L ebensbedingungen  
eines V olkes,

2) Politik =  Parteipolitik =  Streben  
nach B esserung der L ebensbed in­
gungen einer Gruppe.

D ie Volkswirtschaftslehre steht zu 1) 
im Verhältnis der T heorie zur Praxis, 
sow eit tatsächlich w a h r e  »Staats­
kunst« betrieben wird, von 2) dagegen  
wird die V olksw irtschaftslehre nur in­
sow eit von Fall zu Fall anerkannt, als 
sie geeign et ist, den Strebungen einer  
Sondergruppe zu dienen, und d a s  so llte  
die W issenschaft in der Tat ablehnen. 
D iese U nterscheidung ist bei Kaulla 
eine offene Frage geb lieb en  (S. 25), 
w eil die Politik im Sinne vo«  Staats­
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kunst nicht in den Kreis der Betrach­
tungen gezo g en  wurde. D ies unter­
blieb i n s o f e r n  mit Recht, als ja unser 
Zeitalter des Parlam entarism us den  
Begriff Politik =  Staatskunst überhaupt 
nicht kennt.

Eine U ntersuchung des Lehrbetriebes 
der R e c h t s w i s s e n s c h a f t  bildet den 
Inhalt des 4. Abschnittes (S. 26 bis 37). 
D as Ergebnis ist die Feststellung der 
Tatsache, daß W erturteile (Kritik der 
W irkungen und der Z w eckm äßigkeit 
von G esetzen ) im Strafrecht, Prozeß­
recht und Aehnlichem  ganz gebräuch­
lich sind, ja sogar für notw endig  g e ­
halten w erden, im P r i v a t r e c h t  als 
U nterrichtsgegenstand dagegen  durch­
w eg  als außerhalb der R echtsw issen­
schaft liegend v e r m i e d e n  werden. 
Zweck und W irkungen des Privatrechts 
werden statt dessen  in der Volkswirt­
schaftslehre behandelt. D iese  Tren­
nung hat weittragende Folgen für Lehr­
betrieb und Entwicklung der Rechts­
w issenschaft gehabt. D er Jurist wird 
dadurch bei gesetzgeberischen M aß­
nahmen auf wirtschaftlichem  G ebiet 
zum Handlanger anderer; er darf nur 
ihren gesetzgeberischen W illen in die 
richtige Form bringen und die Ausfüh­
rung später überwachen. D er Rechts­
w issenschaft wird es unm öglich g e ­
macht, die Entwicklung eines g e ­
s u n d e n ,  ohne Streit verlaufenden  
R e c h t s l e b e n s  z u  f ö r d e r n .  W eil 
den Juristen die Kenntnis der wirt­
schaftlichen W i r k u n g e n  der G esetze  
fehlt, können sie  niem als wirtschaft­
liche Streitfragen im G e i s t e  des 
Rechtsbegriffes lösen  (S. 36). Dadurch 
wird es erklärlich uiid berechtigt, daß 
Männer des praktischen Lebens — 
neuerdings nam entlich die Techniker — 
gegen die vorzugsw eise V erw endung  
von Juristen in der öffentlichen Ver­
waltung Einspruch erheben. D ie Er­
ziehung der Juristen bedarf einer Er­
gänzung; sie  m üssen nicht nur die G e­
setze kennen, sondern deren Z w e c k  
u n d  W i r k u n g  im W irtschaftsleben  
beurteilen lernen. Dazu ist die Ver­
bindung mit der Volkswirtschaftslehre 
unentbehrlich.

Um gekehrt bedarf auch der N ational­
ökonom  (5. Abschnitt S. 37 bis 47) der 
Kenntnis der Rechtsordnung, da diese  
den eigentlichen Kern der Volkswirt­

schaftslehre« darstellt. D iese  Verbin­
dung ist auf einem  T eilgeb iet der 
N ationalökonom ie, der F i n a n z  W i s ­

s e n s c h a f t ,  von jeher üblich gew esen , 
da die Kenntnis der Steuergesetze und 
ihrer W irkungen ihr Inhalt ist. Die 
S t e u e r ü b e r w ä l z u n g  ist G egenstand  
eingehender system atischer Unter­
suchungen und doch ist sie nur ein 
Sonderfall des K ostenüberwälzungs­
problem s überhaupt, das kaum g e ­
würdigt wird. Den Grund dieser ver­
schiedenartigen Behandlung sieht 
Kaulla darin, daß noch heute die Vor­
stellung weit verbreitet ist, das Getriebe 
des W irtschaftslebens werde durch 
eigene , im m anente G esetze bestimmt, 
während die Steuergesetze von m ensch­
licher Willkür gem acht seien . Man ist 
sich nicht b ew u ß t, daß auch die 
Rechtsnorm en, unter denen der freie 
Marktverkehr und die Preisgestaltung  
sich vollziehen, w i l l k ü r l i c h  so g e ­
staltet sind, w ie sie sind, und sehr 
wohl von Staats w egen  g e ä n d e r t  
w erden können und dann auch a n d e r e  
W irkungen haben. Auch alle Wert­
theorien kranken daran, daß sie zu 
sehr am Objekt haften, während es 
eine R e c h t s h a n d l u n g  (Leistung, Dul­
dung, Unterlassung) ist, für die ein 
Preis oder Entgelt bezahlt wird. Der 
Wert eines H auses wird z. B. neben  
dem  Sachwerte durchaus bestim m end  
beeinflußt durch den Zustand der ört­
lichen Rechtsordnung (Eigentum srecht, 
Abgabepflichten usw .).

Im Schlußabsatz 6 (S. 47 bi3 51)
wird dargetan, daß die Volkswirtschafts­
lehre in ihren T eilgebieten für a l l e  B e­
rufe von Bedeutung ist. Ueber den  
b e r u f l i c h  n o t w e n d i g e n  Teil hin­
aus sollte aber j e d e r  als S t a a t s ­
b ü r g e r  nach einem  h ö h e r e n  M a ß  
v o l k s w i r t s c h a f t l i c h  er A u s b i l d u n g  
s t r e b e n .  Eine A usgestaltung der 
V o l k s h o c h s c h u l e n  nach dieser Rich­
tung, die es jedem  Berufstätigen auch 
im vorgeschrittenen Alter noch er­
m öglicht, nachzuholen, w ozu es ihm  
im Berufsstudium an Zeit gebrach, 
wäre ein geeignetes Mittel dazu.

O bgleich Kaulla der »Volkswirt­
schaftslehre« hier eine A uslegung g e ­
geben hat, deren begrifflicher Umfang  
zw eifellos zu eng ist, hat er doch  
das, w as für unsere Zeit so  beachtens­
wert ist, nämlich die V e r ä n d e r b a r -  
k e i t  d e s  W i r t s c h a f t s l e b e n s  mi t  
d e r  R e c h t s o r d n u n g ,  mit einw and­
freier Folgerichtigkeit klargelegt. D ie  
M itberücksichtigung des psychologi-'r 
sehen Faktors (»W irtschaftsgesinnung )



kommt freilich im engen Rahmen 
dieser Schrift zu kurz. Im ganzen ist 
d ieses H eft eine der seltenen Schriften, 
die auf gedrängtem  Raum eine Fülle  
von W issenstoff bringen und diesen von  
einem  gut gew ählten  Ausgangspunkt 
ausgehend scheinbar sp ielend abrollen, 
den kritischen Blick dabei folgerecht 
auf ein und dasselbe Z iel gerich tet 
In dieser Zeit der V ielschreiberei, die 
sich auf dem  Büchermarkt bemerkbar 
macht, ist es ein besonderer O enuß, 
d ieses Büchlein zu lesen . Es ist auch 
besonders gut für Ingenieure geeignet, 
die der »Nationalökonom ie* ferner 
stehen und doch einm al erfahren 
m öchten, w as in diesem  W issensgeb iet 
behandelt wird und w ie  es damit b e­
stellt ist.

W . A. Th. M ü l l e r - N e u h a u s .

J18 In d u strie  und B ergbau

Die Stammformen der vergleichenden  
Wirtschaftslehre. V on Prof. Dr. Joh.  
P l e n g e  (P len g e , Staatsw issenschaft­
liche M usterbücher, Bd. 1). E ssen a. R. 
1919, G. D . Baedeker. Preis geh. 
5,30 M.

Die vergleichende Wirtschaftstheorie 
bei Karl Marz. Von D r. B e r n h a r d  
O d e n  b r e i t  (P le n g e , S taatsw issen­
schaftliche Beiträge, H eft 1) E ssen a. R. 
1919. G. D . Baedeker. Preis 5,20 M. 

D ie beiden Schriften sind so  w esen s­

verwandt, daß sie  zusam m en betrachtet 
w erden können, ln den sta a tsw issen ­
schaftlichen M usterbüchern w ill P l e n g e  
aus den versch iedensten volksw irt­
schaftlichen W erken aller Z eiten d ie­
jenigen T eile  bringen, die sich im 
Rahm en einer vergleichenden W irt­
schaftstheorie verw enden lassen . Er 
beabsichtigt an H and d ieser  A uszüge, 
insbesondere derjenigen des ersten  
Bandes der Sam m lung, die bisher er­
folgte Entwicklung und die Urform en, 
von denen sie  ausgegan gen  ist, klar­
zulegen. Der w eitere Ausbau soll die 
G rundlage zu einer vergleichenden  
W irtschaftstheorie b ieten . Es ist nicht 
m öglich , an H and d ieser Einführung 
das A rbeitsgebiet einer vergleichenden  
W irtschaftstheorie zu übersehen, aber 
es besteht w ohl kein Z w eifel, daß eine  
solche von sehr großer B edeutung ist 
und als w illkom m enes M ittel dienen  
m uß, in der vorhandenen V ielfältigkeit 
der Theorie Klarheit zu schaffen.

D as W erk von O d e n b r e i t  unter­
sucht d ie  M arxschen W erke vom  
Standtpunkt der vergleichenden Theorie  
und sucht den B ew eis zu führen, daß  
Marx, obgleich  er eine Entwicklung  
und einen  geschichtlichen W erdegang  
der W irtschaftsform en darlegte, eine  
vergleichende W irtschaftstheorie nicht 
anzuw enden verm ochte.

Dr. E. C. R a ß b a c h .

E lek triz itä tsw irtsch a ft

Industrie und Bergbau, EleKtrizitätswirtschaft.
Verschmelzung 

AEG—Felten & Guilleaume.
D er Beschluß des Aufsichtsrates der 

A EG , die Akt.-Ges. Felten & Guilleau- 
m e-Carlswerk in der AEO  aufgehen zu 
lassen, ist ein bedeutungsvoller weiterer  
Schritt auf dem  W ege der Vertrustung 
der Elektrizitätsindustrie. D ie AEG will 
im Einverständnis mit dem  Aufsichts­
rat deT Felten ft G uilleaum e-G esell­
schaft den Rest des 60 Mill. M betra­
genden Aktienkapitals d ieser G esell­
schaft, von dem  bereits 8 Mill. M 
in ihrem Besitz sind, in der 
Art gegen  A E G -A ktien Umtauschen, 
daß drei AEG -Aktien g egen  zw ei 
Felten-Aktien eingetauscht w erden. Der 
hierzu erforderliche Kapitalaufwand von  
rd. J 5  Mill. M soll durch eine Erhöhung  
des Aktienkapitals der AEG bis zum

Betrage von 100A\jll. M gedeckt werden, 
w ob ei die d ie Sum m e von 75 Mill. M 
übersteigenden Beträge bis spätestens  
zum 31. D ezem ber 1920 nach Erm essen  
des Aufsichtsrates und des V orstandes 
handelsgerichtlich einzutragen und zu 
verwerten sind. Hierdurch w ächst das 
Aktienkapital der AEG  auf 300 Mill. M 
an und die AEO wird der kapitalstärkste 
deutsche Industrie-Konzern; das Kapital 
von Fried. Krupp A.-G. beträgt nur 
250 Mill. M.

Im Jahre 1905 übernahm  die Felten- 
Q esellschaft, die seit 1826 als offene  
H andelsgesellschaft besteht und in 
ihrem »Carlswerk« das größte Industrie­
unternehm en K ölns darstellt, d ie Fabri­
kationsbetriebe der Elektrizitäts - Akt.- 
G es. vorm. W . Lahroeyer ft C o. in 
Frankfurt a. M., nachdem  kurz zuvor



die AEO  die Union-Elektrizitätsgesell- 
schaft übernom m en und d ef Siem ens- 
konzem  die Siemens-Schuckert-W erke 
gebildet hatte. D ie Vereinigung Felten  
& G uilleaum e - Lahm eyerwerke erw ies  
sich indessen  nicht als vorteilhaft; an 
der im Jahre 1910 notw endig  w erden­
den N eugestaltung beteiligte sich die 
AEO, indem  sie  das Frankfurter Lah- 
meyerwerk übernahm, das sie  dann 
später auflöste. Sie erwarb dam als zur 
H erstellung der Interessengem einschaft 
16 Mill. M F. 8t G .-Aktien, von denen  
sie heute noch rd. 8 Mill. M im Besitz 
hat. D ie Aktienmehrheit der Felten 6t 
Guilleaum e-Lahm eyerwerke g ing  in den 
Besitz der Elektrobank in Zürich über, 
die der A E G -lnteressengem einschaft 
angehört. Um  sich für ihre Draht- und 
Kabelfabrikation das nötige H albzeug  
an Eisen und Stahl zu beschaffen, hat 
sich die Felten-G esellschaft im Jahre 
1912 an der K om m anditgesellschaft 
Jules Collart 6t Cie in Steinfort (Luxem ­
burg) beteiligt, die in die Akt.-Ges. 
Eisen- und Stahlwerke Steinfort um ­
gewandelt wurde. Durch den Kriegs­
ausgang ist d iese  Beteiligung wieder  
verloren gegangen . Auf der damit aufs 
neue entstehenden Schwierigkeit in der 
H albzeugbeschaffung dürften die G e­
rüchte über eine geplante Interessen­
verbindung zw ischen der AEG und 
Krupp fußen, in der Krupp das H alb­
zeug für die Drahtfabrikation des Carls- 
werkes liefern würde.

Der Zusam m enschluß zw ischen der 
AEO und der Felten-G esellschaft, über 
den Gerüchte bereits im Som m er 1918 
umliefen, ist nach A ngaben der Ver­
waltung der AEG  jetzt veranlaßt durch 
das Interesse, das ausländische Gruppen  
für das Carlswerk in Köln-M ühlheim  
zeigen. Sie haben eine Sicherstellung 
der Versorgung mit Rohstoffen und 
H albzeug in Aussicht gestellt, w enn  
ein Interesse durch Aktienbesitz her­
gestellt werden kann. Bereits sind 
Aktienbeträge in das Ausland abge­
flossen. D ie Verhandlungen, so  erklärt 
die Verwaltung, werden erleichtert, 
w enn ein starker deutscher G roß­
aktionär vorhanden ist, der einerseits 
bindende Abm achungen über Aktien­
beteiligungen übernehm en, anderseits 
dem ausländischen Einfluß das Q ieich­
gew icht halten kann. W ie w eit die 
Veränderungen, die eine V erschm el­
zung vqn Industrie-Unternehm ungen  
solchen U m fanges im innerdeutschen

<_ In d ustrie  und B ergbau ,

W irtschaftsleben mit sich bringt, in der 
unmittelbar und mittelbar beteiligten  
Industrie w eitere Veränderungen aus- 
lösen  w erden, bleibt abzuwarten; daß 
gerade in der Elektrizitätsindustrie die  
Entwicklung noch nicht abgeschlossen  
ist, hat erst kürzlich die Bildung des  
Glühlam pentrustes gezeigt, der unter 
der Führung der AEG durch deren 
U ebem ahm e der Glühlampenfabrika­
tion der Auergesellschaft zustande g e ­
kom m en ist und dem sich auch die 
Siem ens 8i H alske-A kt.-G es. ange­
sch lossen  hat.

Anlagekosten und mutmaßliche Be­
triebsergebnisse einer elektrischen Groß­
wirtschaft in Württemberg. Von Bauin­
spektor v o n  d e r  B u r c h a r d .  Stutt­
gart 1919, K. W ittwer. 27 S. Preis 
2,90 M.

Der im württem bergischen Elektro­
technischen Verein von O beringe­
nieur B ü g g e l n  im Novem ber 1916 
gehaltene Vortrag über elektrische 
Großwirtschaft unter staatlicher Mit­
wirkung in W ürttem berg1) gab erstmals 
der breiteren Oeffentlichkeit G elegen­
heit, auf dieses zuvor schon in Frank­
furt für Preußen von K l i n g e n b e r g  
in seinem  Vortrag auf der Jahresver­
sam m lung des Verbandes Deutscher 
Elektrotechniker mit größter Ausführ­
lichkeit behandelte w ichtige Thema 
näher einzugehen. W ährend die Büg- 
gelnschen Erörterungen sich jedoch mit 
technischen Einzelheiten noch nicht 
eingehend befaßten, sondern sich im 
w esentlichen auf allgem eine O rganisa­
tionsfragen beschränkten, deshalb auch 
von m anchen Seiten starke Angriffe 
erfuhren, hat v o n  d e r  B u r c h a r d  die 
nicht mehr zur Ruhe gekom m ene Frage 
m ehr von der technisch-wirtschaftlichen 
Seite behandelt und durch seine äußerst 
gew issenhafte und fleiß ige Arbeit, die 
auf Schritt und Tritt gründliche Fach­
kenntnis und Vertrautheit mit den tat­
sächlichen Verhältnissen bew eist, einen  
festeren Boden für die weitere Ent­
wicklung dieser für W ürttem berg be­
deutsam en A ngelegenheit geschaffen.

D ie derzeitige Lage der öffentlichen 
Energieversorgung bedingt die Zu­
sam m enfassung aller Kräfte und Ver­
m eidung aller unnötigen Verlustquellen  
in m aterieller, finanzieller, persönlicher

')  H  B ü g g e l n ,  E lek trische  O roflw irtschait 
un te r s taa tlich e r M itw irkung in W ürttem berg  
S tu ttgart 1917. A u siu g  in ETZ 1917 S. 33.
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und betriebstechnischer H in sich t Zwar  
ist zu fragen, ob  eine technisch-wirt­
schaftliche Studie, die sich mit Ent­
w icklungsfragen und mit m utm aßlichen  
B etriebsergebnissen befaßt, bei der 
großen  U nsicherheit und Unklarheit 
der gegenw ärtigen  wirtschaftlichen und  
politischen Verhältnisse heute über­
haupt einen Z w eck haben kann. Da 
aber d iese  Untersuchungen für die w e i­
testen Kreise von Stadt und Land, für 
Behörden und Private von der allergröß­
ten B edeutung gew orden  sind und w ohl 
iberhaupt nicht von  einem  Einzigen  
allein und auf einm al richtig g e lö st  
werden können, so  verdient jeder Ver­
such, die B austeine zu diesem  um fang­
reichen G ebäude zusam m en zu bringen, 
dankbarste Beachtung.

Als e in  weiterer w esentlicher Bau­
stein ist ferner die vom  Verfasser noch  
verm ißte, vom  W ürttem bergischen B e­
zirksverein deutscher Ingenieure nach  
einer intensiven, beinahe zweijährigen  
Beratung durch seine verschiedenen  
A usschüsse ausgearbeitete Denkschrift 
ersch ienen1).

Es wird heute w oh l kaum mehr b e­
stritten werden können, daß eine Z en­
tralisierung der öffentlichen Elektrizi­
tätsversorgung, und zwar sow oh l der 
weitere Ausbau der bestehenden , w ie  
auch die Errichtung ganz neuer An­
lagen, nach gem einschaftlichen G esichts­
punkten, die eine gegen seitige  volks­
wirtschaftliche und technische Unter­
stützung erm öglichen und fördern, 
auch für W ürttem berg ratsam ersch ein t  
Das hat ja inzw ischen auch in dem  
neuen R eichsgesetz über die Regelung  
der ElektrizitätsWirtschaft se inen  A us­
druck gefunden.

Schon im Interesse der Dezentrali­
sation der G roßstädte und der Er­
leichterung ihrer W ohnungsnot, ferner 
zur verbesserten A nsiedlung der arbei­
tenden Bevölkerung auf dem  freien  
Lande und zur Beschaffung von Ar­
beitsm öglichkeit auch auf dem  kleinsten  
H ofe, zur Unterstützung der Landwirt­
schaft bei ihrer nach dem  K riege noch  
schlim m er als vorher gew ordenen Leute- 
aot muß auch für die noch nicht ver­
sorgten Landesteile, G em einden, O rt­
schaften und W ohnstätten im allge­
m einen Interesse die M öglichkeit des

^  Die K raftverso rgunęr W fo ttem bergs, D enk­
schrift, b earbe ite t d u rch  den  ro m  W O rttem berpi- 
ic h en  Id een ieurvere in  berufenen  K iaftausschufi. 
S ta ttga rt 1920. S tih le  4 Friedei.

A nschlusses an ein öffentliches Eaer- 
gieverteilungsnetz geschaffen w erden , 
selbst w enn es sich um  die von dem 
privaten Elektrizitätsuntem ehm ungeu  
gem iedenen  G egenden geringerer Ren­
tabilität handelt. Nicht zuletzt ist hier 
auch eine w esentliche Unterstützung  
des V erkehrsw esens durch Erschließung  
der noch vorhandenen natürlichen  
E nergiequellen  zu erhoffen

Einen von  m ehreren begehbaren  
W egen  zu d iesem  Z iele gew iesen  zu 
haben, ist das unbestreitbare Verdienst 
des Verfassers.

H e i n r i c h  T a a k s ,  Stuttgart

A usbau der K ohlenförderung in Dentscfc- 
O esterreich.

D eutsch-O esterreichbesitztnurw enige  
K ohlenfelder von ein iger Bedeutung: 
die Schächte der A lpinen M ontange­
sellsch aft, der W o lfsegg-T rau n ta ler  
K ohlenw erksgesellschaft in O beröster­
reich, die Lankowitzer, Zillingsdorfer, 
Grünbacher in N iederösterreich; w ei­
tere kleinere Schächte sind erst w ä h ­
rend des K rieges in Betrieb genom m en  
w orden, haben aber keine erhebliche 
Förderziffer und auch keine nennens­
werte Steigerungsfähigkeit. D agegen  
galten schon vor dem  Kriege die 
Oruben der Oraz-Köflacher Eisenbahn- 
und B ergbaugesellschaft in Zangtal, 
Rosental, Oberdorf, Pichting, Köflach 
und Steyregg als sehr erw eiterungs­
fähig; der Ausbau unterblieb , weil 
K ohlen billig  aus O bersch lesien  und 
M ährisch-Ostrau zu beschaffen waren. 
D iese Oruben so llen  jetzt durch ein 
K onsortium , das sich in W ien unter 
Führung des auch an ungarischen Koh- 
len un tem ehm un gcn1) beteiligten  Bank­
m annes B i s t e g h i  geb ildet hat, in 
großem  Stile ausgebaut w orden, wozm 
das gegen w ärtig  15 Mill. Kr. betragende  
Aktienkapital der G esellschaft m inde­
stens verdoppelt w erden soll. Die  
G raz-Köflacher K ohle -ist nicht erst­
klassig, kann aber bei der gegen w är­
tigen Brennstoffnot zur V ersorgung der 
Industrie und zur V erm inderung des 
Raubbaues an H olz beitragen, wrenn 
auch die geplante E rhöhung der För­
derung erst nach Durchführung des 
A usbaues, d. h. in zw ei b is drei Jahren, 
in die Erscheinung treten wird. (Prager  
T ag b la tt Nr #t> vom  11. April 1920.)

■) Ungarische Allgemeine K ohlengesellichj/- 
iind Trifailer Kohlenwertcsgeiellschaft.
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Handel und V erkehr, Geldwesen.
D eutsche Bank.

Die D eutsche B ank, das m ächtigste  
deu tsche  K red itin stitu t, konn te  am  9. 
April d. J. auf ein fü n fzig jäh riges Be­
steh en  zurückblicken. Sie h a t aus d ie­
sem  Anlaß eine  kurze D arste llu n g  ih rer 
G esch ich te  aus d e r F ed er ihres le iten ­
den A rch ivars, D r. M a x  F u c h s ,  v er­
ö ffen tlich t die v o rläu fig  an die Stelle 
e iner g ep lan ten  um fangre ichen  D enk­
sch rift tr it t ,  a b e r im m erhin  in g ro ß en  
Z ü g en  den  E n tw ick lu n g sg an g  dieses 
mit d e r  deu tsch en  V o lksw irtschaft und 
nam entlich  ih rer B e tä tig u n g  im A us­
lande unauflöslich  verbundenen  Insti­
tu te s  auf das deu tlich s te  w idersp iege lt. 
V o rw eg  seien e in ige  w ichtige  s ta tis ti­
sche A n gaben  gem ach t, die schon rein 
äußerlich  ein Bild von d e r g ig a n ti­
schen E n tw ick lung  des U n ternehm ens 
geben , das 1870 m it einem  K apital 
von 15 Mill. M o d er, w ie es dam als 
hieß, 5 Mill. T a le rn  ins Leben tra t, 
von denen  u rsp rü n g lich  n u r 40 vH 
eingezah lt w aren . D ieses K apital w u r­
de 1871 au f 30, 1872/73 auf 45 Mill. 
M ark e rh ö h t, w uchs in den  Jah ren  
1881/82 au f 60 und 1888/89 auf 75 
Mill. Mi an , ym E nde 1895 eine H öhe 
von 100 Mill. M zu erre ichen . W ei­
tere  E rh ö h u n g en  fanden  1897 auf 150, 
1902 au f 160, 1904 auf 180, 1906 
auf 200, 1914 auf 250 und  1917 ,guf 
275 Mill. M s ta tt. D ie K ap ita lerhöhun­
gen w aren , ab g eseh en  von d e r N o t­
w endigkeit, dem  im m er ries ig e r sich 
ausdehnenden  G esch äft und d e r  A us­
bre itung  des F ilia lnetzes neue M ittel 
zuzuführen, v o r allem  durch  den im 
B ankgew erbe nam entlich  se it den 
neunziger Jah ren  e insetzenden  K onzen­
tra tions- und F usionsp rozeß  bed ing t. 
So h a t die D eutsche Bank u. a. 1897 
eine In te ressen g em ein sch aft m it d e r 
B ergisch-M ärkischen B ank  u n d  dem  
Schlesischen B ank-V erein  gesch lossen , 
nachdem  sie schon A nfang  d e r  s ieb ­
ziger Jah re  bei dem  bek an n ten  W irt­
schaftskrach m ehrere  h a r t  b e tro ffen e  
Berliner B anken in sich au fg en o m ­
men h a tte . K urz v o r dem  K riege und 
w ährend  se in er D au er w urde  die voll­
ständ ige  V erschm elzung  m it d e r  B er­
g isch-M ärkischen Bank, dem  Schlesi­
schen B ank-V erein und d e r  N o rd d e u t­
schen K red itan sta lt vollzogen.

Zu dem  K apital von 275 Mill. M 
tre ten  h eu te  noch 230 Mill. M R ück­

lagen , die in langer, v ie ljäh riger A r­
be it g eschaffen  sind  und teils den 
jährlichen  E rträg n issen , te ils  dem  
A giogew inn bei K apita lerhöhungen  
und Fusionen ih r D asein verdanken. 
M it einem  w erbenden  K apital von 505 
Mill. M erzielte  die D eutsche Bank 
im Jah re  1918 einen U m satz  von 
242,95 M illiarden M g eg en ü b e r einem  
U m satz  von 239,34 Mill. M  im G rü n ­
d u n g sjah re . Ih r  U m satz  h a t sich m it­
hin in den 50 Jah ren  m ehr als v e r­
tau sen d fach t. Die g ew altig sten  U m ­
sa tzs te ig eru n g en  fallen v o r allem  in 
das le tz te  Jah rzehn t. 1880 w ar ein 
U m satz  von 10,48 M illiarden, 1890 
von 28,30 M illiarden, 1900 von 49,77 
M illiarden u n d  1910 von 112,10 M illi­
arden  M  zu verzeichnen. Die Jah re  
vo r dem  W eltk rieg  und die E ntw ick­
lung  w ährend  des K rieges b rach ten  
zeitw eilig  einen R ückschlag. In den 
letz ten  Jah ren  ist jedoch eine a u ß er­
orden tliche  U m sa tzs te ig eru n g  gefo lg t, 
die im Jah re  1919, dessen  E rgebnis 
zurzeit noch n ich t bek an n t ist, wohl 
alles b ish e r D agew esene  in den Schat­
ten  stellen  d ü rfte . D er Passivkredit 
de r D eutschen Bank, d e r  E nde 1870 
aus 2,35 Mill. M G läub igern  in lau­
fen d er R echnung  und 2,46 Mill. M 
A kzepten b estan d , w a r 1880 auf 63,94 
bezw . 45,83, 1890 auf 203,25 bezw. 
101,07, 1900 auf 531,17 bezw. 141,13, 
1910 auf 1534,64 bezw. 260,71 Mill. 
M ark  an gew acnsen . 1918 w ar ein P as­
sivkred it von 6740,20 bezw . 38,91 Mill. 
M ark vo rhanden  o der rund 63/ i  Milli­
ard en  M. D as A kzeptkönto , das in 
dem  Jah re  1912 m it 312,25 Mill. M 
seinen höchsten  S tand e rre ich t h a tte , 
ist d e r g rö ß e ren  S icherheit w egen auf 
einen S tand  h e rab g ed rü ck t w orden, 
den es kaum  w ährend  d e r siebziger 
Ja h re  g eh ab t h a tte ;  d ie  gew 'altige S te i­
g e ru n g  de r G läu b ig er in laufender 
R echnung  d agegen  ist vo r allem  den 
im m er m ehr anschw ellenden D ep o siten ­
ge ld e rn  zuzuschreiben, die m ittels zahl­
re icher Filialen und  N iederlassungen  
sow ie e ines riesigen  N etzes von Depo- 
siienkassen  aus den  kleinen und  k lein­
sten  K anälen au fg eso g en  um rden. U n­
te r  den Filialen sind zu nennen die 
von B rem en und H am b u rg , von Lon­
don, die N iederlassungen  in den sü d ­
am erikan ischen  S taaten , die ab er sp ä ­
te r  auf die D eutsch - U eberseeische
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Bank ü b e rg e le ite t w urden . Die F i­
lialen int fe rn en  O sten , Y okoham a und  
S han g h a i, m uß ten  a u fg e lö s t w erden , 
b lieben indessen  durch  B ete ilig u n g  an 
d e r  E rrich tu n g  d e r  D eu tsch -A siati­
schen B ank auf e ine  an d ere  W eise  
fü r die D eu tsche  B ank w ich tig . V on 
eu ro p äisch en  F ilialen s ind  w eiterh in  
d ie  N ied erlassu n g en  in F ran k fu rt 
(1886), in M ünchen  (1892), in B rüssel 
(1909), in K o n stan tin o p e l (1909) und  
endlich in Sofia (w äh ren d  des K rie­
g es) zu e rw äh n en , ab g eseh en  von Fi­
lialen und  Z w eigste llen  ln N ü rn b e rg , 
A u g sb u rg , W iesb ad en , Leipzig, D re s­
den, C hem nitz  u. a. V on den  durch  
d a u ern d e  B ete iligung  zum  K onzern  
d e r D eu tschen  B ank g e h ö ren d e n  B ank­
in stitu ten  d e r  P ro v in z  seien  u. a. fo l­
g en d e  g e n a n n t:  D eu tsche  V ereinsbank  
F ran k fu rt a. M ., E sse n e r  K red itan ­
s ta lt, H an n o v ersch e  Bank, M ecklen­
burg isch e  H ypo th ek en - u n d  W ech se l­
bank , N ied erlau sitzer B ank, O ldenbur- 
g ische  S par- und  L eihbank, P fälzische 
Bank, P riv a tb an k  G o th a , R heinische 
C red itb an k , W ü rttem b e rg isch e  V e r­
e insbank .

D em  riesigen  P ass iv k red it steh en  
ebenso  a b e r  auch m ächtige  A ktivzif­
fern  g e g en ü b e r. So e n tsp ric h t einem  
S tan d e  d e r  g ed eck ten  S ch u ld n er in 
lau fen d er R echnung  einschließlich  V o r­
schüssen  au f W aren  von  3,23 und  d e r 
u n g edeck ten  S ch u ld n er von  2,16 Mill. 
M im Ja h re  1870 ein  S tan d  von 
115,16 bezw . 34,06 im Ja h re  1890, 
von 244,55 bezw . 71,80 im Ja h re  1900, 
617,56 bezw . 165,68 im Ja h re  1910 und 
880,21 bezw . 182,50 Mill. M  im Ja h re  
1918, w ä h ren d  die ü b rig en  A ktiven, 
w ie K asse, B ank g u th ab en , W ech ­
sel, R eports , S cha tzan w eisu n g en  und 
W ertp ap ie re , d e ren  H ö h e  1870 5,68 
Mill. M b e tra g e n  h a tte , 1880 auf 85,89, 
1890 a u f  234,76, 1900 auf 486,15, 1910 
auf 1235,85 und  1918 au f 6234,49 Mill. 
M ark  h e rau fg e g an g e n  w aren . B em er­
k en sw ert Ist an  den  e rw äh n te n  Z if­
fe rn , d a ß  die g ew altig e  B ew egung  g e ­
rad e  'in  den  letz ten  11/ 3 Ja h rze h n ­
ten  liegt.

Die D eu tsche  Bank w ar u rsp rü n g ­
lich zur F ö rd e ru n g  und A usdehnung  
d e r deu tsch en  ü b ersee isch en  B eziehun­
gen g e g rü n d e t  w o rden , vornehm lich , 
um die durch  den  d irek ten  ü b e rsee i­
schen W are n v e rk e h r b e d in g ten  G e ld ­
g esch äfte  zu v e rm itte ln  und den  d e u t­
schen H andels- und  In d u strie s tan d  in

d iese r B eziehung  u n a b h än g ig  von 
F ran k reich  und E n g lan d  zu m achen. 
Sie h a t in E rfü llu n g  d ie se r  A u fg ab e , 
w ie e rw äh n t, b e re its  A n fan g  d e r  s ieb ­
z ig e r Ja h re  F ilialen in B rem en und  
H a m b u rg  ins L eben g e ru fe n , im fe r ­
nen O sten  Z w eig ste llen  g e g rü n d e t, im 
H erzen  d es b ritisch en  W eltre ich s  sich 
n ied erg e lassen  und schon  A n fan g  d e r 
s ieb z ig er Ja h re  in den  La P la ta -S taa ten  
festen  Fuß  g e fa ß t. Ih re  ries ig en  E r ­
fo lg e  sin d  a b e r  v o r allem  auch durch 
die P fle g e  des i n l ä n d i s c h e n  B ank­
g esch äfts  b e d in g t g ew esen . M it dem  
D ep o siten k assen g esch äft b eg an n  die 
B ank b e re i ts  in ih rem  G rü n d u n g s ja h r. 
M it d e r  E in fü h ru n g  des Schecks als 
Z ah lu n g sm itte l is t  sie b ah n b rech en d  
den  ü b rig e n  d eu tsch en  K re d itin s titu ­
ten  v o ra n g eg a n g en . Ih re  H au p te rfo l- 

e a b e r  erzielte  sie im in te rn a tio n a len  
in an z ie ru n g sg esch ä ft, in d e r  S an ie­

ru n g  von S taa tssch u ld en  in A rg en tin i­
en, P o rtu g a l, G riech en lan d , Ita lien  und 
d e r  T ü rk e i, in d e r  R e o rg an isa tio n  von 
am erik an isch en  E isen b ah n en  (N o rth ­
ern  Pacific  - B ahn). E in  b eso n d e re s 
R u h m esb la tt a b e r  b ilden  fü r  d ie D eu t­
sche Bank die tü rk isch en  G esch äfte , 
d e r  A u sb au  des V e rk eh rsw e se n s  in  d e r 
eu ro p äisch en  und  a sia tisch en  T ürkei 
(O rien tb ah n , M azedon ische  B ahn, Ana- 
to lische  E isen b ah n  u n d  B agdad b ah n  
sow ie  H afen g e se llsch a ft H a id a r  P a ­
scha), m it d en en  g le ich ze itig  e ine  A uf­
sch ließ u n g  d e r  asia tisch -tü rk isch en  
V o lk sw irtsch a ft (B ew ässe ru n g san lag en  
in d e r  K on ia-E bene  und  B aum w ollan ­
bau) H a n d  in H a n d  g in g .

In d e r  h e i m i s c h e n  I n d u s t r i e  
h a t  sich d ie  D eu tsch e  B ank vom  
G rü n d u n g sg e sc h ä f t  fe rn g e h a lte n , w as 
a b e r n ich t aussch lo ß , d aß  sie sich an 
w ich tigen  T ran sak tio n e n  h e rv o rra g e n d  
m it b e te ilig t h a t. H ie r ist d ie U m ­
fo rm u n g  d e r  D eu tschen  E dison- 
g e se llsch aft fü r  a n g ew a n d te  E lek tri­
z itä t in d ie  A llgem eine  E lek triz i­
tä ts -G ese llsch a ft zu n en n en , eine B e­
te ilig u n g , d ie ind essen  s p ä te r  au fg e­
geb en  w u rd e , um  d ie  g ro ß e , w ichtige  
A u fgabe  d e r  U m w an d lu n g  d e r  F irm a 
S iem ens & H a lsk e  in die F orm  d er 
A k tien g ese llsch aft zu ü b e rn eh m en . Aus 
dem  Z u sam m en w irk en  m it d e r  Firm a 
Siem ens & H a lsk e  ist 1897 die G e ­
se llsch aft f ü r  E lek trisch e  H och- und 
U n te rg ru n d b a h n e n  ins L eben g e tre te n , 
w om it w ied eru m  d ie  E rr ic h tu n g  e in e r 
R eihe von T e rra in g e se llsch a fte n  zur



E rsch ließ u n g  neuen  B aulandes an d e r 
P e rip h erie  d es B erliner W eichbildes 

eg eb en  w ar. E s h a n d e lt sich h ier 
aup tsäch lich  um  d ie  N eue W esten d - 

A ktiengese llschaft, d ie  B odengesell­
sch a ft am  H o ch b ah n h o f S chönhauser 
Allee und  um die T cm p elh o fe r Feld- 
A kt.-G es.

E ine h e rv o rra g e n d e  Rolle sp ielte  
d ie D eu tsche  Bank fe rn e r im M an n es­
m ann-K onzern . Die M an n esm an n rö h ­
ren w erk e  w u rd en  1890 m it einem  K a­
p ita l v o n  35 Mill. M b e g rü n d e t und 
b esitzen  h e u te  86 Mill. Mi, zu denen 
noch 30 Mill. M O b lig a tio n en  tre ten . 
D as W echselvolle Schicksal d e r M an­
nesm an n w erk e  ha t d ie  D eutsche Bank 
g e tre u  b e g le ite t, und  de ren  tech ­
nische u n d  finanzielle  R ekonstruk tion  
g e h ö rt m it zu ihren  b ed eu ten d sten  
und sch a rfs in n ig s ten  L eistungen. Ein 
G leiches g ilt auch  fü r die B eteiligung 
d e r D eu tschen  Bank an d e r rum än i­
schen P e tro leu m in d u s tr ie , d ie m it der 
R ek o nstruk tion  d e r  S teaua  R om ana 
b eg an n  u n d  d ieses U n ternehm en  im 
V erein m it an d eren  deu tschen  und 
österre ich ischen  B anken d e rm aßen  fö r­
d e rte , d a ß  es h eu te  ein K apital von 
100 M ill. Lei b e s itz t und als b ed eu ­
ten d s te s  E rd ö lu n te rn eh m en  in R um ä­
nien an g esp ro ch en  w erden  m uß. Die 
E igen tüm lichkeit des P e tro leu m g e­
schäfts b ra ch te  es ab er m it sich, daß  
die D eu tsche  B ank w eit ü b e r  ihre 
B eteiligung  am  rum än ischen  P e tro le ­
u m geschäft sich an  E rdö lgese llschaf­
ten  in G aliz ien , D eu tsch land  und Polen 
b e te ilig te , v o r allem  auch m it dem 
b e d eu ten d s ten  russichen  P e tro leu m ­
p ro d u zen ten  (N obel) ihr E rd ö lh an d els­
g esch äft au f eine  in te rn a tio n ale  G ru n d ­
lage s te llte  und im In tere sse  d e r  
deu tschen  V o lk sw irtsch aft ein gew ich ­
tig e r M itb ew erb e r d e r S tan d ard  Oil 
Co. g ew o rd en  ist. An die E rd ö lu n te r­
nehm ungen  k nüpfen  u n m itte lb a r die 
E rd g asu n te rn eh m u n g en  in S ieb en b ü r­
gen  an, sow ie die B egrü n d u n g  d er 
D o n ausch iffah rtsgese llschaft des Bay­
rischen Lloyd, d e r  fü r  d ie F ö rd e ru n g  
des d eu tsch en  W irtsch afts leb en s w äh­
rend  des K rieges von g ro ß e r  B edeu­
tu n g  w urde . Auch an den  S ticksto ff­
prob lem en  h a t die D eutsche Bank sich 
dadurch  b e te ilig t, daß  schon 1908 un­
te r  ih re r F ü h ru n g  d ie B ayerischen 
S tidkstoffw erke ins Leben geru fen  
w u rden , d ie  bekann tlich  w ährend  des 
K rieges im R eg ie ru n g sau fträg e  den

Bau d e r 'g ro ß e n  R eichsw erke ausge­
fü h rt  haben. N icht zule tzt sollen noch 
die g ro ß e n  U n te rn eh m u n g en  d e r  »M it­
ropa« (M itte leuropäischen  Schlafw a­
gen- u n d  Speisew agen-A .-G .) und die 
B eteiligung  in d e r F ilm industrie  (Uni- 
versum -Film -A .-G .) w ährend  des K rie­
g es und nach dem  K riege e rw äh n t 
w erden.

Die D eutsche Bank, an deren  A us­
bau  M änner wie G e o r g  v. S i e ­
m e n s ,  H e r m a n n  W a l l  i c h ,  R u ­
d o l f  v. K o c h ,  M a x  S t e i n t h a l ,  
A r t h u r  v. G w i n n e r ,  L u d w i g  
R o l a n d -  L ü c k e ,  K a r l  K l ö n n e ,  
P a u l  M a n k i e w i t z  und G u s t a v  
S c h r ö t e r  an h e rv o rra g e n d er Stelle 
neben einem  u nabsehbaren  H e er aus­
geze ich n e te r Spezialfachleute auf w irt­
schaftlichem  G ebiet g e a rb e ite t haben , 
hat w ährend  des K rieges nicht nur 
die F eu erp ro b e  ih rer e igenen  inneren 
F un d ie ru n g  bestanden , sondern  hat an 
sich die e rstaun liche finanzielle K raft 
und w irtschaftliche W id erstan d sfäh ig ­
ke it D eutsch lands im K riege m it e n t­
hüllt. D er unglückliche A usgang  des 
K rieges h a t das erste  deutsche F i­
n an zin stitu t zahlreiche F rüch te  nicht 
pflücken lassen, d ie in jah rzehn te lan ­
g e r, u n e n tw eg te r  A rbeit h e ran g ereift 
w aren . D ies g ilt vo r allem von den 
tü rk ischen  und rum änischen U n te rn eh ­
m ungen. D urch den Friedenschluß 
ist D eutsch land  vorläufig  von der 
W eltw irtsch aft ausgeschlossen. Es 
w ird  auf seine eigene W irtschaft g e ­
stellt. An dem  W ied erau fb au  d e r d eu t­
schen V olksarbeit m itzuarbeiten , den 
w irtschaftlichen  N ied erg an g  und seitse 
bis zur S e lb stv ern ich tu n g  gehenden 
G efah ren  aufzuhalten  und  in m ühe­
v o lls te r A rbeit ihn zu überw inden  und 
sich und die deu tsche  V olksw irtschaft 
zu glücklicheren w irtschaftlichen Z u­
ständen  h indurchzukäm pfen, das wird 
die v o rn eh m ste  A ufgabe des g roßen  
W eltin s titu tes  sein, w enn es im zw ei­
ten  H a lb jah rh u n d ert seine b isherigen 
sto lzen  U eberliefe rungen  au frech t e r­
h a lten  will. m.

Die Bilanzen der privaten und öffent­
lichen Unternehmungen. Von R. P a s -  
sow . Band 1. 2. Aufl. Leipzig und
Berlin 1918, B. G. Teubner. 304 S. 
Preis geh. 11,40 M, geb. 13,00 M.

D ie erste, im Jahre 1910 erschienene 
Auflage d ieses W erkes behandelte nur 
die Bilanzen der privaten Unterneh­
m ungen, die zw eite Auflage beschäftigt
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sich auch mit den Bilanzen der öffent­
lichen U nternehm ungen. A llerdings 
bringt der bisher erschienene erste 
Band der zw eiten  A uflage vorerst nur, 
w as von diesen Bilanzen im a llg e ­
m einen gilt; die B esonderheiten sind 
dem zw eiten  Bande Vorbehalten. — W ill 
das W erk auch in erster Linie eine  
w issenschaftliche, system atische Lehre 
des B ilanzw esens geben, so  ist es dar­
um für den Praktiker nicht w eniger  
wertvoll, da es viel tatsächliches Ma­
terial beibringt, insbesondere auch auf 
m anche schw ierige Fragen eingeht, 
w elche die Steuergesetzgebung der 
letzten Jahre aufgew orfen hat (z. B. 
S. 30 u. f.); denn bekanntlich finden  
sich aüf diesem  G ebiete nur noch Leute 
zurecht, w elche ein e igen es Studium  
daraus gem acht hab en , zumal viele  
deutsche Staaten in ihren E inkom m en­
steuergesetzen die Beurteilung der 
Bilanz besonders geregelt haben.

D as Buch ist in der W eise  gegliedert, 
daß in drei Kapiteln Begriff und B e­
deutung der Bilanz, die allgem einen  
gesetzlichen Vorschrifen und die a llge­
m einen Grundlagen der Bilanz behan­
delt werden (S. 1—63); drei w eitere  
Kapitel gelten  den Aktiven, insbeson­
dere ihrer Bew ertung in der Praxis 
und den Abschreibungen (S. 64—246); 
das siebente Kapitel spricht über die 
Schulden (S. 247—260), das achte über 
das Reinverm ögen, zumal über die so  
vielem  M ißverständnis ausgesetzten  
Reserven (S. 261—271); ein neuntes 
Kapitel erörtert die Frage, inwiefern  
die Bilanz eine vollständige Uebersicht 
über die V erm ögenslage gibt (S. 272 
bis 293), und ein Schlußkapitel bringt 
allgem eine kritische Bem erkungen über 
die Bilanzpraxis und em pfiehlt andere 
gesetzliche Vorschriften für die Auf­
stellung von Bilanzen.

D as durchw eg gut durchdachte W erk 
im einzelnen kritisieren, h ieße ein 
zw eites Buch über Bilanzen schreib en; 
w enn ich sagen soll, w as ich an dem  
W erk hauptsächlich verm isse, so  ist es 
eine Erörterung der Frage: W elchen  
Einfluß hat die W ertänderung der 
G eldeinheit Mark auf die A ufstellung  
der Bilanz? D iese  Frage ist besonders 
wichtig bei der Bewertung von A n­
lagew erten und bei dem Vergleich der 
Aktiva mit dem  ursprünglichen Rein­
verm ögen, dem  festen Grundkapital, 
zum al der H andelsgesellschaften. D ie­
se s  Grundkapital bedeutete Goldmark;

dürfen oder so llen  die O bjekte, w elch e  
als Aktiva dam it verglichen w erden , 
um G ew inn oder Verlust festzustellen , 
in G oldm ark oder in Papiermark b e­
w ertet w erden? D ie Praxis m uß sich  
seit B eginn des K rieges mit d iesen  
Fragen abfinden, so  gut s ie  kann; sie  
findet ihren W eg dabei, w ie  sie  ihn in 
Bilanzfragen fast stets hat finden  
m üssen , m ehr durch richtigen Instinkt 
gele ite t als durch klare, bew ußte  
U eberlegung. Aber es w äre Zeit, daß  
die W issenschaft anfinge, ihr dabei 
etw as behilflich zu sein. D ie  Gefahr, 
mit den Steuerbehörden und der Recht­
sprechung in Konflikt zu geraten, 
w ächst mit der E ntw ertung des G eldes. 
V ielleicht findet d iese  A nregung in dem  
noch ausstehenden zw eiten  Bande B e­
rücksichtigung.

Nach dem  V organg E h r e n b e r g s  
und R. F i s c h e r s  m eint P a sso w  (S 8), 
die Bilanz ze ige  linksseitig  die Ver­
w end un g des G eschäftskapitals, rechts­
se itig  seine B eschaffung, und schlägt 
dem gem äß als Ueberschriften vor: Ver­
m ögensbestandteile  und K apitalquellen. 
Der erste N am e läßt sich hören, ob ­
schon unter V erm ögen vielfach nicht 
nur A ktivverm ögen, sondern auch die 
Schulden verstanden w e r d e n , d iese  
aber auf die rechte Seite gehören . Der  
N am e Kapitalquellen aber spricht gar 
nicht an. W ill man auch bei Aktien­
gesellschaften  das Grundkapital und 
die Reserven als e igen es Kapital gelten  
lassen  im G egensatz zu Schulden als 
frem des, ge lieh en es Kapital, so  sind  
doch die Q uellen  des Grundkapitals 
und des A ufgeldes bei A ktienausgabe  
über pari die Einzahlungen der A ktio­
näre, die Q uellen  des son stigen  Rein­
verm ögens (R eserven oder Zusatz­
kapital) aber Erwerb und Ersparnisse 
der G esellschaft, des U nternehm ens 
selbst. D ie Q uellen des einheitlichen  
gesetzlichen R eservefonds, in w elchen  
.sowohl Aufgeld der Aktionäre w ie  
Rücklagen aus dem  G ew in n  fließen, 
sind a lso , w enn  auch e ig en es Kapital, 
doch ganz versch iedenen Ursprungs.

P a sso w  bringt S. 26 die E ntschei­
dung des Reichsgerichts in Strafsachen 
Bd. 41 S. 47, wonach der Einzelkauf­
m ann auf Grund § 39 H .G .B . in se ine  
Bilanz sein  Priv^tverm ögen aufzu­
nehm en hat, stellt aber fest, daß in 
der Praxis fast durchw eg das G eg en ­
teil geschieht, und em pfiehlt mit Recht, 
das G esetz dieser Praxis gem äß zu
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ändern. Hierzu besteht nach Erlaß 
d es B etiiebsrätegesetzes vom  9. Februar 
1920 um som ehr Anlaß, als die Bilanz 
dem  Betriebsausschuß vorzulegen ist.

Mit seiner A nsicht, daß der T eil­
haber einer offenen H andelsgesellschaft 
und der persönlich haftende G esell­
schafter einer K om m anditgesellschaft 
neben der Bilanz für die G esellschaft 
eine Bilanz für sein Privatverm ögen  
zu m achen hätte, entfernt sich P assow  
von der Rechtsprechung des Reichs­
gerichts (Strafs. Bd. 29 S. 348), der 
Praxis und der überw iegenden Literatur. 
Hier darf man sich gegen  P assow  
trotz der en tgegengesetzten  Bestim ­
m ung in § 10 des^ fam burgischen  Ein­
kom m ensteuergesetzes vom  9. Januar 
1914 auf ein feststehendes G ew ohn­
heitsrecht beziehen, zum al schon bei 
der Beratung eines allgem einen Deut­
schen H andelsgesetzbuches ein Antrag, 
die gegen teilige  Verpflichtung gesetz­
lich festzu legen , zurückgezogen w or­
den ist.

Zu der Frage, ob für die B esteue­
rung von Landwirten die Berechnung  
des G eschäftsgew innes auf Grund von 
Bilanzen gestattet oder gar vorge­
schrieben werden solle, nimmt P assow  
leider keine Stellung, obschon er die 
seitens der Preußischen Landesöko­
nom iekollegien dafür und die seitens 
der Preußischen Regierung dafür und 
dawider geltend gem achten Gründe 
eingehend mitteilt. Auch würde ich 
gern gesehen  haben, w enn P assow  zu 
dem Vorschlag des preußischen G e­
sellschaftssteuer-G esetzentw urfs vom  
Jahre 1908 — und zwar befürwortend  
— Stellung genom m en hätte, der ein­
fach den bilanzm äßigen, von den zu­
ständigen G esellschaftsorganen gen eh ­
migten Jahresabschluß der Steuer zu­
grunde legen w ollte. Leider ist der 
Entwurf von der K om m ission des Ab­
geordnetenhauses abgelehnt worden  
in der M einung, dem  Staat könne hier­
durch Steuer entgehen. Längst ist mit 
Recht von sachkundigen Schriftstellern 
darauf h ingew iesen  worden, daß durch 
stille Reserven der G ew inn der Steuer  
auf die Dauer nicht entzogen wird, 
sondern daß sich die Besteuerung nur 
zeitlich verschiebt, und, da sie erfah­
rungsgem äß immer schärfer wird, die 
Verschiebung dem Staat höhere Steuern 
einbringt. D en G ew erbetreibenden aber 
und den Steuerbehörden blieben un­

sagbare M ühen und Verdrießlichkeiten 
erspart.

Auf S. 45 wird der Satz aufgestellt, 
Bilanz sei w eder begrifflich noch tat­
sächlich noch rechtlich von Buchführung 
abhängig; damit setzt sich P assow  in 
Widerspruch mit den ersten Autoritäten 
der Bilanzkunde, w ie V. S i m o n ,
H.  R e h m ,  R u d o l f  F i s c h e r ,  S e i d l e r .  
Sein wichtigster Beweisgrund ist, daß 
auch die Eröffnungsbilanz eine Bilanz 
sei, aber keinerlei Buchführung voraus­
setze. D ie M einungsverschiedenheit 
würde kaum aufgetreten sein, w enn im ­
mer scharf Bilanz und Bilanzkonto aus­
einandergehalten würden; m eist ist aber 
Bilanz nur bequem e Sprechweise für Bi­
lanzkonto. L e i t n e r  betont den Unter­
schied durch die Bezeichnungen Inven­
tarbilanz und Bilanzkonto. W ie will 
aber eine Inventarbilanz, die nicht 
Bilanzkonto, also nicht Abschluß einer 
Buchführung ist, das Reinvermögen, 
die Erneuerungskonti und die Re­
serven berücksichtigen? W oher kommt 
eine den handelsgesetzlichen Vor­
schriften entsprechende Bewertung der 
Fabrikate und Halbfabrikate, wenn  
nicht aus der Buchführung?

Sehr ausführlich und deshalb ver­
dienstlich ist die Darstellung der g e ­
setzlichen Vorschriften und der Praxis 
hinsichtlich der Bewertung der Aktiva 
(S. 79 —142). D iese Frage ist nie wich- 
tiger g ew esen  als zur Zeit der heutigen  
beispiellosen Entwertung des Papier­
geldes. W ollte man Anlagewerte, die 
aus derZ eitvordem  Kriege stammen, mit 
den heutigen G estehungskosten (ab­
züglich Abnutzung) oder Verkaufs­
werten einsetzen, so würden sich g e ­
radezu abenteuerliche Mehrwerte und 
G ew inne ergeben, Beträge, die sich 
w eder als Steuern noch als G ew inn  
anteile auszahlen ließen. Da zwischen  
den theoretischen und praktischen 
Schriftstellern, zw ischen der Praxis der 
Kaufleute und der Rechtsprechung von 
Zivil-, Straf- und Steuergerichten keine 
Einigkeit über die A uslegung des § 40
H .G.B. besteht, so  kann ich der Ansicht 
P a sso w s nur zustimmen, daß durch das
H.G.B. für Privatfirmen dieselben Be­
wertungsvorschriften gegeb en  werden, 
w ie sie  für Aktiengesellschaften und 
G. m. b. H. seit Jahrzehnten gelten, 
nämlich daß die Anschaffungs- oder 
H erstellungskosten als obere Grenze 
der Bewertung zu gelten haben. D iese
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Vorschriften allein entsprechen den g e ­
sunden Anschauungen der Kauf leute 
und ihrer soliden U ebung, e inerU ebung, 
die unbedenklich als H and elsgew ohn­
heitsrecht bezeichnet w erden dürfte, 
w enn die Rechtsprechung, insbesondere  
des. P reußischen O berverw altungsge­
richts und des Reichsgerichts in Straf­
sachen, nicht zuw eilen  davon abge­
w ichen wäre.

D ie unter Kaufleuten vielfach b e ­
strittene Frage, ob bei Bew ertung von  
Fabrikaten und Halbfabrikaten nur 
Rohstoffe und produktive Löhne ange­
setzt werden dürfen, oder auch die all­
gem einen Fabrikationsunkosten, bejaht 
P assow  mit Recht im  zw eiten  Sinne, 
sp iicht sich aber nicht darüber aus, 
w as eine zw eite Streitfrage is t , ob  
unter die allgem einen Fabrikationsun­
kosten die Abschreibungen auf A n lage­
w erte, w elche bei der H erstellung be­
nutzt w erden, zählen dürfen (S. 157). 
Richtig bestätigt er, daß eine gleich- 
m assige Praxis in d iesen Punkten nicht 
besteht, daß aber bei solid  bilanzieren­
den Kaufleuten eine starke N eigung  
herrscht, die G eneralunkosten überhaupt 
nicht zu einem  Teil der Aktiva zu 
machen.

U eber die A bschreibungen handelt 
ein langer Abschnitt (S. 166—247) des 
sechsten Kapitels. Sie waren für die 
ganze Industrie, w elche während des 
K rieges ihr sonst fremde W aren her­
zustellen hatte, ein G egenstand des 
Z w eifels, der Sorge und vielfach des 
K am pfes mit den Steuerbehörden. Er­
freulich ist, daß die Denkschrift, w elche  
der Verein deutscher M aschinenbau- 
Anstalten im Jahre 1916 hierüber her­
ausgegeben  hat, den Beifall P assow s  
findet; sie ist auf S. 188 bis 192 zum  
großen Teil abgedruckt.

G egen  die w eit verbreitete und in 
der Literatur fast nur gelob te  Sitte, 
über die wirkliche Abnutzung hinaus 
stark abzuschreiben, w endet sich Pas­
so w  S. 201 sehr energisch, w eil sie  
dazu führe, die wirklichen H erstellungs­
kosten zu unterschätzen und dadurch 
Schleuderkonkurrenz zu betreiben. Zum  
B ew eis bezieht er sich auch auf das 
bekannte Buch von R i e d l  e r ,  »Emil 
Rathenau und das W erden der G roß­
wirtschaft«. Ich m öchte aber doch an­
nehm en, daß die m eisten Firmen, 
w elch e einen Teil ihrer A nlagew erte  
völlig  abgeschrieben haben und da­
durch in der Tat um die ersparten Ab­

schreibungen billiger fabrizieren, nicht 
versäum en, entw eder in den Z u­
schlägen für G eneralunkosten eine  
dieser Ersparnis entsprechende Q uote  
einzusetzen,oder, w as vielleicht häufiger  
geschieht, in dem  w eiteren Zuschlag, 
w elcher Kapitalzinsen, Risikopräm ie, 
Vertriebspesen, Steuern, son stige H and­
lungsunkosten und den G ew inn  zu 
decken hat, die im voraus gem achten  
A bschreibungen zu berücksichtigen. 
D eshalb  glaube ich, daß der S egen , 
w elch en  überm äßige A bschreibungen  
in sich bergen , nämlich Schaffung  
stiller Reserven, also Verm ehrung des 
w erbenden V erm ögens, größer ist als 
der Nachteil oder v ielm ehr die Gefahr 
eines N achteils; zum al doch für jeden  
Kaufmann nach K riegsschluß w ieder  
die Regel gilt, se ine Verkaufspreise der 
M arktlage anzupassen.

Sehr treffend ist, w as P a sso w  über 
die häufige V erw echslung von Ab­
schreibungen und Erneuerungsfonds 
sagt (S. 224 u. f.). D ie  V erw echslung  
hat ihren Ursprung in der B edingung, 
unter w elcher regelm äßig  die Kon­
zession  für E isenbahnen , Straßen­
bahnen, Elektrizitätswerke erteilt wird, 
einen E rneuerungsfonds zu schaffen, 
damit bei V erschleiß der ersten Anlage 
G eldm ittel zur Beschaffung einer neuen  
Anlage vorhanden sind. M a x  B a r t ­
h o l d  hat nun in seinem  Buch »Verwal­
tungspraxis bei Elektrizitätswerken  
und elektrischen Straßen- und Klein­
bahnen* ') geradezu die Lehre ent­
w ickelt, da erfahrungsgem äß die Er­
satzanschaffungen nur 90 vH  der 
ersten Anschaffung kosteten , genüge  
es, daß statt 100 vH  nur 90 vH  der  
ersten A nschaffungskosten in den Er­
neuerungsfonds g e leg t w ürden, daß 
a lso  auf die ursprüngliche A nlage nur 
90 vH  abgeschrieben w ürden. D iese  
falsche Lehre hat eine m erkwürdige  
falsche F olgerung in der Ausführungs­
bestim m ung vom  14. Februar 1919 
(R.-Anz. Nr. 41) zu der Verordnung  
vom  1. Februar 1919 (R. G. Bl. S. 135) 
über die schiedsgerichtliche Erhöhung 
von Preisen bei der L ieferung von  
elektrischer Arbeit, G as und L eitungs­
w asser gezeitigt. D ie  R egel, daß neue  
A nlagen um  10 vH  billiger se ien  als 
die alten, ist mit der Verdrängung der 
guten Goldm ark durch die schlechte  
Papierm ark in ihr G egente il um ge-

>) B erlin  1906 S. 74 u. 1.
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w andelt worden; nun kostet die neue  
A nlage sechs- bis zehnm al so  viel w ie  
die alte. H ieraus hat die Ausführungs­
anw eisung unter 1 2 b  die Folgerung  
gezogen , die Abschreibungen seien so  
hoch zu bem essen, daß sie ausreichten, 
um Rückstellungen zu erzielen, w elche  
Ersatzanschaffungen zu dem  heutigen  
Preise erm öglichen. D iesen  Abschrei­
bungen entsprechend dürfen die Preise 
für Elektrizität erhöht w erden; mit an­
deren W orten, die Abnehm er m üssen  
nicht nur die Preise bezahlen, w elche die 
g estiegenen  Selbstkosten der Elektrizi­
tät decken, sondern überdies den Elek­
trizitätswerken gestatten , ihre • Ersatz­
anlagen aus den Taschen der Ver­
braucher zu bezahlen statt aus ihren 
eigenen. D as ist eine m oderne Folge  
der von P assow  gerügten V erw echs­
lung von Abschreibungen und Em eue- 
rungsfonds.

Erwähnung verdient auch, w as P as­
sow  S. 293 über den Begriff G ew inn  
sagt. Der G ew innanteil einer Kon- 
zessionserteilerin wird von einem  an­
deren G ew inn zu berechnen sein als 
der eines tantiem eberechtigten A nge­
stellten oder V orstandsm itgliedes, näm­
lich von dem  G ew inn, welcher um diese  
Tantiemen gekürzt ist. In ähnlicher 
W eise wird — sage ich — die Steuer 
(welche ja auch eine Art G ew innbe­
teiligung des Steuerberechtigten ist) 
erst von dem  G ew inn zu berechnen  
sein, w elcher nach Abzug des G ew innan­
teils der K onzessionserteilerin verbleibt. 
E bensow enig darf der G ew inn, welcher 
die K riegsgew innsteuer des Reiches 
noch einschließt, d. h. von w elchem  
diese Steuer zu berechnen ist, als ein 
Teil des G ew innes behandelt werden, 
welcher den G esellschaftern einer 
G. m. b. H. zugeflossen  ist, ein Stand­
punkt, auf den sich neuerdings einige  
übereifrige Steuerbehörden gestellt 
haben. Man darf eben nie vergessen, 
daß eine Bilanz dazu da ist, den ge ld ­
lichen Erfolg, den Ertrag zu ermitteln, 
daß aber Ertrag nur sein kann, w as  
dem Geschäft entnom m en wird, oder  
entnom m en werden dürfte, ohne das 
Reinverm ögen (Stam m verm ögen und 
Reserven) zu schmälern.

Alles in allem  ist das Buch P assow s  
eines der gründlichsten und inhalts­
reichsten W erke, die unsere in, dem  
letzten Jahrzehnt so  umfangreich g e ­
w ordene Literatur über Buchführung 
und B ilanzw esen besitzt; überall

stößt man auf eigenes Studium der 
gesetzgeberischen und literarischen 
Q uellen, auf selbständig gefundene  
Ergebnisse. Da auch die Sprache 
durchw eg klar ist, ist das Buch eine 
so  anregende w ie belehrende Lektüre 
und das baldige Erscheinen des zweiten  
Bandes lebhaft zu wünschen.

Dr. W a l t h e r  W a l d s c h m i d t .

Der D eutsche T echnisch-W issenschaftliche 
V erkehrsausschuß.

Zur Besprechung über die Gründung 
einer v e r k e h r s p o l i t i s c h e n  A r b e i t s ­
g e m e i n s c h a f t  hatte das Reichsver- 
kehrsministerium zum 13. April Vertre­
ter aus W irtschaft und Technik, aus den 
Angestelltenverbänden, der Verkehrsver­
waltung und der Presse eingeladen. 
D iese H inzuziehung von Vertretern des 
W irtschaftslebens zu den behördlichen 
Beratungen war vom  Deutschen Ver­
bände Technisch - W issenschaftlicher 
Vereine bereits vor Monaten angeregt 
worden; seinen Bem ühungen ist es 
endlich gelu ngen , die großen Wirt­
schaftsverbände, w ie den Reichsver- 
band der Deutschen Industrie, den 
Reichsausschuß der Deutschen Land­
wirtschaft, den Deutschen Industrie- 
und H andelstag, den Zentral verband 
des Deutschen G roßhandels, den 
Reichsverband des Deutschen Hand­
werks, die Zentralstelle für das deutsche 
Transport- und Verkehrsgewerbe, die 
Spitzenverbände der Klein- und 
Straßenbahnen, derBinnenschifiahrt, der 
Elektrizitätswerke u. a., in einem D e u t ­
s c h e n  T e c h n is c h  • W i s s e n s c h a f t -  
l i c h e n  V e r k e h r a u s s c h u ß  zusam ­
m enzuschließen, dem der Verkehrsmini­
ster die G elegenheit zur Mitarbeit an der, 
großen Neugestaltungsfragen des deut­
schen E isenbahnw esens zugesagt hat. 
Som it wird also nunmehr — hoffent­
lich ehe es zu spät ist! — die G e­
sam theit der deutschen Technik und 
der technischen Industrie bei diesen  
lebensw ichtigen, in zahlreichen Bezie­
hungen doch rein technischen Bera­
tungen w enigstens m itgehört werden.

D ie gebildete Arbeitsgem einschaft 
besteht aus einem  H auptausschuß, 
einem  »engeren Ausschuß« und 
aus Unterausschüssen. Der Haupt­
ausschuß setzt sich aus Vertretern 
der Regierung und der w ichtig­
sten technischen und wirtschaftlichen 
Spitzenverbände zusam m en,der »engere 
Ausschuß« erledigt die laufenden G e­
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schäfte der A rbeitsgem einschaft, die  
U nterausschüsse so llen  unter H inzu­
ziehung von Sachverständigen Sonder­
fragen klären. D ie  H auptaufgaben des  
D eutschen T echnisch - W issensch aft­
lichen V erkehrsausschusses liegen  auf 
dem  G ebiete der W erkstättenorgani­
sation, der Verkehrs- und Betriebs­
fragen, der O rganisation der Reichs­
eisenbahnverw altung, der Eisenbahn- 
finanzen und der Fortbildung des 
Personals.

Der M ißerfolg der V erk eh rs-V erstaat­
lichung in den V erein igten  Staaten.
U nsere Sozialisierungs - Schwärm er 

m üssen, w enn sie sich das klare Urteil 
noch nicht ganz und gar zugunsten  
parteipolitischer Theoretisiererei ab ge­
w öhnt haben, durch g ew isse  V orgänge  
im außerdeutschen W irtschaftsleben  
neuerdings höchst stutzig gew orden  
sein . Durch die N öte des K rieges g e ­
zw ungen , hat man in verschiedenen  
Ländern die Verkehrsmittel in staat­
lichen Betrieb genom m en, die man da­
selbst sonst grundsätzlich und mit 
bestem  Erfolge dem  Privatkapital über­
ließ. Insbesondere gilt dies für England  
und die Vereinigten Staaten, die beiden  
Länder, in denen man stets der staat­
lichen Uebernahm e von Verkehrsunter­
nehm ungen am abgeneigtesten  g e g en ­
überstand.

W ie wir in Deutschland von K riegs­
gesellschaften und Zw angsbew irtschaf­
tung noch nicht w ieder loskom m en  
können, so  ist auch E n g l a n d  noch  
nicht w ieder zu norm alen Friedensver­
hältnissen zurückgekehrt und ist noch  
tief in die staatliche Kontrolle des Ver­
kehrs, vornehm lich der Seeschiffahrt, 
und das H öchstpreisw esen für Frachten 
verstrickt — sehr zum Kummer der 
betroffenen Privatunternehm ungen. In 
den V e r e i n i g t e n  S t a a t e n  dagegen , 
w o man nach dem  Eintritt in den  
Krieg (6. April 1917) in der Verstaat­
lichung des Verkehrsw esens viel weiter  
als in England gegangen  war und w o  
man nach dem  Ende des Krieges als das 
am w enigsten  geschädigte Land seine  
volle B ew egungsfreiheit zuerst w ieder­
gew on n en  hat, ist man drauf und dran, 
die Verstaatlichung des Verkehrs w ie  
eine lästige F essel raschestens w ieder  
abzustreifen, ungeachtet der m annig­
fachen und schw eren Verwicklungen, 
die damit verbunden sind, und des 
W iderstandes der auch dort von der

fixen Idee der Sozialisierung erfüllten  
Arbeiterschaft.

Am 26. D ezem ber 1917 erging die  
V erfügung, w onach die R egierung der 
V ereinigten Staaten die B a h n e n  des 
Landes, über die ihr bis dahin nur ein 
Aufsichtsrecht zustand, in staatliche 
V erw altung übernahm , und zwar bis 
zu einem  Term in v.on 21 M onaten  
nach B eendigung des K rieges. M c. 
A d o o ,  der Schw iegersohn  des P räsi­
denten, wurde zum Generaldirektor er­
nannt und wurde som it der G ebieter  
ein es E isenbahnnetzes von 418000 km 
S ch ien en w eg en , das also erheblich 
größer als das ganz Europas war. Für 
die L eistungen der Vereinigten Staaten 
im 'K riege war d ieser staatliche Bahn­
betrieb von allerhöchster Bedeutung, 
aber die damit verbundenen wirtschaft­
lichen P roblem e haben die w iderstrei­
tenden Interessen fast unlösbar, w ie  
einen Rattenkönig, m iteinander ver­
filzt, so  daß gar nicht abzusehen ist, 
w ie  man sie  w ieder auseinanderbringen  
w ill. D er Staat hat ganz gew altige  Mittel 
aufgew andt, um die vorhandenen LinieH 
seinen Bedürfnissen gem äß zu ver­
bessern. Schon 1919 waren 3/* Milli­
arden Dollar, also über 3 Milliarden 
Mark G oldw ährung, ausgegeb en . Dazu 
waren bis zum  Juli 1918 die A usgaben  
größer als die Einnahm en; später war 
das Verhältnis zwar um gekehrt, aber 
zur V erzinsung des hineingesteckten  
Kapitals reichten die E innahm en auch 
dann noch nicht aus. Es entstand nun 
die große Frage: w enn  die Bahnen  
den privaten Besitzern zurückgegeben  
w erden, w ie  es die öffentliche M einung  
des Landes, mit A usnahm e der Arbeiter­
schaft und einzelner anderer Kreise, 
forderte — w er trägt dann die Kosten  
für die aufgew andten V erbesserungen?  
D en privaten U nternehm ern eine Er­
stattung zuzum uten, war w oh l nicht 
angängig, denn sie w aren ja gar nicht 
um ihre M einung gefragt w orden, ob 
sie  mit den V erbesserungen  einver­
standen w aren, die, von ihrem  Stand­
punkt aus geseh en , obendrein zuw eilen  
von recht zw eifelhaftem  W erte waren. 
Anderseits hatte natürlich auch die 
R egierung w en ig  Lust, die au sg eg e­
benen 3U M illiarden Dollar einfach in 
den Rauchfang zu schreiben.

W ie man aus d iesem  Z w iespalt her- 
auskom m t, ist zurzeit noch nicht zu 
übersehen. D ie Sachlage wird noch  
dadurch w eiter verwickelt, daß einzelne
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Eisenbahngesellschaften erklärten, unter 
den neuen Verhältnissen sei ein loh­
nender Betrieb für sie  ohne staatliche  
Unterstützung ausgesch lossen . O hne  
eine * kräftige H eraufsetzung der 
Frachten, die in der Folge zu einer 
neuen allgem einen Verteuerung der 
ohnehin auch in den Vereinigten Staaten 
schon stark veränderten Lebenshaltung  
überhaupt führen m uß, wird’s in keinem  
Falle abgehen , w eshalb der W ider­
stand gegen  die Entstaatlichung der 
Bahnen neuerdings im W achsen be­
griffen war.

Nun hat vor einiger Zeit Präsident 
W i l s o n  mit einem  Federstrich verfügt, 
daß die verstaatlichten Bahnen am
1. März ds. Js. an die Besitzer zurück­
zugeben seien , also  zu einem  sehr viel 
früheren Zeitpunkt, als es durch das G e­
setz vom 26. Dezem ber 1917 vorgesehen  
war. W elche B ew eggründe ihn dazu 
veranlaßt haben, w elche F olgen der 
bedeutsam e Schritt haben wird, ist 
augenblicklich noch nicht klar zu über­
sehen. In jedem  Fall aber geht so ­
viel aus der M aßnahm e hervor, daß 
man in der überstürzten Verstaatlichung  
und im staatlichen Betrieb ein erheb­
liches Haar gefunden hat — und das 
bei einem  Verkehrsm ittel, das bei 
seiner Eigenart auch im Staatsbetrieb 
sehr bedeutende Betriebsüberschüsse  
ermöglicht, w ie  die preußischen Eisen­
bahnen vor dem  Kriege mit hinreichen­
der Klarheit geze ig t haben.

Das sehr viel em pfindlichere Instru­
ment der H a n d e l s f l o t t e  als w eiteres 
Mittel des Verkehrslebens hat in seiner  
Verstaatlichung, die in erheblichem  
Um fang erfolgt ist, den Vereinigten  
Staaten noch sehr viel w eniger Freude 
bereitet und z. T. zu schw ersten Ent­
täuschungen geführt. W as man schon  
früher bei der australischen staatlichen  
Handelsflotte und andersw o w ahrge­
nommen hat, daß bei dem  schw erfäl­
ligen staatlichen Betrieb ein einiger­
maßen wirtschaftliches Arbeiten der 
Handelsmarine überhaupt nicht oder 
nur ausnahm sw eise zu erm öglichen ist, 
das hat sich auch in den Vereinigten  
Staaten in bedenklicher W eise  bestätigt. 
Die staatlichen H andelsschiffe, die, so ­
weit sie auf e igenen  Staatswerften g e ­
baut wurden, sich ungebührlich teuer 
stellten, haben sich so w en ig  bewährt, 
daß sie seit mehreren M onaten in 
M engen, z. T. sogar ans Ausland, ver­
kauft w erden . D as Zeitm aß der Ent­

staatlichung der Seeschiffahrt ist dabei 
der Bevölkerung noch viel zu langsam . 
So schrieb die führende H andels­
zeitung, das N ew  Yorker »Journal of 
Com m erce«, am 27. Januar 1920 nach 
einem  H inw eis darauf, daß der Anteil 
des Staates an der vorhandenen H an­
delsflotte, der 1918 41 vH betragen  
hatte, zu Anfang 1920 bis auf 62 vH  
gestiegen  war:

»Wir m üssen mit dem Verkauf 
schneller vorgehen, um die rie­
sigen^) Verluste zu erm äßigen, die 
unser Schiffahrtsbetrieb verursacht 
W ir haben, w ie ein Sachverstän­
diger sagt, keine große Handels­
flotte, sondern eine große Kriegs­
schöpfung der Regierung, die unter 
Nichtbeobachtung der wirtschaft­
lichen G esetze gebaut worden  
ist. . . Wir haben unsere Schiffe 
zu teuer gebaut, so daß sie un­
rationell arbeiten und fast unver­
käuflich sind.«

Ein solcher Stoßseufzer spricht Bände. 
D iesem  Zeugnis, w as es mit dem fröh­
lichen Drauflos-Verstaatlichen um jeden  
Preis für eine Bewandnis hat, lassen  
sich manche andere zur Seite stellen, 
die während der letzten Jahre auch in 
ändern außereuropäischen Ländern 
ausgesprochen sind und die in ähn­
licher W eise einen Zusammenbruch 
aller auf die Sozialisierungsexperim ente  
gesetzten H offnungen künden. Es 
würde zu w eit führen, sie hier einzeln  
alle zu erörtern. D ie Sprache der in 
den Vereinigten Staaten gem achten  
Erfahrungen ist ja auch eindringlich 
genug und enthält eine unverkennbare 
W arnung für uns, daß wir nicht um  
parteipolitischer V erstiegenheiten und 
m arxistischen Dogm enkultus w illen die 
traurigen Reste unseres einst so  glän­
zenden W irtschaftslebens vollkom m en  
kurz und klein schlagen. Discite 
m oniti! Prof. Dr. R. H e n n i g .

Die Ertragswirtschaft der schweize­
rischen Nebenbahnen. Von 2)r. :3ng. 
H a n s  W e b e r . Berlin 1919, Julius 
Springer. 157 S. Preis 6 M  +  10 vH  
Teuerungszuschlag.

Am gesam ten schw eizerischen Eisen­
bahnnetz in Länge von 5900 km sind  
die Nebenbahnen mit 57 vH  und nach 
Abzug der Straßen- und Bergbahnen  
immer noch mit 50 vH  beteiligt. Schon  
diese  Zahlen zeigen , daß eine Unter­
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suchung der Ertragswirtschaft der 
schw eizerischen N ebenbahnen eine  
lohnende Aufgabe sein  m uß. D er B e­
griff N ebenbahnen um faßt in der  
Schw eiz

1. Stadtstraßenbahnen,
2. U eberlandnebenbahnen,
3. V ollbahnähnliche N ebenbahnen ,
4. Bergbahnen.

Ihnen räumt ein  besonderes N eben­
bahngesetz von 1899 gegen über der  
allgem einen E isenbahngesetzgebung  
Erleichterungen ein. D er Verfasser 
beschränkt seine Untersuchungen auf 
die zuletzt genannten drei Bahngruppen, 
w ob ei er d iese  je nach dem  G esichts­
punkt der U ntersuchung auch in Tal- 
und B ergbahnen, in Reibungs- und 
gem ischte Bahnen, ferner in Regel 
und Schm alspurbahnen gliedert. D ie  
Einleitung bringt M itteilungen über die  
A usdehnung des N etzes, über die Ver­
breitung der Spurweiten — die Schm al­
spur überw iegt, in m anchen Kantonen  
herrscht sie allein — , über die A us­
dehnung des elektrischen Betriebes — 
1914/15 waren von 2823 Nebenbahn- 
kilom etem  1600 km elektrisch be­
trieben —, über Baukosten usw .

Dann w erden zunächst Tarife und 
Einnahm en behandelt. Im P ersonen­
tarif lehnen sich viele U nternehm ungen  
an die Tarifordnung der Schw eizer  
Bundesbahnen (S. B. B.) an, je mehr 
der Charakter der Bahn sich von diesen  
entfernt, desto  größer auch die A b­
w eichungen in der Tarifbildung. Auch  
im Gütertarif liegt den w ichtigsten  
N ebenbahnen die Tarifordnung der
S. B. B. zugrunde, die übrigens im 
w esentlichen dem deutschen Gütertarif 
entspricht. Bei einfachen Verkehrsver­
hältnissen treten entsprechende Ver­
einfachungen der Tarifordnung ein. 
A us den B estim m ungen über den  
U ebergangsverkehr, die Verkehrstei­
lungen, die allgem einen B eförderungs­
bedingungen schließt der Verfasser, 
daß die R egelung des Güterverkehrs 
zw ischen den S. B. B. und den N eben­
bahnen so w ie  den N ebenbahnen unter 
sich als vorbildlich anzusehen sei Be­
m erkenswert ist die B ehandlung des 
Tarifs im Verhältnis zu den virtuellen  
Längen. D ie sehr eingehenden, auch 
die W agenauslastung berücksichtigen­
den Untersuchungen führen zu dem  
E rgebnis, daß es nicht m öglich ist, 
einen auf den virtuellen Längen b e­
ruhenden W eg  zur Tarifbestim m ung

zu w eisen . Um  diesen  zu finden, 
w erden die wirklichen Einnahm en mit 
den A usgaben verglichen und unter 
bestim m ten Annahm en über die P reis­
gestaltung in der Z eit nach dem  Kriege 
die Z usch läge zu den Tarifen ermittelt, 
die zur Erzielung des G leichgew ichtes  
in Einnahm e und A usgabe erforderlich  
wären. Auch die Frage des richtigen  
V erhältnisses zw ischen  P ersonen- und 
Gütertarifsätzen sp ielt eine Rolle. So­
dann w erden die E innahm en im ein­
zelnen behandelt: reine B etriebsein­
nahm en, N ebeneinnahm en , Beihilfen  
Dritter. Es ergibt sich, daß die Ein­
nahm en im allgem einen  nicht aus­
reichen, um einen befriedigenden Er­
trag zu erzielen , daß jedoch schon eine  
T ariferhöhung von nur 15 bis 20 vH  
einer Reihe von N ebenbahnen wirksam  
helfen könnte. Eine w eitere Tarifer­
höhung hält der Verfasser im Interesse  
sow oh l der A llgem einheit als auch der 
Bahnen für untunlich — man denke 
hierbei an die heutigen  Verhältnisse  
in D eutschland!

Es fo lgen  ein geh en de Betrachtungen  
über die A usgaben: reine B etriebsaus­
gaben, Einlagen in den Erneuerungs- 
fonds, N ebenausgaben , Steuern, B ei­
hilfen an Dritte, T ilgu ngen . Im A n­
schluß hieran wird zusam m enfassend, 
gezeigt, w ie  sich der Reinertrag der 
einzelnen B ahngattungen gestaltet.

B esondere Beachtung verdient der 
Schlußabschnitt über die M aßnahm en  
zur Steigerung der Ertragsfähigkeit. Es 
kom m t hier in Frage: Schaffung günsti­
gerer Tarifverhältnisse, bessere  Raum­
ausnutzung, U m w andlung in elek­
trischen Betrieb. Zum  ersten Punkt 
wird neben der bereits oben erwähnten  
Tariferhöhung die Einschränkung der 
zahlreichen P reisnachlässe und — für 
m anche Bahnen — die Einführung der 
Einheitsklasse em pfohlen. D ie Um ­
w andlung in elektrischen Betrieb wird 
für die Zukunft von der größten Be­
deutung sein , und zwar in der 
Schw eiz um so  m ehr, als dort die 
teure ausländische K ohle durch inlän­
dische W asserkräfte unbegrenzten Er­
satz findet.

D ie  durch zahlreiche Zahlentafeln  
erläuterte, sehr gründliche Arbeit ver­
dient schon w eg en  der B edeutung des  
G egenstandes da9 Interesse der Sonder­
fachleute. Sie so llte  aber auch in w e i­
teren Kreisen beachtet w erden , w eil 
sie  zu den noch nicht zahlreichen



Untersuchungen gehört, die die Er­
tragwirtschaft von Verkehrsuntem eh- 
m ungen auf der O rundlage des Arbeits­
vorganges, also in technisch-wirtschaft­
lichem G eiste behandelt.

Regierungsbaum eister R e u le a u x .

Die Rhein-D onau-V erbindung.
D er B in n en w asse rw eg  von der 

N ordsee  zum  Schw arzen M eer b e d in g t 
als Sch lußstück  eine künstliche V er­
b in d u n g  des R h e in s tro m g eb ie te s  m it 
d e r D onau . U m  d iese  V erb in d u n g  
vorzunehm en , kann m an an die B e­
n u tzu n g  d e r N ebenflüsse  d es R heines 
M ain o d e r  N eck ar den k en  o d e r an 
die d e s  R heines se lb st b is zum  Bo­
densee.

W ill m an den M ain ln A nspruch 
mehmen, d e r  ja  b e re its , b is A schaffen­
b u rg  k analisiert, e ine  w ich tige  G ro ß ­
sch iffah rts traß e  b ildet, so  ha t m an zu­
nächst drei M öglichkeiten  d e r  L inien­
füh rung  zu r D onau  ins A uge ge faß t.

1. A sch affen b u rg — B am b erg —N ü rn ­
b e rg — N eu b u rg  a. d. D onau.

2. A sch a ffen b u rg —W e rn fe ld —'A rn­
s te in  — B am b erg  — N ü rn b e rg  — 
B eilengries—Kehlheim .

3. A sch affen b u rg —W erth e im —M er­
g e n th e im — N ü rnbe  rg — A m be rg — 
R eg ensburg .

Die e rste  Linie h a t die g rö ß te , 
die d ritte  die. k leinste  und die zw eite 
eine m ittlere L änge. N ach A nhö­
ru n g  w eite rer K reise h a t die b ay eri­
sche R egierung  sich fü r  d ie zw eite 
Linie entschieden. D iese schneide t die 
M ainschleife, an  d e r  W ü rzb u rg  liegt, 
un ter B enutzung  des W ern ta les  a b  und 
b en u tz t den alten  L udw igskanal, d e r  
natürlich erheblich v e rb re ite r t und ver­
tieft w erd en  m uß. D er A nschluß d er 
S tad t W ü rzb u rg  soll d u rch  d ie K a­
nalisierung des M aines b is zu ihr e r ­
reicht w erden. D ie  W asse rv e rso rg u n g  
des Kanales soll g e s ich e rt sein. Nach 
einer D enkschrift des T arifam tes  de r 
bayerischen S taa tsb ah n en  soll das E in ­
flußgebiet d e r M ain-D onau-W asser- 
s traß e  fü r jede  W are  und  jeden  V er­
sandort versch ieden  sein. D as T a rif­
am t h a t ausführliche B erechnungen  
über den zu e rw arten d en  V erk eh r an ­
gestellt. N ach dem  S tan d e  von 1912- 
1913 w ird  d e r  zu e rw arten d e  V erkehr 
N ordw estdeu tsch land-B ayern  auf 1,719 
Mill. t g esch ätz t, d e r  so n stig e  V er­
kehr auf 1,446 Mill. t, zusam m en rd. 
3,2 Mill. t. D urch den A usbau  de r
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D onau  u n d  den Bau des Kanals w äre 
au ß erd em  ein b e träch tlicher V erkehr 
neu  zu gew annen, so daß  fü r 1930 
m it einem  G esam tv e rk eh r von rd. 5 
Mill. t  g e rech n e t w ird. Im H inblick 
au f den g e g en w ärtig en  G ro ß sch iffah rt­
v e rk eh r auf dem  M ain w ird  m it v er­
hä ltn ism äß ig  rascher E n tw ick lung  des 
V erkehrs g e rech n et u n d  angenom m en , 
daß  schon  im v ierten  Jah re  nach d e r  
B e trieb serö ffn u n g  d e r rechnungsm äß ig  
g e fu n d en e  V erk eh r sich einstellt.

D e r K anal ha t n icht b loß  fü r  den 
D u rch g an g , sondern  m ehr noch fü r 
den O rtsv e rk eh r d e r an ihm g e le g e ­
nen L andschaften  und S täd te  Be­
deu tu n g . D ie G eb ie te , d ie e r  e r ­
schließt, tre ib en  zurzeit v o rw iegend  
L an dw irtschaft und w ollen ihren 
U eberschuß  an land- und fo rs tw irt­
schaftlichen E rzeugn issen  be fö rd ern . 
D ann  ab er g la u b t m an auch auf dem  
Fränkischen  Ju ra  ein industrie lles N eu­
lan d  zu erschließen. A bgesehen  von 
B raunkohlenvorkom m en liegen au f d er 
w eite«  H ochebene  zw ischen den 
S täd ten  N ü rn b e rg , B am berg  und B ay­
reu th  e rheb liche E rzm engen , w ah r­
scheinlich m ehrere  h u n d e rt M illionen 
T o n n en  E isenerz. D iese Erze liegen 
flach, sind  a lle rd ings nicht besonders 
h o chw ertig , lassen  sich ab er so  v o r­
b eh an d e ln , d aß  d ie  techn isch -w irt­
schaftlichen G ru n d lag en  fü r d ie  E n t­
w ick lung  eines B ergbaues in F ranken

fegeben  sind . Sow eit sie nicht ln 
u k unft an O r t u n d  Stelle v e rh ü tte t 

w erden  und dam it eine erhebliche 
Ind u strie  sich en tw ickelt, kann man 
an  A usfuhr etw a nach dem  rheinisch­
w estfälischen  In d u strieg eb ie t denken.

B eg ü n stig t w ird  die E ntw icklung 
e iner Ind u strie  durch  die M öglichkeit, 
e rhebliche W asserk rä fte  durch den Ka­
nal zu gew innen . Von e in e r Seite 
w erden  sie auf 100000 PS geschätzt. 
N ach einem  E n tw ü rfe  des Ingenieure 
H a 11 i n g  e r sollen so g a r 500 000 PS 
zu gew innen  sein. W ird  d ie Schaffung 
d ieser K raftw erke auch langsam  v o r 
sich geh en , so  w ird  doch, sobald  sich 
e rs t einm al d ie In d ustrie  entw ickelt, 
N ach frag e  und  A bsatz  de r e lek­
trischen  K raft in sbesondere  in A nbe­
trac h t d e r d o rt u n te r  allen U m ständen 
hohen  K ohlenpreise , g ro ß  sein. U eb er 
den D u rch g an g v erk eh r d en k t man w e­
n ig er zuversichtlich. D er W ettb ew erb  
d es S eew eges ist zu scharf. V oraus­
sichtlich w ird  1930 de r D u rch g an g v e r­
k eh r n u r 780 000 t erreichen.
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D er W ettb e w e rb  e in e r e tw a  noch 
zu schaffen d en  R hein-D onau-V erb in- 
d u n g  durch  A usbau  des O b e rrh e in es 
ü b e r  S tra ß b u rg  b is zum  B odensee u nd  
V erb in d u n g  des B odensees m it d e r 
D o n au  w ü rd e  in bezu g  au f M assen ­
g ü te r  n u r  e ine  g e r in g fü g ig e  E inen­
g u n g  d es E in flu ß g eb ie te s  m it sich 
b r in g e n ; h insich tlich  h o c h w ertig e r G ü ­
te r  is t  das E in flu ß g e b ie t e tw as 
g rö ß e r. D e r W e ttb e w e rb  e ines E lbe- 
D onau- o d e r  O d e r - D onau  - K anals 
k o m m t p rak tisch  w en ig  in B etrach t, 
in sb eso n d e re  weil d ie S ch affu n g  d ieser 
W a sse rs tra ß e n  d u rch  d ie  po litischen  
V erh ältn isse  augenblick lich  in w eite 
F ern e  g e rü ck t schein t.

A n d ers  v e rh ä lt es sich m it d e r  
S ch affu n g  e iner R hein-D onau-V erb in- 
d u n g  u n te r  B en u tzu n g  des N eckars. 
W ü rtte m b e rg  und  B aden b e tra ch te n  
den  N eck ark an al als eine  w irtsc h aft­
liche N o tw en d ig k e it fü r  b e id e  S taaten . 
D ie g e sa m te  w ü rttem b erg isch e  In d u ­
s tr ie  sow ie  d ie  S täd te  M annheim , 
S tu t tg a r t  und  H e id e lb e rg  tre ten  fü r 
eine K an alisierung  des N eckars leb­
h a ft ein. H e id e lb e rg  s trä u b te  sich a n ­
fa n g s  w egen  d e r  V e rn ich tu n g  lan d ­
schaftlicher S ch ö nheiten , s ie h t ab er 
e inen  A usgleich  d a fü r im Bau 
e ines S tichkanals H eidelb erg -R h e in au . 
D urch  den  Bau des N eckarkanals von 
M annheim  b is  in s H e rz  W ü rtte m b e rg s

k ö n n ten  1200 t-S d iiffe  bis S tu t tg a r t  
g e la n g en  u n d  w ü rd en  eb enfa lls  b e ­
d e u te n d e  W a sse rk ra f tm e n g e n  zu g e ­
w innen sein , die e in e r k o h len a rm en , 
a b e r hoch en tw ick e lten  G e g en d  zu 
nu tze  k äm en . A uch B ayern  a ls G anzes 
h ä tte  von  dem  K anal V o rte ile . Als 
e rs te  R a te  fü r d ie  K an alis ie ru n g  des 
N eckars h a t  d e r  R e ichsra t auch  b e re its  
10 Mill. M bewiilligt.- D as h a t  zu­
n äch s t d en  W id e rsp ru ch  B ayerns h e r ­
v o rg e ru fen , d a s  d a rin  e ine  Z u rü ck ­
se tzu n g  se in e r o b en  g esch ild erten  
P län e  s ieh t. D ie b ay erisch e  R eg ie­
ru n g  h a t  ih ren  V e r tre te r  in Berlin 
b e a u ftra g t, v o n  d e r  R e ich sreg ie ru n g  
bei E in b rin g u n g  d e r  N eck a rv o rlag e  in 
d e r  N a tio n a lv e rsam m lu n g  e ine  be­
stim m te  E rk lä ru n g  d a rü b e r  zu v e rlan ­
g e n , d a ß  d u rch  d ie  V o rle g u n g  des 
N e ck a rp ro jek tes  d ie  D u rc h fü h ru n g  der 
b ay erisch en  G ro ß sch iffah rtp län e  nicht 
b e e in trä c h tig t W ird.

Z u  W ünschen ist, d aß  d as Reich 
d as e ine  tu t  und  d as a n d e re  nicht 
läß t. M it R ücksich t au f d ie  g ro ß e  
ö rtlich e  B e d eu tu n g  fü r  G ü te rb e fö rd e ­
ru n g  u n d  K ra ftg ew in n u n g , w elche so­
w ohl d ie  M ain -D o n au - w ie d ie  N eckar­
s tra ß e  h a t, b e sitzen  b e id e  ihre w irt­
schaftliche  B e rec h tig u n g . Ih re  A us­
fü h ru n g  w ird  auf jed en  Fall zur 
H e b u n g  u n se res  d a m ied erlieg en d en  
W irtsch afts leb en s  d ienen . Br.

W irtschaft, Recht und  Technik.
U nerlaubte A usfuhr von R ohstoffen und  

E rzeugn issen  der Technik.
W ä h ren d  b ish er  d a s  A usfuhrrecht 

im  w e se n tlic h e n  nur e in  G e g e n s ta n d  
d e s  Z o llrech tes und  d ie  A usfuhr  
se lb s t  nur im  Z o llin te r e sse  b eschränk t 
w ar, auch d ie  K r ie g sg e se tz g e b u n g  in  
d ie se r  B e z ie h u n g  nur v erh ä ltn ism ä ß ig  
w e n ig  g e se tz lic h e  B esch rän k u n g  g e ­
bracht hat, ist d as g e sa m te  A usfuhr- 
recht durch  d ie  V erord n u n g  vom  
2 7 . N o v em b er  1919 auf e in e  v ö llig  
n e u e  G ru n d lage g e s te llt  w o rd en .

E s h an d elt sich  jetzt n ich t u m  d ie  
F ra g e , w ie  d as Z o llin te r e sse  d e s  R ei­
c h es  zu w a h ren  ist, so n d ern  w ie  d ie  
G eg en stä n d e , d ie  für d ie  in lä n d isch e  
Industrie  leb en sw ic h tig  s in d , auch  d em  
In land  erhalten  w erd en .

E s ist k ünftig  d em  R eich sw irtsch afts- 
m insiter  ü b er la ssen , G e g e n s tä n d e  a ls

le b e n sw ic h tig  zu  b e z e ic h n e n , und er 
hat durch  e in e  B e k an n tm ach u n g , g le ich ­
fa lls  v o m  27. N o v e m b e r  1919, für das 
G eb ie t  d er T ech n ik  fo lg e n d e  G e g e n ­
stä n d e  a ls le b e n sw ic h t ig  b eze ich n et:  
E isen erze , M an g a n erze , A lum inium , 
E isen , R o h e ise n , E d elsta h l, F orm eisen , 
A lte isen , B lech , E isen - u n d  Stahlschrott, 
G ie ß e r e ie r z e u g n is se , E isen b a h n sch ie ­
n en , F e ld b a h n sc h ie n e n , S traßenb ah n ­
sc h ie n e n , T räger , G rob - u n d  F e in b lech e , 
g e w a lz te n  u n d  g e z o g e n e n  D raht, Stahl 
u n d  W erk zeu g e  e in sc h ließ lich  H a lb zeu g , 
L o k o m o tiv e n , E ise n b a h n w a g e n  für nor- 
m a lsp u r ig e  B a h n en  s o w ie  d eren  B e­
s ta n d te ile  und Z u b eh ö rte ile , S te in k oh len , 
B raun k oh len , P reß k o h len , K oks und  
e in e  R eih e v o n  B au m a ter ia lien  so w ie  
t ier isch e und p flan zlich e O e le  und  
F ette , u n d  a n d eres .

D a s G e se tz  b ed ro h t m it S trafe d en ­
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jen igen , d e r es u n tern im m t, als leb en s­
w ich tig  bezeichnete  G eg en s tän d e  ohne 
G en eh m ig u n g  aus dem  R eichsgebiet 
auszu führen , und  zw ar ist sow oh l das 
vorsätzliche w ie d as fahrlässige  U n te r­
nehm en u n te r S trafe  gestellt.

D e r B egriff d e s U n te rn eh m en s d er 
A usfuhr ist v e rh ä ltn ism äß ig  eng. 
U n ter A usfuhr versteh t m an  nur d ie­
jen ige  H an d lu n g , die g ee ig n e t ist, 
e inen  G e g en s tan d  u n m itte lb a r ü b e r 
die R eichsgrenze zu schaffen , das 
s tra fb are  U n te rn eh m en  ist d ah er auch 
n u r u n m itte lb a r an  de r G renze  denkbar. 
D am it is t a lle rd in g s n ich t g esag t, d aß  
d ie  T a t auch  n o tw en d ig  n u r an d er 
G ren ze  b e g an g e n  w e rd en  kann . W er 
v ielleicht in  Berlin e ine  F rach tsen d u n g  
nach  dem  A uslande  aufgibt, e tw a  m it 
fa lschen  Z o lle rk lä ru n g en , o d e r eine 
so lche  S en d u n g  heim lich e in e r für die 
A u s tu h r fre ig eg eb en en  S en d u n g  bei­
fügt, un tern im m t es be re its  in dem  
A ugenblick  d er A ufgabe, d ie  W aren  
aus dem  R eichsgeb iet auszuführen . 
D en n  en tsch e id en d  is t allein  d e r G e­
sich tspunk t, d aß  zu r U eb erfü h ru n g  ü b e r 
d ie  G renze  ein  b e so n d e re s  H an d eln  
des T ä te rs  o d e r des G ehilfen  n ich t 
m ehr e rforderlich  ist. H a t jem an d  
d iejen igen  H an d lu n g en  b eg an g en , die 
g eeig n et sind , zu dem  E rfolg d e r 
G ren zü b ersch re itu n g  zu füh ren , so  hat 
e r  dam it die stra fbare  T at b ereits  
v o lle n d e t

D agegen  ist e s nicht s tra fbar, eine 
sp ä tere  verbo tene  A u sfuhrvorzubereiten  
o d e r  auf sie h inzuw irken . W en n  be i­
sp ie lsw eise  im deu tsch en  In land  au s­
ländische E inkäufer au ttau ch en , die 
die au fgekauften  W aren  auf heim liche 
W eise  ü b e r d ie  G renze zu b rin g en  
b eabsich tigen , so  w ü rd e  d e r  V erkauf 
so lcher W aren  an  d ie E inkäufer zw ar 
unan stän d ig  sein  können , erfü llt ab er 
niem als d en  T a tb es tan d  d e r  v erbo te­
nen  A usfuhr. A uch eine  Beihilfe o d er 
A nstiftung zu e in e r sp ä te ren  A usfuhr 
durch die E inkäufer w ü rd e  in einem  
derartigen  V erkauf n icht erblickt w er­
den können.

W enn  ein  In län d er m it e iner au s­
ländischen F irm a o d e r  e in e r in länd i­
schen F irm a m it ausländ ischem  Z w eig ­
geschäft ein L ieferungsgeschäft ü b er 
lebensw ich tige  G eg en s tän d e  ab sch ließ t 
und  d iese  G eg en stän d e  von A usländern  
ü b e r d ie G ren ze  g eb rach t w e rd en  
sollen , so  w ü rd e  auch in d iesem  Falle 
die H eranschaffung  d er G eg en stän d e

an  d ie  G renze noch im m er straflos 
se in ; d en n  d ie U eb erfü h ru n g  ü b e r die 
G renze gesch ieh t in b lo ß er V eran t­
w o rtu n g  der T äter u n d  nich t d e r  V e r­
käufer. E in an d eres w äre  es, w enn  
d e r  V erkäufer se lbst den  ausdrücklichen 
A uftrag  gib t, für ihn die G eg en stän d e  
ü b e r d ie G renze  zu  schaffen. Im m er­
hin  sind  d iese  Fälle schon w esend ich  
zw eife lhafter.

D ie v e rb o ten e  A usfuhr m u ß  g ru n d ­
sätzlich e ine  vorsätzliche sein. Z um  
V orsatz  g eh ö rt K enntnis davon , d aß  
d ie G renze ü b ersch ritten  w erd en  soll, 
d aß  d ie  auszu fü h ren d en  G eg en stän d e  
als lebensw ich tig  beze ichnet sind  u n d  
d a ß  sie u n te r  die als lebensw ich tig  
bezeichneten  D inge fallen.

Ist d e r  Irrtum  nach  e iner d ieser 
R ichtungen hin ein schuldhafter, d. h. 
h ä tte  de r T äter bei d e r im V erkehr 
e rforderlichen  Sorgfalt w issen  m üssen , 
d a ß  die G ren ze  übersch ritten  w erden  
soll o d e r d a ß  d ie G eg en s tän d e  zu den  
fü r leb en sw ich tig  bezeichneten  g ehören , 
so  lieg t eine fahrlässige H an d lu n g  vor.

U n ldarheiten  in  d e r  G ese tzg eb u n g  
w ü rd en  d ag eg en  w ohl zw eifellos die 
Fahrlässig k eit aussch ließen . W en n  z. B. 
jem and  Z u b eh ö rte ile  für L okom otiven 
ausführt auf G ru n d  d e r  U eb erleg u n g , 
d aß  d iese  Z ubehörte ile  so w oh l für 
no rm alsp u rig e  w ie für an d ere  Loko­
m otiven bestim m t sind  u n d  d ah er 
d ie A usfuhr zu lässig  ist, so  w ürde  
sich eine  solche G ese tzau sleg u n g  
w ohl h ö ren  lassen , denn  n iem and  ist 
verpflich te t, sich grundsätzlich  eine 
ihm  nachteilige  G ese tzau sleg u n g  zu 
e igen  zu  m achen . H ie r w ü rd e  m an 
a lso  schw erlich  Fahrlässigkeit annehm en  
können . Im  ü b rig en  w ü rd e  in  solchen 
Fällen d ie Irrtum sv ero rd n u n g  vom  
18. Ja n u a r  1917 an w en d b a r se in , weil 
d ie  V ero rd n u n g  vom  27. N ovem ber 1919 
n u r eine  E rw eite ru n g  so lcher K riegs­
v ero rd n u n g en  ist, d ie ih rerseits  von 
jen e r Irrtu m sv ero rd n u n g  getroffen  
w erd en . 9

D ie an g ed ro h te  S trafe b ed in g t bei 
vorsätzlichem  H a n d e ln  G efängnis n ich t 
u n te r  3 M onaten , bei m ildernden  U m ­
stän d en  G efängn is von 1 T ag  b is  zu 
1 Jah r (G eldstrafe  a lle in  is t a lso  nicht 
vo rgesehen), in b eso n d ers  schw eren  Fäl­
len  kann auf Z uch th au s bis zu 5 Jah ren  
erk an n t w erden . N eb en  d e r  F re iheits­
strafe  m u ß  au f G e ld strafe  b is zu 
500 000 M erkann t w erd en . A berken­
n u n g  d e r bü rgerlichen  E hren rech te  ist
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zulässig. Bei fahrlässiger Zuw ider­
handlung ist auf G efängnis von 1 T ag  
bis zu 1 Jahr oder auf Geldstrafe 
bis zu 100 000 M oder auf beides neben­
einander zu erkennen.

N eben  der Strafe kann die Einziehung  
der G egenstände erklärt w erden , auf 
die sich die strafbare H andlung bezieht, 
ohne Unterschied, ob  sie  dem  Täter 
gehören oder nicht.

N eben  der Strafe ist ferner auf Ein­
ziehung eines G eldbetrages zu erken­
nen, der dem  durch die strafbare 
H andlung erzielten G ew inn entspricht.

D iese  letzten B estim m ungen über 
E inziehung der G egenstände und eines  
G eldbetrages gelten  sow oh l bei vor- 
setzlicher w ie  bei fahrlässiger B ege­
hung. Kfm.

Die Baueinstellung der Berliner AEQ- 
Schnellbahn vor dem KammergerichL

In dem  Streit der Stadt Berlin und  
d es Zweckverbandes Groß-Berlin g eg en  
die AEG-Schne!!bahn-A.-Q. hat das 
Kammergericht am 15. März eine Ent­
scheidung gefällt, die in ihrer B edeu­
tung über den Einzelfall hinausgeht. 
D ie G esellschaft hatte der Stadt Berlin  
m itgeteilt, daß sie  in folge der durch 
den Rohstoffm angel und die Steigerung  
der Baustoffpreise und Löhne völlig  
veränderten Verhältnisse nicht in der  
Lage se i, ihren Vertragsverpflichtungen  
zum  Fertigbau der angefangenen  
Schnellbahn nachzukom m en, obw ohl 
noch im D ezem ber 1918 ein Nachtrags­
vertrag errichtet w orden war, nach  
welchem  der W eiterbau erfolgen sollte, 
obschon sich Infolge des K riegsaus­
ganges und der Revolution dam als 
schon die Verhältnisse verändert hatten. 
D ie Stadt Berlin hatte hierauf eine  
ein stw eilige  Verfügung erwirkt, die  
vom  Landgericht bestätigt wurde, daß  
die Schnellbahngesellschaft die Bau­
arbeiten fortzusetzen habe; nunm ehr  
ist d iese V erfügung vom  Kammerge- 

• rieht aufgehoben worden.
D as Kammergericht hat dabei die  

juristische Frage bejaht, ob  sich seit 
Abschluß des Vertrages die wirtschaft­
lichen Verhältnisse so  geändert haben, 
daß die durch den Vertrag geforderte  
Leistung unm öglich oder m indestens 
eine vö llig  andere gew orden  ist, zu­

gleich aber auch die w eitere praktische  
und volksw irtschaftliche Frage verneint, 
ob durch W eiterführung des Baues 
produktive Arbeit gele istet und ein  
unter den heutigen V erhältnissen  
lebensfäh iges Unternehm en geschaffen  
wird. O hne die M öglichkeit zu erörtern, 
durch eine Erhöhung der Tarife der 
künftigen Schnellbahn die Steigerung  
der A nlagekosten w ettzum achen, w eist 
das Kammergericht besonders darauf 
hin, daß unter den heutigen Verhält­
nissen  die F inanzierung des Unter­
nehm ens auf äußerste Schwierigkeiten^  
stoßen  w ürde. W urden die Baukosten, 
die vor dem  K riege mit 90 Mill. M 
e ingesetzt waren, schon im Herbst 1919 
auf das Vier- bis Fünffache geschätzt, 
so  m uß heute eine noch viel höhere  
Zahl e in gesetzt w erden. D ie  Aufbrin­
g u n g  derartiger Sum m en ist aber unter 
den heutigen V erhältnissen bei den 
schlechten A ussichten des U nterneh­
m ens fast vö llig  au sg esch lo ssen . Eine 
Aenderung der grundlegenden Vertrags­
verhältnisse in g eg en se itig em  Einver­
nehm en ist daher unerläßlich. W enn 
aber das w erdende U nternehm en aus 
eigener Kraft nicht lebensfäh ig  ist, so  
bedeutet e ine W eiterarbeit daran eine  
V ergeudung von Arbeitskraft und wert­
vollem , heute fast unersetzlichem  Ma­
terial, die auch nach Ansicht des 
K am m ergerichtes im  Interesse der 
Volkswirtschaft unbedingt verm ieden  
w erden m uß, um som ehr, als die haupt­
sächlich in Betracht kom m enden Bau­
stoffe, Eisen und Z em ent, im Inlande 
und für d ie devisenschaffende Ausfuhr 
aufs nötigste gebraucht w erden.

In der G eneralversam m lung der G e­
sellschaft am 26 März hob der Präsi­
dent der AEG , D r. W a l t h e r  R a t h e ­
n a u ,  besonders hervor, daß, w enn es 
auch privatwirtschaftlich als ausge­
sch lossen  erscheinen m üsse, das Unter­
nehm en zu einer Rentabilität zu bringen, 
doch im Sinne der G esam theit zu 
hoffen sei, daß es der Stadt Berlin 
als w ichtiges Verkehrsm ittel erhalten 
bleibe. Kom m e eine Verständigung  
m it der Stadt Berlin nicht zustande, 
so  bleibe nur der W eg , ausländisches 
Kapital für die F inanzierung heranzu­
z iehen , das bei dem  H ochstand der 
ausländischen Valuta vielleicht eine 
Rente herausw irtschaften könnte.
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Wohnungswesen.
D as R eichshelm stättengesetz.

Der Artikel 155 der Reichsverfassung  
erkennt dem Reiche das Recht und die 
Pflicht zu, »jedem Deutschen eine g e ­
sunde W ohnung und allen deutschen  
Familien, besonders den kinderreichen, 
eine ihren Bedürfnissen entsprechende  
W ohn- und W irtschaftsheimstätte zu  
sichern«.

An w eiteren gesetzgeberischen Ar­
beiten im V erfolg dieser Oedanken ist 
zunächst das R e i c h s s i e d l u n g s g e ­
s e t z  vom  11. August 1919 entstanden, 
das den Ländern die Pflicht auferlegt, 
gem einnützige Siedlungsunternehm un­
gen  zur Schaffung neuer A nsiedlungen  
zu begründen. W eiter ist soeben  der 
Nationalversam m lung der Entwurf 
e in es R e i c h s h e i m s t ä t t e n g e s e t z e s  
zugegangen, zu dem  der Reichsrat be­
reits seine Zustim m ung gegeb en  hat. 
D ieser Entwurf stellt ein Rahm enge­
setz dar für die G estaltung der neuen  
Rechtsform der H eim stätten. Er be- 

renzt zunächst den Begriff der »W ohn- 
eim stätte« und »W irtschaftsheim­

stätte«. Als W ohnheim stätte ist das 
Einfam ilienhaus mit oder ohne Nutz­
garten und als W irtschaftsheimstätte 
das A nw esen anzusehen , zu dessen  
Bewirtschaftung eine Familie unter g e ­
wöhnlichen Verhältnissen keiner stän­
digen frem den Arbeitskraft bedarf. 
Das Reich, die Länder, die G em einden  
und G em eindeverbände können der­
artige H eim stätten zu Eigentum  aus­
geben, dagegen  nicht Einzelgrundbe­
sitzer oder private Erw erbsgesellschaf­
ten. Die H eim stätte so ll vom Inhaber 
selbst bew ohnt und bewirtschaftet 
werden, woraus sich ergibt, daß nie­
mand mehr als eine besitzen soll. D ie  
Größe der H eim stätte kann von der 
Landesbehörde festgesetzt werden. Die  
Heimstätte ist w eder dem  B elieben  
des Eigentümers in vollem  Um fange  
noch dem Zugriff Dritter nach den üb­
lichen Bestim m ungen des bürgerlichen  
Rechtes unterworfen. D eshalb steht 
dem Ausgeber ein Vorkaufrecht zu , 
und die Belastung der Heim stätten  
ist ohne seine Zustim m ung nicht 
zulässig. Hypotheken und Grund­
schulden m üssen die Form unkünd­
barer T ilgungsschulden besitzen. Auch  
ein Heimfallrecht im Falle der Ver­
nachlässigung steht dem  Ausgeber zu.

T eilung, Vergrößerung und Veräuße­
rung von Teilen kann die Landesbe­
hörde von behördlicher Zustim m ung 
abhängig machen. Zwangsvollstreckung  
an einer Heim stätte w egen  einer per­
sönlichen Schuld eines Heim stätters ist 
unzulässig. Die Löschung der E igen­
schaft als H eim stätte bedarf der Zu­
stim m ung der obersten Landesbehörde. 
Das Recht, auf einer freigewordenen  
H eim stätte einen neuen Heimstätter 
anzusetzen, steht der Landesbehörde, 
und w enn diese es nicht ausüben will, 
der Reichsregierung zu. Es ist nicht 
bloß vorgesehen, die Begründung von  
H eim stätten durch die Ausgabe neuer 
vorzunehm en, sondern auch durch U n­
terordnung bestehender A nw esen unter 
Heim stättenrecht auf Antrag des Grund­
eigentüm ers, zu w elchem  Zweck der 
bisherige Eigentüm er das Eigentum  
einer zur Ausgabe befugten juristischen  
Person übertragen muß. Auch bei 
Erbbaurecht kann H eim stätteneigen­
schaft erklärt werden. Zur Begründung  
und Vergrößerung von Heim stätten  
können Grundstücke zugunsten der 
Landlieferungsverbände enteignet w er­
den unter den Voraussetzungen und 
nach dem Verfahren, das für die Ent­
eignung von Siedlungsland sow ie  von  
Bau- und Gartenland für W ohnungen  
gilt.

Dam it ist zunächst ein Rahm engesetz  
geschaffen, aber auch nur ein G esetz. 
Ob und w ie es in praktische Taten 
um gesetzt wird, ist eine offene Frage 
der Zukunft. Br.

W ohnungsbau und Bautätigkeit 
se it dem  K riege.

Mit Hilfe von 1,3 Milliarden M an 
Zuschüssen, die Reich, Staaten und G e­
m einden im Jahre 1919 bewilligt hatten, 
sollten  60000 W ohnungen errichtet 
werden; kaum 30000 davon sind fertig 
gew orden . D ie ersten Z uschußbew illi­
gu n gen , die der Preußische Staats­
kom m issar für das W ohnungsw esen, 
später der Preußische W ohlfahrts­
minister, ausgesprochen hatte, rechneten 
mit einem  Preise von 45 M für das 
Kubikmeter um bauten Raumes. Es 
hatte im Jahre 1914 je nach den ört­
lichen Verhältnissen und der Baupla­
nung 13 bis 17 M gekostet. Je g e ­
drängter die B auw eise, um so höher
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d e r K u b ik m ete rp re is, a b e r um  so  b illi­
g e r  d ie W o h n u n g . Bei sp ä te r  e in g e ­
re ich ten  P lä n en  m u ß te  d ie  R eg ie ru n g  
u n te r  A n e rk en n u n g  d e r  w ach sen d en  
T e u e ru n g  m it d em  P re ise  in  die H ö h e  
g eh en . M an leg te  60 M, 70 M, sch ließ ­
lich so g a r 80 M  zu g ru n d e . D iese Z a h ­
len  w a ren  im  A ugenblick  d e r Z u sc h u ß ­
b ew illig u n g  a n n ä h e rn d  rich tig ; d och  
w ä h ren d  d e r B au au sfü h ru n g  s tieg en  
d ie P re ise  w e ite r, so  d aß  n u r  g a n z  
b e so n d e rs  le istu n g sfäh ig e  B au h erren , 
in  e rs te r  L inie so lche, d ie  schon  seh r 
früh  sich m it B au sto ffen  e in g ed eck t 
h a tte n ,  ih re  W o h n u n g en  vo llen d en  
k o n n ten  E in M aß  fü r d ie  V e rteu e ru n g  
g eb en  fo lg en d e , M itte  Ja n u a r  1920 fest­
g este llten  Z ah len  a u s  dem  R h e in lan d : 
Z u r Z eit d e r B ew illigung  d e r  B au ­
kosten zu sch ü sse  b e rech n ete  m an  die 
S tu n d e  A r b e i t s l o h n  m it 2 M, jetz t 
m it 4 M u n i  m ehr. F ü r B a u h o l z  b e ­
tru g  d e r  P re is  im F rü h so m m e r 1919 
130 bis 150 M /cb m , im O k to b e r 1919 
e tw a  300 b is 350 M /cb m , im  Ja n u a r 
1920 8 70 bis 960 M /cbm . T ü r b e -  
s c h l ä g e  (S ch lo ß , D rücker, F itschen) 
k o ste ten  im  F rü h so m m er 1919 e tw a 
7 M, im  O k to b e r 1919 12 M, im Jan u a r 
1920 e tw a  35 bis 52 M. H o b e l d i e l e n  
von T/s Z oll S tärke k o ste ten  im  M ai
1919 5,90 M /q m , im  Ja n u a r  1920 
43,50 M /qm . F ü r Z i e g e l s t e i n e  b e ­
lief sich d e r am tliche R ichtpreis für 
1000 Stück im  F rü h ja h r 1919 au f 66 M, 
im  A u g u s t 1919 auf 71 M, im  Ja n u a r
1920 auf 150 bis 180 M. ln  äh n licher 
W eise  verlief die P re isen tw ick lu n g  fü r 
T ü ren , F en ster, S chw em m ste ine , D ach­
z ieg e l, F en ste rg las , w äh ren d  die In ­
sta lla tio n sm a te ria lien , w ie Z inkblech, 
B lei usw ., v e rh ä ltn ism äß ig  noch  m ehr 
g e s tieg en  sind. Z em en t w a r  a llgem ein  
n u r im Schleichhandel zu P h a n ta s ie ­
p re isen  zu  h aben . M an schätz te  im  
Ja n u a r 1920 d ie K osten  fü r d as K ubik­
m ete r u m b au ten  R aum es auf 110 bis 
120 M.

D a au ß erd em  die B austoffe zeitw eise  
n ich t zu hab en  w aren , w o zu  d e r W ag e n ­

m an g e l das se in ig e  b e itru g , so  ist d as  
G e sa m te rg eb n is  d e r s ta a tlic h en  Z u ­
sch ü sse  au ß ero rd en tlich  g e rin g . A u ß e r­
d em  re ich en  s ie  bei d e n  P re iss te ig e ­
ru n g en  bei w e item  n ich t a u s , so d a ß  
lebhafte  F o rd e ru n g e n  auf N ach zah ­
lu n g en  an  d ie R e ich sreg ie ru n g  g e rich te t 
w o rd e n  sind . D *r lan g sam e  F o rtsch ritt 
d e r  B au ten  e rh ö h t d en  Z in sv erlu s t und  
m ach t d as B au en  im m er n och  w e n ig e r 
w irtschaftlich . T ro tz d em  z w in g t die N ot 
an  W o h n u n g en , d a s B auen  fo rtzu setzen , 
u n d  die R e ich sreg ie ru n g  h a t aberm als 
fü r d a s lau fen d e  Ja h r  500 Mill. M 
a n  Z u sch ü ssen  zu r V e rfü g u n g  gestellt, 
d ie  in e in e r B e la s tu n g  d e r  a lten , durch 
H ö c h stm ie ten g e se tz  u n d  M ie täm ter 
b illig  e rh a lte n e n  H ä u se r  ih re  D eckung 
fin d en  so llen . D ie Z u sc h ü sse  so llen  
a ls u nverzinsliche  D a rleh e n  gegeben  
w e rd en , a b e r fü r d as Q u ad ra tm ete r  
W oh n fläch e  n u r ein  b e s tim m te r n iedriger 
Satz, so d a ß  n u r  e in  k le in e r T eil der 
je tz ig en  K osten  ged eck t w ird . So 
ko m m t es a lso  w ie d e r  w ie  im Vor­
jah re , d a ß  sich n u r  g an z  le istungsfäh ige  
B au h erren , in e rs te r  L inie die G ro ß ­
stä d te  u n d  d ie  in d u strie llen  W erke , zum 
B au en  w e rd e n  en tsch ließ en  können . 
D ie  E isen b ah n , d ie h äu fig  g e n ö tig t ist, 
m it B e trieb san lag en  an  P lä tze  außer- 
h a b  d e r  b e w o h n ten  O rtsch aften  zu 
g eh en , u n d  d ie d o rt n u n  fü r W o h n u n g en  
ih re r A ngeste llte  n so rg e n  m u ß , schlägt 
je tz t d en  W eg  ein, d a ß  sie  B au g en o ssen ­
schaften  zum  B auen  au ffo rd ert und 
ih n en  d ie  D eck u n g  d es F eh lb e trag es 
zusag t.

D en  L öw en an te il a n  d e r  B autätigkeit 
d ieses Ja h re s  w ird  a b e r  zw eife llo s de r 
B erg b au  d a v o n tra g en , d e r  d u rch  ein 
gese tz lich es A ufgeld  au f jed e  T on n e  
K ohlen  ü b e r  d ie  n ö tig e n  B au g eld er 
verfüg t. D ie V e rw a ltu n g  d ie se r  G eld er 
lieg t in den  H än d en  d e r  A rb e itsg em ein ­
schaften , d ie sich fü r den  rh e in isch ­
w estfä lisch en  S te inkoh len - u n d  d en  
lin k srh ein isch en  B rau n k o h len b erg b au  
zu  d iesem  Z w ecke schon  g e b ild e t haben.

R egbfr. a. D. T h  im  m.

F ü r d ie S chrittle itung  veran tw ortlich  D. M eyer in Berlin, iiir die A nzeigen  A. U lrich 'in B erlin -S teg liiz . 
V erlag  des V ereines d e u tsc h e r  In g en ieu re , Berlin NW 7 , S om m erstra lie  4 a ,  in K om m ission: 
V erlagsbuchhand lung  Ju liu s  Springer, Berlin W 9. — Buchdruckerei A. W. S ch ad e , Berliu N ¿9.


